Arbeitsunfälle 


‚Anjedem Werktag verunglücken allein in der gewerblichen Wirtschaft durch- 
‚schnittlich 10 000 Arbeiter und Angestellte. Jeder 30. Unfall hat mit einer 
‚Erwerbsminderung von über 20 % schwere und schwerste Folgen. 15 Arbei 
ter zahlen täglich an ihrem Arbeitsplatz mit dem Leben. 
Mit mehr. als 2,5 Millionen Betriebsunfällen im Jahr ist die Unfallrate im 
kapitalistischen Westdeutschland doppelt so hoch wie im Gesamtdeutsch- 
land der Weimarer Republik (1828: 1,4 Mill. Unfälle) und liegt sogar we- 
sentlich über der des faschistischen „Großdeutschlands" mit der auf Hoch- 
touren laufenden Rüstungsproduktion 1938 (ca. 2 Mill. Unfälle). 
Die Folgen: Heute leben in der Bundesrepublik 420 000 Körperbehinderte, 
die im kapitalistischen Produktionsprozeß mit der Verkrüppelung ihres 
Körpers gezahlt haben. Hinzu kommen 170 000 durch Berufskrankheiten 
dauernd Geschädi 1 jährlich 270 000 Frührentnern erreicht nur ein 
in der gewerblichen Wirtschaft die gesetzliche 
Die „flexible“ Altersgrenze, von der Regierung 
und Gewerkschaftsführer gerade im Moment in höchsten Tönen schwär- 
men, ist für die Arbeiterklasse längst traurige Wirklichkeit. So ist es dazu 
‚gekommen, daß trotz allem technischen Fortschritt und neuen Erkennt- 
nissen der’ Medizin die durchschnittliche Lebenserwartung der Lohnab- 


hängigen von Jahr zu Jahr weiter sinkt 


‚Am 1$. März letzten Jahres krochen 
7 Werttarbeiter in die leer gepump- 
ten Backbordtanks der „SEVEN 
STARS", die im Trockendock „Elbe 
17" der Hamburger Werft Blohm & 
Voss zur Reparatur lag, Als die Kol- 
legen ihre Schweißgeräte in G: 
setzten, explodierte das rest 
Gasgemisch im Tank: 4 Schweißer 
und I Werksfeuermann wären sofort 
t0t, die beiden weiteren starben spä- 
ter im Krankenhaus an den schweren 
Verletzungen. 
Im Jahr zuvor hatte es zwei ähnliche 
Unfälle auf der gleichen Werft gepe- 
ben: Im Mai eine Gasexplosion auf 
dem Zerstörer 
und ı 8: 
ber eine Gasexplosion auf der „To- 
rinita”, 3 Schwerverletzte, 
Offiziell traf die Werft in keinem 
Fall irgendeine Schuld. Der bürger- 
lichen Presse konnte man entni 
men, daß es „das blind zuschlagen- 
de Schicksal” (Bild, MoPo) wär, das 
die Kollegen getroffen hatte, 
‚Ähnlich sehen die offiziellen Unfall- 
gründe aus, Als Unfallursache ran- 
giert hieran erster Stelle die Katego- 
rie „menschliches Versagen” 
ei der Firma Grau-Bremse in 

rankfurt/Hockenheim berührte der 
Turmdrehkran eine 20 000-Volt- 
Stromleitung und verursachte einen. 
Kurzschluß mit Lichtbogen. Der un- 
ter dem Kran. arbeitende Schmied. 
Alois W, reagierte blitzschnell und 
griff nach dem Anschlußstecker des 

räns am Stromverteilerkasten der 
Baustelle, um ihn herauszuzichen, 
Da der gußeiserne Stecker unter 
Hochspannung stand, brach er sofort 
tödlich zusammen, Die folgende Un- 
tersuchung des Gewerbeaufsichts. 
amtes Mannheim ergab eine „Fehl- 
reaktion” und stufte den Unfall in 
die Kategorie „menschliches Versa- 
gen ein. 

Mit einem Strick ließ sich der Ar- 
beiter Michael W. des IBM-Werkes 
Sindelfingen in einen 4 m tiefen Be- 
hälter von einem Kollegen abseilen, 
um den Behälter zu reinigen, Als das 


Sell ein wenig zu kurz war, ließ W. 
es von seinem Kollegen kappen. Er 
stürzte mit dem Gesicht auf den Bo- 
den des Behälters, der mit giftigem 
Kupferhydroxyd-Schlamm bedeckt 
war, Einige Tage darauf starb er im 
Krankenhaus an einem Lungenö- 
dem, Offizielle Unfallkategorie der 


Gewerbeaufsicht: _ „Mönschliches 
Versagen”. 
® in den Zeppelin-Metallwerken 


Friedrichshafen kuppelte ein jugo- 
slawischer Arbeiter einen Eisenbahn- 
waggon an einen Mobilkran, Als der 
Kran anschob, rutschte der als Kup- 
pelstange benutzte lose Stempel ab, 
der jugoslawische Arbeiter wurde 
zwischen Kran und Waggon zer- 
quetscht. Gewerbeaufsicht: Es war 
„menschliches Versagen”, (Aus Spie- 
gel 13/70) 

'® Im April 1971, so berichtete die 
Frankfurter Rundschau am 30.6.7} 
wurde ein 15jühriger türkischer Ar. 
beiter beim Reinigen einer Karussel- 
Drehbank von der Maschine erfaßt 
und so schwer gequetscht, daß er 
kurz darauf starb, Ursache nach der 
Unternehmensleitung: „Menschli 
‚ches Versagen”, Auch hier bestätig 
te die Gewerbeaufsicht, es seien we- 
der technische Mängel festgestellt 
worden, noch habe die Firma gegen 
Unfallverhütungs-Vorschriften ver 
stoßen, 


“menschliches Versagen’ 


Dies. sind Arbeitsunfälle, über die 
ausnahmsweise auch in der bürgerli 
‚chen Presse berichtet wurde. Das ist 

im Gegensatz etwa zu Verkehrs- 
unfällen, selten der Fall, so daß den 
Arbeitern eines größeren Betriebes 
meistens nicht einmal Anzahl und 
Schwere der Arbeitsunfälle im eige- 
nen Betrieb bekannt sind, Ausgutem 
Grund: Eine umfassende Berichter- 
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Vietnam: 


Den Kampf bis zum Sieg führen 


Der Kampf des vietnamesischen Volkes gegen die US-Imperilisten hat 
/ein neues Stadium erreicht. Unter Führung der Nationalen Befreiungs- 
front Südvietnams befinden sich über 80 % des Landes in der Hand des 
Volkes. Getragen durch das in langen Kämpfen erworbene Vertrauen und 
‚die allseitige Unterstützung der Massen der Bauern und anderen Werktäti- 
jgen sowie durch die Hilfe Chinas und der Sowjetunion ist die Volksbe- 
freiungsarmee zu einem untrennbaren Teil des Volkes und zu seiner stärk- 
sten militärischen und politischen Macht geworden. Andererseits haben 
die US-Imperialisten den größten Teil ihrer Bodenkampftruppen abgezo- 
gen. Auf Grund dieses veränderten Kräfteverhältnisses zwischen dem Volk 
und den Imperislisten mit ihrer Marlonettenregierung konnte die Volksbe- 
freiungsärmee zu einer großen Offensive gegen die südvietnamesischen Söld- 
nertruppen übergehen. 

Wahrscheinlich ist dies noch nicht die letzte Schlacht in dem nun schon 
über 100 Jahre dauernden Befreiungskampf des vieinamesichen Volkes. 
Doch ihre Erfolge schaffen eine erneut verbesserte Ausgangssitustion für 


den endgültigen Sieg von Demokratie und Sozialismus nicht nur in Viet- 


Die Offensive begann am 30, März. 
Unter schwerem Beschuß verließen 
die südvietnamesischen Soldaten und 
ihre amerikanischen „Berater“ in 
wilder Flucht ihre Stötzpunkte sid 
lich des 17. Breitengrades, Ungeh, 
dert rückte die Volksbefreiungsar- 
mee, ausgerüstet mit Panzern und 
schweren Waffen, nach Süden vor, 
Inden folgenden Tagen begann auch 
im Zentralen Hochland und im 
Süden des Landes der Angriff von 
/Armeeinheiten und Guerillatruppen. 
Das vietnamesische Volk versetzte 
dem amerikanischen Imperialismus 
und seinen Saigoner Marionetten ei 
nen neuen schweren Schlag. 

Seit dem Beginn des Widerstandes 
gegen den amerikanischen Imperia- 
lismus im Jahre 1959 ist die Macht 
des Volkes ständig gewachsen. Wäh- 
rend anfangs die Guerillagruppen 
nur schlecht bewaffnet und den sid 
vietnamesischen Truppen militärisch 
unterlegen waren, ist das Verhält 
nis heute umgekehrt. Während an- 
fangs die US- und ssdvietnamesi- 
schen Truppen in der Offensive ws- 


ren, sind sie heute in der Defensive. 
Die US-Soldaten meutern, desertie- 
ren oder flüchten in den Haschisch- 
rausch. Die vietnamesischen Söldner 
laufen zu Zehntausenden über. 

200 Milliarden Dollar hat die 
USA dieser Krieg schon gekostet, 
Die sowjetische und chinesische Hil 
fe betrug nur ein Zehntel dieser 
Summe, Von den 17 Millionen Ein- 
wohnera Südvietnams sind minde- 
stens 5 Millionen durch die verbre- 
cherischen Terroraktimen der US- 
Truppen zu Flüchtlingen gemacht 
worden. Millionenhöhe erreicht uch 
die Zahl der Getöteten oder Ver- 
stümmelten. Auf großen Teilen des 
Landes wurde für unabsehbare Zeit 
jeder Pflanzenwuchs vernichtet. 
Tausende Dörfer wurden zerstört. 

Schon die Tet-Offensive 1968 
hatte die US-Imperilisten über- 
zeugt, daß sie diesen Krieg nicht 
gewinnen konnten. Nachdem sie 
immer mehr Soldaten und Waffen 
nach Vietnam geschickt. hatten, 
begannen sie ihre Truppen wieder 
abzuzichen. Jede ihrer Maßnahmen 


hatte nur eine Stärkung der Befrei- 
ungsfront zur Folge. Obwohl sie auf 
dieses kleine Land mehr als dreimal 
soviel Bomben warfen wie im gan- 
zen 2. Weltkrieg, wuchs die Wider 
standıkraft der Bevölkerung. Ob- 
wohl sie das im friedlichen Aufbau 
befindliche Nordvietnam mit ihrer 
schrecklichen Luftkriegsmaschinerie 
überzogen, hat die Solidarität und 
gegenseitige Hilfe zwischen beiden 
Teilen des Landes nur zugenommen. 

Dies ist letztlich darin begründet 
daß der US-Imperialismus die reak- 
tionärste, verfaulteste und verbre- 
cherischste Kraft im Weltmaßstab 
darstellt, während die gesellschaft- 
liche Entwicklung der Menschheit 
auf die Errichtung des Sozialismus 
in der ganzen Welt, die Beendigung 
der Ausbeutung der unterdräckten 
Völker und einen dauerhaften Frie- 
den zielt 

Vietnam ist das Beispiel dafür 
daß es beim heutigen Kräfteverhält- 
nis in der Welt auch einem kleinen 
Land möglich ist, sich gegen"den 
US-Imperialismus zu erheben und 
ihn in einem langdäuernden Volks- 
krieg schrittweise zu besiegen. Trotz 
seiner furchtbaren Machtmittel wird 
‚der Imperialismus schließlich unter- 
geben. 


Vietnam und der Kolonialismus 


Bevor esson den franzöwschen und 
amerikanischen Imperalisten ero- 
bert und zerstört wurde, war Viet- 
nam das am weitesten entwickelte 
Land Ostzsiens. 

Die Kolonialisierung Vietnams 
begann im Jahre 1860, Das vietna- 
mesische Volk wehrte sich verzwei 
felt und es dauerte 24 Jahre bis 
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stattung über die Arbeitsunfälle in. 
Westdeutschland würde ein ganz an- 
deres Bild der „freien Marktwirt- 
schaft” abgeben, als es die Schrei- 
erlinge der bürgerlichen Presse zu 
zeichnen haben, Dabei stellen die 
Kapitalisten und ihre Vertreter in 
der Regierung durchaus selbst fest, 
daß die Unfälle im Betrieb Rekord- 
höhen erreicht haben. Der SPD-Bun- 
destagsabgeordnete Nölling: „Die 
westdeutschen Fabriken produzic- 
ren nicht nur Rekorde an Output 
und Produktivität, sondern auch 
Höchstzahlen an Unfällen am Ar- 
beitsplatz.” (Spiegel 40/71) Und Ar- 
beitsminister Arendt im Unfall-Ver- 
hütungsbericht der Bundesregierung 
Anfang 1971: „Es ist unbestreitbar, 
daß seit drei Jahren die Unfallkurve 
wieder nach oben zeigt 
Das heißt natürlich nicht, daß di 
Kapitalisten und ihre Vertreter in 
derRegierung beginnen, sich um das 
‚Wohl der Arbeiterklasse zu sorgen. 
Was diesen Leuten Kopfschmerzen 
bereitet, sind die Folgelasten der 
ständig anwachsenden Betriebsun- 
fälle, die auch die Kapitalisten selbst 
ireffen. So rechnet der Arendt-Be- 
richt vor, daß allein im Jahr 1970 
5,4 Milliarden DM aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung für die Un- 
fallopfer aufgebracht werden muß- 
ten, Weiterheißt es im Bericht — 
zeichnenderweise für diese Motive — 
Über die Untalfolgen; 
‚Gesamtwirtschaftlich Ba 2 


und bewirken somit eine dauerhafte 
Minderung des Sozialprodukts. An 
diesen Verlusten ist auch der Staat 
durch ein geringeres Steueraufkom- 


(male Eüsatimentung it such 
der neue Gesetzentwurf der SPD/ 
FDP-Regierung zu schen, der den 
Ausbau des. icherheitstechnischen 
\und werksärzlichen Dienstes in den 
Betrieben vorsicht. Wir werden da- 
rauf in einem Artikel des nächsten 
AK, der den ungeheuer angewachse- 
nen Krankenstand der Lohnabhängi- 
‚gen untersucht, eingehen.) In den 
Augen der Kapitalisten sind es na- 
ürlich auch die „unordentlichen”, 
„nachläsigen" und „leichtsinnigen” 
rbeiter selbst, die’ die anwachsen- 
den Unfälezu verantworten habe 
So führte das Deutsche Industriein- 
stitut 1961 in seinem „Unterneh“ 
merbrief” angesichts steigender Ar- 
beitsunfälle aus: „Persönliche Min: 
gel verursachten 77 % der von der 
Gewerbeaufsichtnäherunte 
64295 Arbeitsunfälle, 

>. Besonders stark_trugen die 
10.287 File von Unordnung, Nach: 
Beet und Kehbenhtung de it und Nichtbeachtung der 

erhaltensvorshrften zur Unfal: 
ufigkeit bei, Weitere 18.827 Un: 
tülle_beruhten auf Unachtsamker 
Leichtsinn und Unfug... Es stimmt 


Iso nicht, wenn von d 

schaften vielfach behauptefwird, die 
Unflte ihnen durch Kasgesteiger 
e-Arbeltinpe ee 5 (äteieich 


‚Kuczynski, Geschichte der Lage der 
‚Arbeiter unter dem Kapitalismus, 
Bd. 7b) Und der inzwischen gestor. 
bene ehemalige VW-Chef Nordhoff 


führte auf einem „Arbeitsschutz« 
Kongreß“ aus, „daß_es bei aller 


verheit 
der_einen_Supernarren gibt, der 


kommt” (Spiegel 13/70) Was von 
„Unfallkategorien“ wie 


liches Versagen oder „blinder 
Schicksalsschlag“ zu halten ist, wird 
an den oben aufgezählten Unfällen 


ARBEITS- 
em UNFÄLLE 


— Der tödlich verunglückte junge 
Türke z.B. mußte entgegen den Be- 
stimmungen des Jugendarbeits- 
schutzes in Wechselschicht arbeiten, 
hatte keine Ruhepause von mehr als. 
(60. Minuten, wie sie bei einer Ar- 
beitszeit von mehr als 6 Stunden ge- 
setzlich vorgeschrieben ist, war nicht 
über Gefahren und Sicherheitsbe- 
stimmungen unterrichtet . . 

— Der in den giftigen Schlamm ge- 
stürzte Arbeiter mußte aus Zeit- 
mangel das Seil kappen lassen und 
hatte von der Gefährlichkeit seiner 
Reinigungsarbeiten gar keine Ah- 
nung ... 

— Oder die Gasexplosionen auf der 
Werft, die sich sämtlichst durch 
gründliche Untersuchungen vor den 
Schweißarbeiten hätten vermeiden 
lassen, ebenso der Tod des Jugos- 
lawen, wenn er eine technisch ein- 
wandfreie Kupplungsstange zur Ver- 
fügung gehabt hätte... 


Die Entwicklung der gemeldeten 
‚Arbeitsunfälle in Westdeutschland 
läßt sich in zwei Etappen einteilen. 
(Siehe Grafik oben) 

In der ersten Etappe ist die Unfall- 
zahl von Jahr zu Jahr ohne Aus- 
nahme gestiegen. In dieser Zeit ist, 
wie die Genossen des KB Bremen 
in.der „Wahrheit“ (Nr, 3) ausführen, 
„das sogenannte ‚deutsche Wirt“ 
Schaftswunder‘ “buchstäblich. über 
die Leichen der Kollegen hinweg- 
gestiegen.“ So übertraf die Unfall- 
zahl des wesentlich kleineren West- 
deutschlands schon 1951 die Un- 
fälle des Deutschlands der Weimarer 
Zeit. (im Hochkonjunkturjahr 1928 
ca. 1,4 Mill. Unfälle) Drei Jahre 
später wurden die Unfallzahlen des 
faschistischen „Großdeutschlands“ 
mit seiner 1938 auf Hochtouren 
laufenden Rüstungsproduktion über- 
holt. (2 Mill. Unfälle) Mit über 3 
Mill. Unfällen wurde schließlich. 
1961. der bisherige „Rekord“ er- 


beginnt mit An- 
fang Seit dieser 
Zeit schwankt die Unfallhäufigkeit 
zwischen 2,5 und 3 Mill. im Jahr, 
wobei sich eine ungefähre Überein. 
stimmung mit dem Konjunkturver- 
lauf (gestrichelte Linie) ergibt. Da- 
bei ging die Unfalizahl bis zum 
Krisenjahr 1966 zunächst erheblich 
zurück, Dies ist ein Ergebnis der 
ersten Rationalisierungswelle des 
Kapitals zu Anfang der 60iger Jah- 
re, die zum einen den Anteil der un- 
mittelbaren körperlichen Arbeit am 
Produktionsprozeß durch Maschi- 
neneinsatz verringerte und anderer- 
seits so insgesamt eine Verschie- 
bung der Arbeiter von gefahrvollen 
zu weniger gefährlichen Wirtschafts- 
bereichen mit sich brachte. So nahm 
seit dieser Zeit der Angestellten. 
Anteil der Arbeiterklasse erheblich 
zu, während sich z.B. die Zahl der 
besonders gefährdeten Bergarbeiter 
um die Hälfte verringerte. 

Seit der Krise 66/67 setzte dann die 
2. Rationalisierungswelle des Kapi- 
tals ein, die sich nach Ausschöpfung 
der technischen und maschinellen 
Möglichkeiten vor allem auf die Ar- 
beitsbedingungen der arbeitenden 
Menschen konzentrierte: Neue Ak- 
kord- und Prämiensysteme, Abbau 
von Erholungspausen, kürzere Vor- 
gabezeiten etc. waren das Ergebnis, 
Seitdem befingen sich die Unfälle 
trotz anhaltender Zunahme des An- 
gestellten-Anteils im weiteren Vor- 
marsch. Über diese Tendenz kann 


auch der geringfügige Rückgang im 
letzten Jahr nicht hinwegtäuschen, 
da einmal im Konjunkturabschwung 
durch höhere Arbeitslosigkeit, Kurz- 
arbeit und Überstundenabbau die 
Unfaligefährdung abnimmt, anderer- 
seits aus Angst um den Arbeitsplatz 
leichtere Unfälle nicht anzeigt, son- 
dern am Arbeitsplatz „ausgeheilt“ 
‚werden. So hat nach einem Bericht 
der Frankf. Rundschau v. 11.4.72 
die Zahl der tödlichen Unfälle im 
letzten Jahr sogar um mehr als 10% 
zugenommen! 


‚Akkord= Mord 


Um 1400 Prozent hat sich in den 
letzten hundert Jahren die durch- 
schnittliche Produktivität eines Fa- 
brikarbeiters erhöht (Spiegel 16/72). 


Allein die 
men seit Anfang det Süiger Jahre 
haben bis heute fast eine Verdoppe- 
hung der Arbeitsleistung pro Stunde 
gebracht. Dementsprechend ist trotz 
teilweiser Abnahme schwerer kör- 
perlicher Arbeit der nervliche und 
psychische Druck am Arbeitsplatz 
derartig gestiegen, daß der Organis- 
musder arbeitenden Menschen noch 
mehr belastet ist. So berichtete der 
Mülheimer Arbeitsmediziner Hettin- 
ger, daß schon die mittlere Bela: 
ung an den Arberapltzen Det 
elsweise der Metall- und Stahlar- 
Beier „nahe an der zumutbaren 
Jauerleistungsgrenze” Tiege, So ha- 
be_er bei mehr als einem Drite 
Ger Beschäftigten „ganz eindeuti 
eine mehr oder weniger rz 
stem aufgewiesen. "(Spiegel 16/72) 
Nach einer schon vorüber 10 Jahren 
durchgeführten Untersuchung des 
Max-Planek-Institutes für Arbeiter- 
physiologie in 13 westdeutschen 
Giebereien waren etwa 15-20 % 
ier Gießereiarbeiter täglich unzu- 
mutbar überlastet, so daß sie mit 
Sicherheit vorzeitig inalidisiert wer- 
den müßten. (Kuczynski, 0.) Daß 
auch die Verkürzung der Arbeits- 
zeit sich voll zu Lasten der Arbeiter- 
klasse niedergeschlagen hat, mußte 
sogar der bürgerliche Arbeitswissen- 
schaftler Otto Graf 1961 in der 
„Neuen Ruhr-Zeitung“ zugeben: 
Diese Verkürzung ist, um auf die- 
Sie Produktion — „zu kommen, 


„durch ein erhöhtes Arbeitstem- 


6 unter Verzicht auf notwend; 
Un ainsienwere Felge Wünschenswerte Erholungsgele- 
ienheiten aufgefangen worden und 
SET zu einem’ Lieineren Tel dureh 
Kationalisierungsmaßnahmen] 

Ohne vermehrte Angrengungen der 
Rieker zunehmen (Kae: 
Zynski, «0.) So haben insbesondere 
die neuen Arbeitsplatzbewertungs- 
verfahren die Arbeitsplätze für die 
Kapitalisten noch einträglicher ge- 
macht, häufig ohne auch nur die 
kleinste Erleichterung durch Ver- 
änderungen am Arbeitsplatz selbst 
zu schaffen. So unterteilt das ameri- 


kanische MTM-Verfahren z.B. den 
Arbeitsablauf mittels Zeitlupenauf- 
nahmen in „wirksame Bewegungen“ 
(Greifen), "„verzögernde" (Überle- 
gen) und „unwirksame" (z.B. etwas. 
wieder aufheben). Indem nun höhe- 
re, durch MTM errechnete Normen 
angesetzt werden, sollen die „ver- 
zögernden“ und „unwirksamen Be- 
wegungen, die ja gerade für den Ar- 
beiter im Akkordstreß eine kleine 
Entspannung bringen, völlig ausge- 
schaltet werden. Somuß sich der Ar- 
beiter, will er die Zeiten schaffen, 
völlig auf den Arbeitsvorgang kon“ 
zentrieren. Daß unter diesen Ar- 
beitsbedingungen Unfallrekorde auf 
der Tagesordnung stehen, nimmt 
nicht Wunder. Betroffen sind vor 
allem Akkordarbeiter, die in Er- 
müdungzeiten, etwagegen Ende der 


gen, auf alle 
ernd zukommendeGefahrennoch zu 
achten. Ebenso gibt es laufend Un- 
fälle bei dem Versuch, Störungen 
oder kleinere Reparaturen bei lau- 
fenden Maschinen vorzunehmen. 
Hierzu sind die meisten Akkordar- 
beiter häufig entgegen Unfallverhü- 
tungsbestimmungen schon deswe- 
gen gezwungen, weil das Anhalten 
der Maschinen durch Zeitpausen den 
‚Akkord und damit den Lohn drückt. 
Immer wieder geraten so Arme und 
Beine zwischen laufende Maschinen. 
Dementsprechend rangieren in der 
Statistik der verletzten Körperteile 
die Hände an erster Stelle, inge- 
samt machen Verletzungen und Ver- 
stümmelungen der Gledmaße &/5 
aller Arbeitsunfälle aus. Unerfahre- 
ne Arbeiter, z.B. Jungarbeiter oder 
ausländische Arbeiter, müssen mit 
‚noch wesentlich höherem Blutzoll 
„Lehrgeld“ zahlen. So werden 70 % 
äller Unfallgeschädigten vor dem 
25. Lebengahr getroffen. Und die 
Unfallrate der ausländischen Kolle- 
‚gen liegt doppelt so hoch, was wei- 
terhin damit zusammenhängt, daß 
diesen Arbeitern besonders körper- 
lich schwere Arbeitsplätze zugewie- 
sen werden, auf denen die Unfall- 
rate sowieso noch höher ist. So pas- 
sierten z.B. in den Siger Jahren bei 
der besonders schweren Arbeit im 
Bergbau über 15 & aller Unfälle, ob- 
wohl der Anteil der Bergbauarbeiter 
an allen Arbeitern der gewerblichen. 
Wirtschaft nur 5 % betrug. 


Insge- 
samt ist die Unfallrate in dieser Zeit 


schen Staaten die höchsten Unfall- 
raten aufweist. „Noch mie und in 
keinem Land war die Zahl der Be- 
triebsunfälle so hoch wie bei uns“, 
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schrieb die Neue Ruhr-Zeitung 
1961. Und die Zeitung der IG Metall 
berichtete im gleichen Jahr: „Wenn 
indenUSA 10Mdl t. Rohstahl pro- 
duziert werden, dann verunglicken. 
dabei 8 Menschen — in der Bundes- 
republik kommen auf die gleiche 
Menge Stahl 44 tödliche Unfälle. Mit 
einem Rekord an Toten bezahlt die 
westäeutsche Eisen- und Stahlindu- 
strie ihre Produktionsrekorde.“ (zit. 
nach Kuczynski, s0,) In den letzten. 
Jahren erreichten so nur noch ein. 
Drittel aller Arbeiter die gesetzliche, 
Altersgrenze, mußten im Schmitt. 
Jahr für Jahr 270 000 „Irähimvali- 
äisiert” werden, sank die statistische. 
Lebenserwartung der Arbeiter von 
Jahr zu Jahr. Dagegen brauchten 
sich die westdeutschen Unterneh 
‚mer um die Folgen ihres „Produk- 
tionsrekordes* schon deswegen nic 


der kapitalistischen Produktionsrer- 
hältnisse, daß Gesundheit und Le- 
ben der arbeitenden Menschen, der 
Produzenten also, durch staatlichen. 
Zwang und Gesetze geschätzt wer- 
den müssen. Diese Gesetze hat die 
Arbeiterklasse zunächst in England, 
dann mit der weiteren Entwicklung 
indenanderen kapitalistischen Staa- 
ten im jahrzehntelangem Kampf um 
die gesetzliche Beschränkung des. 
‚Arbeitstages, besonders für Frauen 
und Kinder, um Unfallschutz und 
Gewerbeordnung usw. durchgesetzt. 
Dabei standen diese Gesetze zwar 
dem Interesse des einzeinen Kapi- 
talisten, seine Arbeiter solange aus- 
Zuqueischen, „solange noch eine 
Muskel, eine Sehne, ein Tropfen 
Bluts auszubeuten war“ (F- Engels: 
Die engl. Zehnstundenbil), entge- 
gen. Sie lagen andererseits insofern 
aber zuch durchaus im Interesse der 
gesamten Kapitalistenklzsse, als daß 
nur so die physische Existenz der 
Arbeiterklasse gesichert werden 
konnte, die im Frähkapitalismus 
durch die Ausmergelung der Arbei- 
ter bis zu den äußersten Grenzen 
und ständig sinkende Lebenserwar- 
tung bedrohliches Ausmaß ange- 
nommen hatte, 


Rechte und Gesetze, die dem Arber 
ter Zwang auflegen, bis ins kleinste 
Detad festgelegt sind und ihre Über- 
tretung sofort unnachsichtäge Stra- 
fen zur Folge hat, sind die Gesetze, 
die Kapitalisten zu etwas verpflich- 
ten, großzügig, und lassen dem ein 
zeinen zunächst einmal erheblichen 
„Ermesenspielrum" So wer 
Pflichtet zB. & 120 a der Gewerbe- 
ordnung die Unternehmer nicht, die 
rg 5 
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‚gen, Maschinen und Gerätschaften 
so einzurichten, zu unterhalten und 
den Betrieb so zu regeln, daß die 
‚Arbeiter gegen Gefahren für Leben 
und Gesundheit“ geschützt sind, 


für eine „Natur“ der Betrieb hat, 
bestimmt „natürlich“ der Unternel 


Daszweite ist, daß Gesetze gegen die 
Unternehmer zwar auf dem Papier 
stehen, aber gleichzeitig die Ein- 
haltung dieser Gesetze nicht kon- 
trolliert wird. Auch das ist in West- 
deutschland der Fall. So gibt es 
zwar. Unfallverhütungsvorschriften, 
Gewerbeordnungen, Jugendarbeits. 
schutzgesetz ete., aber diese schon 
an sich völlig ungenägenden Gese- 
tze sind eine Farce, da sie mit dem 
vorgesehenen, Kontrollapparat übe 
‚haupt nicht ännähernd kontrolliert 
werden können! So sprechen Unfall- 
forscher in Westdeutschland vom 


„Dilemma der Aufsichtsdienste“, 
denn 1,5 Mill. westdeutscher Beirie- 
be müssen von 738 technischen Auf- 
sichtsbeamten „überprüft“ werden. 
Da bleibt, statistisch berechnet, für 
jeden Betrieb 1/2 Stunde! In Ham- 
burg z.B. gibt es sowenig Aufsichts- 
beamte, daß für einen Betrieb wie 
die Werft B+ V, auf der es im Jah- 
resdurchschnitt allein ca. 10 tödl 
‚che Unfälle gibt, nur ein Besuch im 
Jahr — für wenige Stunden — übrig- 
‚bleibt. (Außer der „Ursuchenfor- 

wenn was passiert war.) 
Über die Bremer Verhältnisse be- 
richten die KB-Genosen in der 
„Wahrheit“ Nr. 3: „Die Gewerbe 
Aufsicht in Bremen besteht aus ge- 
tade 2 Dutzend Personen. Wie 
scharf“ die Kontrolle des Unfall- 
Und Gesundheitsschutzes durchge- 
führt wird, ist daraus ersichtlich, 
daß es z.B. 1968 nur zu einer einzi 
gen Strafanzeige gegen einen Betrieb, 
‚gekommen ist.” In den meisten 
Fällen von. offensichtlichen Ver- 


stößen werden nur „Mängelrügen“ 
ausgesprochen, die wie Schall und 
Rauch verhallen. So überprüften die 
Gewerbeaufsichtsimter in Baden- 
Würtemberg 1970 in einer landes. 
weiten Aktion 4400 Baubuden. Nur 
bei 1 7U0 gab es keine Beanstandun- 
gen. Als ein Jahr später wieder eine 


derartige Aktion überraschend 
durchgeführt wurde, waren von 
5 800 nur noch 1 000 einwandfrei 
nach den Bestimmungen! Bei den 
1968 350.0 nur überprüften 
Betrieben, (das ist knapp 1/4) wur- 
den weit über eine Million Bean- 
standungen festgestellt. Welche Ge- 
fahren das für die Arbeiter mit sich 
bringt, wurde nach einem Groß- 
brand im Hamb. Hafen deutlich. Es 
fehlten bei 138 von 322 Großlägern 
und- Hallen die gesetzlich vorge- 
schriebenen Fluchtwege bei Feuer, 
Natürlich gibt es auch keine syste- 
matische Unfallursachenforschung. 
Der IGM-Unfallexperte Laubrecht 
„Es ist im Zeitalter der Datenverar- 
beitung einfach kurios, daß man 
nicht erfahren kann, wieviel tödliche 
Unfälle mit Gabelstaplern eines be- 
stimmten Typs verursacht worden 
sind.“ (Spiegel 40/71) 

1969, kündigte die. SPD-Regiering. 
an ihrem Programm an: „Die wach- 
senden Möglichkeiten des techni- 


schen Fortschritts müssen für den 
Schutz der Gesundheit des Men- 
schen eingesetzt werden ... . Die 
Erkenntnisse der modernen Arbeits- 
‚medizin müssen überall zu Gunsten 
des Arbeitnehmers angewandt wer- 
den‘” Wie schr diesen Leuten ı 
sichlich die Gesundheit ihrer Ar 
beitnehmer“ am Herzen liegt, kann 
man daran schen, das das Fach Ar- 
beitsmedizin in der Forschung per- 
sonell und finanziell schwächer aus- 
gestattet it, alsz.B. Archäologie. Wo 
Milionen Lohnabhängigen geht, da 
jtt der Fiat für Arbeitsmedizin 
sehune_des_Bundsssrbeitsministe: 


ie „innere Sicherheit” der BRD 
Aurch den „Linksradikalismug” ge- 
Alhrdet jet 


Fortsetzung lolgt im ARBEITERKAMPF IS 


Frankreich das gesamte Gebiet er- 
obert hatte, 

Durch Anbau von Reisund Kaut- 
schuk im Süden und die Ausbeu- 
tung der Bodenschätze im Norden 
wurde Vietnam zur profitabelsten 
Kolonie Frankreichs. Es lieferte die 
für den Aufbau des Kapitalismus 
‚nötigen Rohstoffe und war Absatz- 
markt für die fertigen Waren, Die 
‚Entwicklung einer eigenen vietname- 
sischen Industrie wurde deshalb ver- 
hindert, alle Profite wurden in vol- 
ler Höhe aus dem Land abgezogen. 
So geriet Vietnam in völlige Ab- 
hängigkeit vom französischen Impe- 
ialismus, 

Durch drückende Steuern wurde 
die Landwirtschaft ausgebeutet und 
die freien Bauern ruiniert, Im Süden 
besaßen schließlich 0,4% der Fami- 
lien 44% des Bodens, 61% hatten 
kein Land und mußten sich als 
Fronarbeiter verkaufen. Der Men- 
schenhandel mit Plantagenarbeitern 
blühte, Nur 23% waren in der In- 
ustrie beschäftigt, 

Das Kennzeichen einer solchen 
kolonialen Gesellschaftsstruktur ist 
es, daß die Interessengegensätze zwi- 
schen Bauern, Arbeitern, Mittel- 
schicht (Händler, Handwerker, Be- 
amte) und der schwachen einhei- 
mischen Bourgeoisie — also von cı 
95% der Bevölkerung — zurücktre- 
ten hinter dem Gegensatz zu den 
Imperialisten und dem Teil der Be- 
völkerung. (Großgrundbesitzer, ho- 
he Beamte und Militärs), der sie un- 


terstützt. 

Durch die übermächtige Herr- 
schaft der imperialistischen Profit 
interessen ist jede Rückkehr zu den 
alten Gesellschaftsstrukturen un- 
möglich. Nur im Kampf für Demo- 
kratie gegen ausländischen Imperia- 
lismus und einheimischen Feudalis- 
mus ist für das, gesamte Volk eine 
Befreiung aus Unterdrückung, Aus- 
beutung und Elend möglich, Die 
Ziele der Arbeiter und Bauern sind 
national und demokratisch: die Un- 
abhängigkeit des Landes und „das 
Land denen, die es bebauen". Sie 
lassen sich nur verwirklichen, wenn 
gleichzeitig der Kampf gegen eine 
entstehende einheimische Ausbeu- 
terklasse, d.h. für den Sozialismus, 
geführt wird. 


Die einheimische Bourgeoisie, eine 
zahlenmäßig geringe Schicht, war 
der Träger der ersten Befreiungsbe- 
strebungen, die um 1910 begannen. 
Einerseits wollte sie mit den Kolo- 
miälherren politisch gleichgestellt 
sein, andererseits konnte sie sich 
micht auf die Massen des Volkes 
stützen, da ihre Interessen darin be- 
standen, die Imperialisten in der 
Unterdrückung des Volkes abzu- 
lösen. Da außerdem die Kolonia 

sierung die Entwicklung einer stä 
keren Bourgeoisie verhindert hatte, 
war sie nicht in der Lage, eine bür- 


gerlich-demokratische Revolution 
durchzuführen. 

Nach dem 1. Weltkrieg hatten 
sich die Bedingungen verändert: In 
der Sowjetunion war der erste sozi 
listische Staat errichtet worden und 
die Kriegsindustrialisierung der Ko- 
lonie hatte eine Arbeiterklasse her- 
augebildet. In Vietnam entstanden 


revolutionäre Massenorganisationen, 
die konsequent die Interessen der 
Arbeiter und Bauern vertraten, Nun 
wurde der Kampf zwischen den 
Menschen in den Kolonien und den 
ausländischen Imperilisten als Klas- 
senkampf_ begriffen und geführt. 

Der Einfluß des Aufbaus der 
Sowjetunion auf die unterdräckten 
Völker kann nicht unterschätzt wer- 
den. Lenin, dessen Schriften nun in 
aller Welt studiert wurden, hatte 
den 1. Weltkrieg als Krieg zwischen 
den imperialistischen Staaten um 
die Aufteilung der abhängigen Län- 
erklärt. Der ganze Verrat der soge- 
nannten „sozialistischen” Parteien 
der imperialistischen Länder wurde 
aufgedeckt und verurteilt, die diesen 
Krieg im Interesse der Imperilisten 
und um damit „ihrer” Bourgeoisie 
Zu helfen, fremde Länder zu berau- 
ben, als „Vaterlandsverteidigung” 
bezeichnet und unterstützt hatten 

„Zum Eckstein der gesamten Po- 
itik der Kommunistischen Intern=- 
tionale in der nationalen und kolo- 
nialen Frage muß die gegenseitige 
Annäherung der Proletarier und 
werktätigen Massen aller Nationen. 
und aller Länder zum gemeinsamen 
revolutionären Kampf für den Sturz 
der Gutsbesitzer und der Bourgeoi- 
sie gemacht werden”. (Lenin) 

Die 3. Kommunistische Internz- 
tionale (Komintern) setzte diese Po- 
tik in die Praxis um. Auch der Be- 
freiungskampf des vieinamesischen 
Volkes wurde von ihr angeleitet und 
unterstützt 1930 wurde die Kommu- 
nistische Partei Vietnams gegründet. 
Ihrend des 2. Weltkriegs be- 
setzte Japan große Teile von Ost- 
asien, unter anderem 1940 auch 
Vietnam. Damit bot sich die Ge- 


Iegenheit, die Widersprüche zwischen 
den französischen und japanischen 
Imperialisten auszunutzen. Während 
die Japaner die gesamte französische 
Kolonialverwaltung _zerschlugen, 
sammelte und organisierte die Kom- 
munistische Partei alle antilmperis- 
listischen Kräfte und baute auf dem 
Land revolutionäre Stützpunkte zuf. 

Als die Japaner kapitulierten, waren 
bereits große Teile Vietnams unter 
der Kontrolle des Volkes. Innerhalb 
von 14 Tagen wurde das Land durch 
‚einen allgemeinen Aufstand befreit 
und den Volkskomitees unterstellt 

Die Regierung der Nationalen 
Einheitsfromt (Viet Minh) wurde 
mit 80% der Stimmen gewählt. Sie 
verabschiedete eine Verfassung, die 
eine 40-Stunden-Woche, bezahlten 
Urlaub, Soziaiversicherung und 
Schulpflicht vorsah. Mit der Agrar- 
reform war schon in den revolutio- 
nären Stützpunkten begonnen wor- 
den. Ausländische Plantagen und 
Fabriken wurden enteignet 

Doch die Leiden des vieiname- 
sischen Volkes hatten noch kein 
Ende gefunden. Die Imperalisten 
kehrten zurück, um „Ruhe und Ord- 
mung zu garantieren”. 
sich um die „Ruhe und Or 
der kolonialist 
Die Viet Minh Regierung wurde mi 
Waffengewalt gestürzt, der darauf- 
folgende Generalstreik blutig unter- 
dröckt. 

Die französichen Generale mein- 
ten, die Rückeroberung des gesam- 
tenGebietes werde, ein Spaziergang” 
sein. Sie dachten, wo keine Armee 
sei, sei auch kein ernstzunehmender 
Gegner. Doch die Situation hatte 
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sich inzwischen gewandelt, Unter 
‚der Führung der Kommunistischen 
Partei war es zum ersten Mal ge- 
lungen, die ausländische Unterdrük- 
kung für kurze Zeit abzuschüfteln 
und Unabhängigkeit, Gerechtigkeit 
und Demokratie zu erreichen. Auf 
Grund dieser konkreten Erfahrung 
unterstützte die Masse der Bauern 
und anderen Werktätigen mit allen. 
Mitteln ihre ‚Partei und baute ihre 
Volksarmee _ auf, Die vorläufige 
Niederlage war deshalb in Wirklich. 
keit ein teilweiser Sieg. 


Der_revolutionäre _Volkskrieg 


Die Untrennbare Verbindung der 
Massen mit ihren Kämpfern machte 
das vietnamisische Volk unbesieg- 
bar, In jedem Dorf entstanden ört- 
liche Partisaneneinheiten, Jede Be- 
wegung der feindlichen Truppen war 
bekannt, Man wich ihnen aus wenn 
sie zu Stark waren. lockte sie 


in Hinterhalte und griff sie dann 
mit vielfacher Überlegenheit an. Die 
erbeuteten Waffen dienten dazu, 
weitere Teile des Volkes zu bewaff- 
nen. Terrormaßnahmen der Besatzer 
verstärkten nur den Willen des Vol- 
kes zu siegen, 

„Diese Armee ist dadurch stark, 
daß alle, die ihr beigetreten sind, 
bewußte Disziplin halten; sie haben 
sich vereinigt und kämpfen nicht 
um der Privatinteressen einer Min- 
derzahl oder einer kleinen Gruppe 
willen, sondern für die Interessen 
der breiten Volksmassen und für die 
Interessen der gesamten Natioı 
(Mao Tse-Tung) 

Nach einer gewissen Zeit des 
Kampfes waren die Kräfte des viet- 
namesischen Volkes gewaltig ge- 
wachsen, In falscher Einschätzung 
‚des Kräfteverhältnisses wollten nun 
‚die französischen Imperialisten 1954 
eine Entscheidungsschlacht_ provo- 
zieren, Sie konzentrierten ihre Kräf- 
tein der Dschungelfestung Dien Bien 
Phu und im Delta des Roten Flusses, 
Doch sie hatten sich endgültig ver- 
rechnet, Durch gleichzeitige Angrif- 
fehielt die Volksarmee Entsatztrup- 
pen auf, eröffnete eine zweite 
Front und kesselte die Festung ein. 
Nach 55 Tagen war Dien Bien Phu 
erstürmt und völlig vernichtet. 
16000 französische Soldaten wurden. 
getötet oder außer Gefecht gesetzt. 
Die französischen Imperislisten hat- 
ten, trotz massiver amerikanischer 
Unterstützung, den Kolonialkrieg 
verloren, 


„Der Sieg von Dien Bien Phu wird 
in°die Geschichte des Befreiungs- 
'kampfes der unterdrückten Völker 
eingehen. Er gab ihnen Vertrauen in 
ihre Stärke und lehrte die Imperiali- 
sten das Fürchten.” 


Die US-Imperialisten brechen 
den Friedensvertrag 


Der in Genf ausgehandelte Frie- 
densvertrag bestimmte, daß Vietnam 
am 17. Breitengrad vorläufig ge- 
teilt wurde, Die Volksstreitkräfte 
sollten in den nördlichen.die fran- 
zösischen Besatzungstruppen in den. 
südlichen Teil abgezogen werden. 
Allgemeine freie Wahlen innerhalb 
einer Frist von zwei Jahren sollten 
dann zur Wiedervereinigung Viet- 
nams führen, Die Einfuhr von Waf- 
fen, Truppen, Kriegsmaterial und die 
Errichtung von Militärstützpunkten 
war untersagt 

Bis lange Bruch 


nächst schlecht. Die abziehenden 
französischen Truppen hatten Ver- 
waltungsunterlagen mitgenommen, 
Bergwerke unter Wasser gesetzt, Hz“ 
fenanlagen gesprengt, Durch Reis- 
lieferungen auf Kosten der Sowjet- 
union konnte eine Hungersnot ver- 
hindert werden. Trotz der großen 
Schwierigkeiten ging die gesell- 
schaftliche Umgestaltung und der 
Wiederaufbau schnell voran. Noch 
während des Krieges war die Land- 
reform fortgeführt worden. 1958 
begann dann die Kollektivierung der 
Landwirtschaft, die zu einem er- 
höhten Lebensstandard der Bauern 
bei gleichzeitig jährlich um- 4% 
steigender Produktion führte, 1963 
waren 88% aller Bauernfamilien Mit- 
glied einer Kooperative, Mit chine- 
sischer und sowjetischer Hilfe wurde 
die Industrie wieder in Gang gesetzt 
und dann planmäßig, entwickelt, 
Nachdem die Menschen in Nord. 
vietnam ihre politischen und sozia- 


pad agkäs Ien Rechte erkämpft hatten, verbes- 


verte sich nun ständig ihr Leben, 


Hl üs ‚Volk Südvietnams leistet 


© Widerstand 


durch die USA hat sich die Viet 
Minh genauestens an diesen Vertrag. 
gehalten. Die USA-Imperiisten je- 
doch hatten längst andere Pläne. 

Ein Ergebnis des 2. Weltkrieges 
war die vorherrschende Rolle der 
USA in Südostasien, Die französi- 
schen Truppen waren nur ihre Staft- 
halter und der Kolonialkrieg wurde 
mehr und mehr von den USA finan- 
ziert. Nach dem Sieg der Revolution 
in China 1949 verstärkte sich das 
amerikanische Interesse an Vietnam. 
Es sollte das letzte Glied in der Ein- 
kreisungskette um China und die 
‚Sowjetunion werden. 

Zunäghst wurde, wie die NATO, 
im Westen, das imperialistische 
Bündnis der SEATO im Osten ge 
gründet, das den aggressiven US- 
Interessen dienen sollte, Die SEATO 
bestimmte gegenseitige Hilfe aller 
Mitglieder im Fall einer „kommu- 
nistischen Aggression”. Außerdem 
wurde in Südvieinam das Regime 
Ngo Dinh Diem eingesetzt. Es sollte 
mit amerikanischer Unterstützung 
das Volk an der freien Entscheidung 
für die Viet Minh hindern und die 
amerikanische Herrschaft auf unbe- 
grenzte Zeit sichern. Mit der fre- 
‚chen Behauptung, daß die Abhal- 
tung von Wahlen unter den in 
Nord(!Jvietnam herrschenden Ver- 
hältnissen unmöglich sei, wurde der 
Friedensvertragendgültiggebrochen. 


Die Demokratische Republik 


Die Lage in Nordvietnam war zur 


© in Südvieinam dagegen vergrößerte 


I nich das Elend der Muwen i 


mehr. Die landwirtschaftliche Pro- 
‚duktion pro Kopf ging in den von 
‚den Imperialisten kontrollierten Ge- 
bieten fast auf die Hälfte zurück, 
Es mußte Reis eingeführt werden, 
Dagegen stieg die Kautschukproduk- 
tion für die ausländischen Monopole 
um 50% und erreichte 60% der 
Ausfuhr, 

Alle demokratischen Rechte (Re- 
Presse- und Versammlungsfrei- 
heit, freie Wahl des Wohnsitzes) 
wurden aufgehoben, jeder „Verdäch- 
tige” Konnte ohne Urteil Testgehal 
ten werden. Für „Verbrechen gegen 
die Sicherheit des Staates” wurden 
Todesurteile verhängt, 

Teilweise seit 1945 hatten die 
Bauern das Land der geflohenen 
Großgrundbesitzer in Besitz genom- 
men und selbst verwaltet. Nun ka- 
men diese mit Unterstützung der 
Regierung zurück und verlangten 
die Pacht für die vergangenen Jahre. 
Die Forderungen wurden mit Hilfe 
der Armee eingetrieben. 50-75% 
der Ernte sollten jährlich an die Feu- 
dalherren abgeliefert werden, Da- 
taufhin begannen die Massen, den. 
Widerstand neu zu organisieren. 

1960 wurde die Nationale Be- 
freiungsfront Südvieinams (FNL) 
gegründet, Sie umfaßte alle Grup- 
pen, die sich gegen das Regime des. 
amerikanischen Imperialismus rich- 
teten und forderte die Einsetzung 
einer Volksregierung und die 
Wiederherstellung der demokrati- 
schen Rechte. Schon 1961 waren 
3/4 der ndlichen Gebiete wieder 


f 


in der Hand des Volkes, 

Noch während die Kimfpe im 
Gange sind‚werden in den befrei- 
ten Gebieten alle nötigen Refor- 
men durchgeführt, Das Land der 
Großgrundbesitzer wird verteilt, die 
Bodennutzung verbessert, Schulen 
und Krankenhäuser werden einge- 
richtet und eine eigene Verwaltung 
wird aufgebaut. Die Steuern betra- 
gen nicht mehr als 10% des Einkom- 
‚mens. So liegt der Kampf der Volks- 
armec im ureigensten Interesse der 
Bevölkerung. Die Kämpfer bewegen 
sich im Volk „wie der Fisch im 
Wasser”, 


Blutiger Terror 5 
Vietnam war für den US-Imperilis- 
mus zum Testfall geworden. Ein 
Sieg des vieinamesischen Volkes 
mußte zu einem Machtverlust der 
Imperilisten auch in anderen Teilen 
der Welt führen und den Klassen- 
kampf in den USA beeinflussen 
Zielstrebig begannen sie deshalb,den 
Krieg. zu „eskalieren”. Um „den 
Feind seiner Bevölkerung zu be 
rauben” wurden alle Mittel des 
Terrors angewandt 
+ Strategische Dörfer 
Die Bauern werden zu Tausenden 


von den Feldern geholt und müssen 
in Zwangsarbeit neue befestigte und 
bewachte Dörfer anlegen. Die alten 
Dörfer werden niedergebrannt, 

+ free fire zones 
Nach Vertreibung der Besölkerung 
und Zerstörung von Hütten und 
Vorräten wird in diesen Zonen olıne 
‚Anruf auf alles geschossen, was sich 
bewegt. 

+ Vorbeugende Luftangriffe, 
Stör- und Sperrfeuer, Flächenbom- 
bardements, Napalm: 

Diese Luft- und Artillerieangriffe 
treffen die unvorbereitete und un- 
geschützte Zivilvevölkerung. 

+ Chemische Ernte- und Waldver- 
nichtung: 


Mit chemischen Pflanzengiften 
wurde insgesamt eine Fläche von 
20.000 qkm, d.h. 6 % der Gesamt- 
fläche Vietnams, besprüht. Nahrung 
für über eine Million Menschen wur- 
de vernichtet. Die Gifte rufen Krebs 
und Mißbildungen bei Neugebore- 
nen hervor. Die Wakigebiete werden 
nie mehr neu wachsen, 

Alle Terrormittel wurden gezielt 
gegen die befreiten Gebiete nad. 
insbesondere gegen die Zivilbevöl- 
kerung, Krankenhäuser und Schu- 
ien eingesetzt. In der Provinz um 
My Lai wurden zB. auf diese Wei- 
se 70 % aller Dörfer zerstört. Die 
Folge war jedoch mar, daß sich die 
Zahl der Flüchtlinge erhöhte und 
daß die FNL noch mehr Freunde 
und die Imperialisten noch mehr 
Feinde gewannen. 


Um 1963/64 tat eine gewisse 
Wende in der Vietnampoltik des 
US-Imperialismus ° ein, markiert 
durch den Sturz Diems und die 
Ermordung Kennedys. Da die bis 
herigen Maßnahmen keinen Erfolg 
gehabt hatten, wurden die amer- 
kanischen Bodentruppen verstärkt 
und griffen nun in die Kämpfe direkt 
ein. Gegenüber Nordvietmam ging 
man von Sabotageaktionen zum of- 
fenen Bombenkrieg über. 


Das Volk wird siegen 


Als die amerikanischen Soklaten 
nach Südvietnam kamen, hatten die 
/FNL ngst alle strategisch wichti- 
gen Stellungen besetzt. Die Takti- 
ken der US-Armee schlugen fehl 
und es gelang ihr nicht, ihre iso- 
lierten Stützpunkte auszudehnen, 
So mußten die amerikanischen 
Truppen nach den Bedingungen der 
Volksırmee Krieg führen. Nirgens 
waren sie sicher. von allen Seiten 


wurden sie angegriffen. Die Ame- 
tikaner haben in Vietnam kein Hin- 
terland, die Front ist überall, denn 
das ganze Volk ist die Armee. 

Die Imperialisten versuchten, ihr 
Dilemıima durch die Entsendung wei- 
tererTruppen zu lösen. Bis 1968 
sieg ihre Zahl auf 543.000. Die 
Bombenangriffe auf Nordvietnam 
Wurden weiter verstärkt. 

Doch die Tet-Offensive der Na- 
tionalen Befreiungsfront zeigte, daß. 
sich trotzdem das Kräfteverhältnis. 
weiter zugunsten der FNL verin- 
dert hatte. Der US-Imperialismus 
mußte seine Hoffmung aufgeben, in 
Vietnam zu siegen. 

Die „Vietnamisierung“ und der 
Abzug der amerikanischen Trup- 
pen sind das Eingeständnis dieser 
Niederlage. Das Ziel des US-Imperi- 
alismus ist es jetzt, einen Sieg der 
FNL zu verhindern. 

Ho ChiMinh sagte Ende 1966: 
„Wir icben den Frieden zutiefst, 
den wirklichen Frieden in Unsb- 
hängigkeit und Freiheit. Wir sind, 
entschlossen, bis zum Äußersten 
gegen die amerikanischen Aggrex 
oren zu kämpfen, weiche Opfer 
immer dieser Kampf fordert. Unsere 
Sache ist gerecht. Wir haben die 
brüderliche Hilfe der sozielistischen 
Länder und die aktive Unterstär- 
zung der Völker der Weir. Wir 


werden siegen.” 
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Eskalation 
der ® 


In einer Umfrage im Juni vergangenen Jahres will das Meinungsforschungs- 
institut in Allensbach festgestellt haben, daß 69 % der Bevölkerung sich 
von Verbrechern und zunehmender Gewalttätigkeit bedroht fühlen. Über 
die Hälfte der Bevölkerung soll der Umfrage zufolge mehr Polizisten und 
mehr „Taten für Sicherheit und Ordnung” für notwendig halten. („Zeit- 
Magazin", 1.9.71) 

Wenn man auch gegenüber derattigen „„Meinungsumfragen” skeptisch sein 
sollte, wollen wir annehmen, daß das Ergebnis ungefähr mit der Meinung 
in der Bevölkerung übereinstimmt. Dies wäre absolut kein Wunder. Presse, 
Funk und Fernsehen haben mit dem Schreckgespenst „wachsende Krimi- 
malität“ und „politischer Radikalismus“ die Bevölkerung immer mehr in 
Unsicherheit gejagt. Nach den groß aufgemachten Schlagzeilen wie „Welle 
der Gewalt“ und ähnlichem zu urteilen, müßte man geradezu panische 
‚Angst haben, überhaupt noch auf die Straße zu gehen oder seine Kinder 
zur Schule zu schicken — ja, selbst in seinen „eigenen vier Wänden“ kann 
man sich angeblich nicht mehr sicher fühlen vor Kriminellen und Terroristen. 


‚Aberwie sieht estatsichlich aus frugsfälle - kommt das Kriminalamt 
mit der „wachsenden Kriminali- Hamburg nurauf eine Kriminalitäts- 
tät”? Genauere Zahlen liegen uns Rücklaufquote von 0,5 % statt 
leider nur über Hamburg vor. Aber 4,5%” 
da Hamburg als eines der Zentren Die Statistik betont besonders 
der Gewalttätikeit gilt, ist eine ©x- _ den haufgen Schußwaffengebrauch 
emplarische Beweisführung daran und die Zunahme von Gewältver- 
schon einigermaßen zulässig. brechen. Dazu der Halbjahresbe 
Die Kriminalstatistik des Krimi- richt der staatlichen Presse Ham- 
nalamts Hamburg vom 17.1.2 ver- purg für 1971 
zeichnete einen Rückgang der allge- Im der Öffentlichkeit besteht 
meinen Kriminalität um 0,5 % von jn der Regel die Auffassung, daß in 
133.969 Straftaten im Jahr 1970 diesem Jahr eine erhebliche Zur 
auf 133.253 Straftaten 1971. Diese nahme der Gewaltkriminalität zu 
Zahlen sind allerdings schon „It- verzeichnen sei. Diese Meinungsbil- 
”. Die „Hamburger Morgen- dung ist mit ziemlicher Sicherheit 


schreibt dazuam 20.1.72: auf die Tendenz der „veröffent- 
lichten Meinung” zurückzuführen. 
Tatsächlich aber läßt die Entwick- 


„Ein Randergebnis der zum er- lung der Kriminalität diesen Schluß 
sten Mal bis ins Detail aufgeschlüs- nicht zu. Die Zahl der vollendeten 
selten polizeilichen Kriminalstati- Tötungsdelikte ist zurückgegangen. 
'stik, die nebenbei schwer verständ- Auch die Anzahl der gefährlichen 
liche Bescheidenheit aufwei und schweren Körperverletzungen 
Weil in den Betrugszahlen (12.150) isträckläufig. Die Tendenz bei leich- 
auch die 5.104 schlichten Fahrgeld- /hen. Körperverletzun- 
hinterziehungen mit aufgeführt wur- gen ist mit einem Rückgeng um 


den — das sind 42 Prozent aller Be- 12,5 % bemerkenswert. Der Rück- 


‚gang der Widerstandsfälle um 22,2% 
aßt in dieses Bild, 
Es darf jedoch nicht übersehen wer- 
den, daß auf dem Sektor der Raub- 
kriminalität eine steigende Tendenz 
zu verzeichnen ist 

Was heißt das? 


Es ist eine einfache Lüge, wenn in 
der Presse von zunehmender Un- 
sicherheit auf den Straßen, zuneh. 
menden Sittlichkeitsverbrechen usw. 
gejammert wird. Delikte solcher Art 
sind gegenwärtig zurückgegangen. 
Zugenommen hat die Anzahl schwe- 
er Eigentumsdelikte mit Waffenge 
brauch, also Bank- und Geldtrans- 
portüberfälle, Hierfür sind die Ur- 
sachen aber nicht im „Menschen 
an sich“ zu suchen, dem nur här- 
tere Strafen angedroht werden müs- 
sen, damit er sich mehr zusammen- 
nehme, Hierfür ist die Ursache die 
zunehmende Zerrüttung des auf Pri- 
vateigentum aufgebauten Herr- 
schaftssystems. Wo Klassenkampf 
dem unterdrückten und ausgebeute- 
ten Menschen nicht als Ausweg aus. 
seiner Lage erscheint, versucht er 
sich als Einzelner im kriminellen 
Coup die Mittel zu verschaffen, 
seinem Los zu entkommen, sich 
durch Einrichtung eines „besseren. 
Lebens” zu „befreien”. Hiergegen ist 
ein „schärferes Vorgehen der Poli- 


waffnung des Bankräubers, In den 
Großstädten der USA ist die Raub- 
kriminalität gemessen an der Be- 
völkerungszahl zehnmal so hoch 
wie in Hamburg, obwohl die ameri- 
kanische Polizei bekanntlich noch 
viel brutaler vorgeht als die west- 
deutsche. Nachdem deutlich gewor- 
den ist, daß auch die BRD-Folizei in 
der letzten Zeit immer hemmungs- 
loser schießt (siehe unseren nach- 


folgenden Artikel), sorgen aber auch 
„kleine Einbrecher" durch Mitfüh- 
fung von Waffen für ihren eigenen 
Schutz besser vor. 


Progromstimmung 
gegen links 


Immer mehr wird der „politische 
Radikalismus“ für die „Eskalation 
der Gewalt“ verantwortlich gemacht. 
Der „politische Radikalismus” wird 
als „kriminell“ bezeichnet und mit 
den „gewöhnlichen Verbrechen” in 
einen Topf geschmissen. In Wahrheit 
sei er aber noch gefährlicher, wie 
Chefredakteur Kremp in der „Welt“ 
vom 21.1.72 meinte: 

„Wir haben es primär nicht mit 
Kriminalität zu tun, sondern mit 
etwas ungleich Gefährlicherem: mit 
einer extremistischen Ideologie, die 
unter Umständen jede verbrecheri- 
sche Handlung zu rechtfertigen, 
legitimieren bereit it.” 

In der „Weit“ vom 15. Januar 
‚machte Kremp den „Linksradikalis- 
mus” — denn der ist gemeint, wenn 
von „politischem Radikalismus” die 
Rede ist — sogar für angebliche Zu- 
nahme der „gewöhnlichen Krimina- 
lität” verantwortlich: 

Während der Räuber Einbruch 
oder Überfall plant und ausführt, 
wird um ihn herum der Eigentums. 
begriff, besonders die Kumulation 
von Eigentum, der Reichtum, das 
Eigentum an Produktionsmitteln, 
das Kapital, kritisiert, diffamiert, 
inkriminiert. Dieser Geist - es ist 
der Geist einer Epoche — übt Ein- 
Muß aus. Bankräuber sind in der 
Regel keine Revolutionäre. Aber 
sie merken durchaus, wenn ihre Bo- 
tätigung auf einmal sorislrelevant 
und nicht mehr nur kriminell einge- 
schätzt wird.” 


Kremp stellt die Tatsachen völlig 
auf den Kopf. Der Räuber, der zu 
seiner persönlichen Bereicherung ei- 
ne Bank überlällt, findet seine „Be- 
einflussung“ nicht durch den „Geist 
unserer Epoche”, als weicher der 
Kommunismus gemeint ist, sondern 
durch die Ideologie des Kapitals. Er 
tut. das im kleinen, was die Kapita- 
listen im großen und natürlich mit 
weitaus galanteren und leiseren Mit- 
teln tun: widerrechtliche private 
Aneignung der von der Gesellschaft 
geschaffenen Produkte. 

Der Münchner Polizeipräsident 
Schreiber beläßt es nicht nur dabei, 
die „Eskalatio 
„Linksradikalen“ _ zuzuschreiben. 
Schreiber erfindet eine neue „Kol- 
iektivschuld“ der gunzen „Gesell 
schaft“, Letztlich beabsichtigt er da- 
‚mit, eine Pogromstimmung gegen die 
„linken Gewaltprediger“ zu schaf- 
fen, eine Volksaufhetzung, die zu 
nichts anderem als einer neuen 
Lychjustiz „im Namen der Ge- 
sellschaft“ führen kann: 

„Neben der allgemeinen Bruts- 
lisierung unseres Lebens, für die 
es zahlreiche und bekannte Grände 
gibt, spielt zweifellos ein Umstand 
eine entscheidende Rolle: der Um- 
stand nämlich, deß sich unsere Ge- 
sellschaft nicht geschlossen zu einer 
Verurteilung der Gewalt bereit fin- 
det. Mehr noch: die Gewalt wird 
in der Bundesrepublik teilweise so- 
gar maisir verherrlicht, besonders 
dann, wenn sie politisch motiriert 
wird.” 

(„Bild am Sonntag“, 5.3.72) 

Die Erklärung von Schreiber ist 
Obendrein äußerst zynisch. Denn 
vor allem ist es der Staat 
Gewaltmonopol darstellt, das stän- 


Forts. nächste Seite 
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dig weiter ausgebaut wird und immer 
mehr zum Einsatz kommt. Und die- 
ser Staat befindet sich in den Hän- 
dei der Bourgeoisie, Imperialistische 
Raubkriege, Niederschlagung von. 
Aufständen und Streiks, Polizelein- 
satz. gegen Demonstrationen und 
Besetzungen, Verfolgung und Er- 
mordung von sozialistischen Revo- 
lutionären, Unterdrückung der po- 
litischen Bewegungsfreiheit im Be. 
trieb, mörderische Arbeitshetze und 
‚Akkordschinderei, schlechte und 
teure Wohnverhältnisse für die Ar- 
beiterfamilien, _arbeiterfeindliche 
Gesetzgebung, zunehmende Bruta- 
lität des Polizeiapparats auch gegen. 
„kleine Ganoven" — das ist die 
olitisch _ motivierte Gewalt der 
Fetgeote zur Aufsschierhaltung 


hrer srrschaft. 


„Bild“, 4.8.71 
Nach " der Fahrpreiser- 
höhung des Hamburger 
Vorkehrsverbundes am 
1.8.71 wurden einige An-| 
schläge auf das Strom- 
netz der U-Bahn verübt, 
die zumeist ontdeckt wer- 
den 


die Fahrpr 
dieser Seite gegeben hat 


Wenn sich dagegen | 
Wehr setz}, so hebt die ganze re- 
aktionäre Presse ein fürchterliches 
Geschrei an: Sie sind Anhänger der 
Gewalt! Sie verherrlichen die G 
walt! Sie richten den Staat zu- 
rundel, 

Was wird diesen Bütteln des Ka- 
pitals erst der Schreck in die K 
(hen fahren, wenn sich dig Mehrheit 
der Arbeitet gegen seine Ausbeuter 
und Unterdrücker erhebt! Heute 
sind es noch kleine Zirkel, in denen 
sich erst ein schr geringer Teil der. 
bewußtesten Arbeiter und einige 
sozialistische Intellektuelle zusam- 
mengeschlossen haben. Gegenwärtig 
stellen diese noch gar keine Gefahr 
für die Kapitalherrschaft dar 

Nützt es den werktätigen Mas 
sen, „die Gewalt“ zu verurteilen? 
Die Bourgeoisie läßt sich dadurch 
in der Ausübung ihter Gewalt nie 
beeindrucken. Sie wird gerade danı 
wenn sie auf nur geringen Wide 
stand unter den Arbeitern hoff 

‚unoch größerer Auspressung 
htung der Arbeiter schrei- 
ten. Das ist zur Zeit der Fall, Aber 
die Arbeiter und ihre Verbündeten 
werden angesichtsihrer sozialen und 
politischen Lage auch in der Bu 
desrepublik letztlich keine andere 
Wahl haben, als der raktionären 
Gewalt des kapitalistischen Staats 
die revolutionäre Gewalt des pro- 
Ietarischen Klassenkampfs. entge- 
genzusetzen. Deswegen verherrli 
chen sie nicht „die Gewalt“, son- 
dern sie tun nur das, was zu ihrer 
eigenen. Befreiung unbedingt not- 
wendig ist, ohne das es keine Be- 
freiung von der Herrschaft des Kaj 
tals geben wird, 


Spaltung der Arbeiterklasse 


Vor einem solchen Aufschwung 
der sozialistischen Bewegung unter 
den Arbeitern will das Kapital sich 
schützen, Durch die Propaganda- 
kampagne über die „zunehmende 
Gewalttätigkeit“, die der gegenwär- 
tigen Situation in Westdeutschland 
Überhaupt nicht entspricht, will der 
Staat eine bürgerliche Front gegen 


die ersten Ansätze einer neuen kom- 


munistischen Orgänisierung 

terklasse_ aufreißen. 
Die Arbeiter und die anderen Werk- 
tätigen sollen gegen ihre eigenen 
Interessen nach Abschaffung der 
Herrschaft. des Kapitals mobilisiert 
werden, Über die Demagogie, die 
Kommunisten seien für die „Eska- 
Iation der Gewalt‘ verantwortlich, 
hinaus, scheinen der Bourgeoisie 
aber auch noch andere Lügen sehr 
geeignet, um die Arbeiter gegenein- 
ander auszuspielen und aufeinander 
loszuhetzen, Ein besonders belieb- 
tes Mittel ist es ihr gegenwärtig, die 
ausländischen Arbeiter und ihre Or- 
ganisationen in der Bunde: 
als. „sicherheitsgefährdend“ 
walttätig“ und „keiminell“ zu be 
schimpfen (diesem Thema werden 


wir uns in einer der nächsten Aus 
‚gaben des ARBEITERKAMFF noch 
besonders zuwenden). Die Arbeiter 
sollen ihren Feind in den eigenen. 
Reihen und nicht auf der anderen 
Seite der Klassenfyont suchen. Die 
heutige. Propaganda, der. bürgerli« 
chen Presse in dieser Richtung trägt 
bereits wieder unverkennbar faschi- 
stische Züge, 


Ausbau des Staatsapparats 


Weiterhin schafft sich das 
pital durch eine solche Pressekam- 
pagne die Legitimation für den wei- 
teren Ausbau seines Herrschafts- 
apparats zu holen: 

Die westdeutsche Polizei ist be- 
reits die einzige in Europa, die über 
Explosivwaffen und in den Pionier- 
zügen der Bereitschaftspolizei sogar 
über Sprengmittel verfügt („Zeit- 
Magazin“, 109.71). Nach einem 
Plan des. nordrhein-westfälischen 
Innenministers Weyer sollen in 
NRW jetzt 500 Scharfschützen aus 
gebildet und bereitgestellt werden: 
beijedem Polizeipräsidium 15 — 20, 
bei. jeder Polizeidirektion 10 und bei 
jeder Oberkreisdirektion je nach 
Größe 4 — 10, Polizeipräsident 
Schreiber will jeden 5. Polizeibe- 
ımten Münchens in der „variablen 
jandhabung“ von mehreren Waffen 
(einschließlich MP) mit „Übergang 
zum Hüft- und Weaver-Schuß“ aus- 
bilden lassen, Eine Spezialeinheit 
der baden-württembergischen Kripo. 
soll zur Schießausbildung nach FBI- 
Methodik in die USA reisen, Bereits 
Anfang des Jahres hat eine dreimo- 
matige Sonderschulung der ersten 
24 Beamten in Freiburg stattge 
funden. Was dort gelernt wurde, 
führte einer der Beamten am 2. März 
bei der Erschießung des Genossen 
Thomas Weisbecker in Augsburg vor. 


1969 wurden im Bundestag Pläne 
zur Vorbeugehaft. diskutiert, die 
dann aber wegen zu starker Er- 
innerung an die Nazi-Zeit zunächst 
wieder indie Schubladen verschwan- 
den. Jetzt werden diese Pläne unter 
der neuen (und wie man meint: 
weniger „anrüchigen“) _Vokabel 


„Ha 
Kat 
Ministerpräsident 


rund der Wiederholungsge- 


gehaft angeblich deshalb einführen, 
„um dem immer stärker werdenden 


Rockerunwesen mit Nachdruck ent- 


gegentreten zu können“, Wie der 
„Spiegel“ am 27. September 1971 
ällerdings feststellte, sind „in den 
vergangenen zwölf Monaten ... Rok- 
ker-Aktivitäten deutlich zurückge- 
gangen", Der neue Präsident des 
Bundesverfassungsgerichtes, CDU- 
Benda, ist da schon aufrichtiger, 
Er kündigte an, daß Delikte wie 
„Landfriedensbruch“ und „verfas- 
Sungsfeindliche Sabotage” unter den 


Haftgrund der Wiederholungsge- 


fahr“ fallen sollen: „Es besteht die 
Gefahr, daß radikale und fanatisierte 
Terrorgruppen aus politischen Mo- 
tiven diese Straftaten künftig serien- 
mäßig begehen werden.” (,„Spiegel‘, 
279.71). Benda sagt auch offen, 
daß dazu nicht einmal Beweise vor 
liegen müssenr, Mir genügt der dring- 
ende Verdacht, daß er (de 

AK-Red,) mindestens zwei Straf 


taten begangen hat, plus die dringen- 


de Gefahr, daß es zu einer Wieder. 
holung kommen wird.” („Spiegel“, 
6), 


Einen solchen „dringenden Ver 
dacht“ und „dringende Gefal 
können Leute wie Benda sehr leicht 
konstruieren. Solche Fähigkeiten 
liegen in ihrem Amt. 


wieder aufgetischt. Der CDU- 
von Rheinland- 
Pfalz will die umbenannte Vorbeu- 


Die Verschärfung auch des übri 
gen Haftrechts, Verschärfung di 
Grenzkontrollen, Ausbau des Bun- 
desgrenzschutz, massenhafte Haus- 
‚durchsuchungen, stärkere Telefon- 
kontrollen, Notstandsübungen der 
Polizei (siehe letzte Ausgabe des 
AK), usw, sind weitere Maßnahmen, 
die in der Öffentlichkeit mit der 
„wachsenden Kriminalität“ und 
dem „inksradikalen Terror“ begrün- 
det werden. 


Geplanter Terror 


Die „Frankfurter Allgemeine Zei 
tung“ 'offenbarte am 17.3.72 in 
einem Kommentar: 


„Anders als in Frankreich oder 
England stehen bei uns weder pare- 
militärische Polizeikräfte noch Be- 
rufsarmee-Einhelten bereit, die ge- 
eignet wären, einzuspringen, ohne 
schon am ersten Tag innenpoliti 
sches Porzellan zu zerschlagen. Die 
Frage ist, wie man mit Maßen die 
Absicherung des inneren Friedens 
betreibt und zugleich jener Zunei- 
gung zur Gewalttätigkeit, die sich 
sympathisierend in den Köpfen ein- 
nister, enigegenwirkt. Das sind 
rungsaufgaben. In die Arbeit unse- 
rer nichtmilitärischen Ordnungshö- 
ter müssen wir derweil ein gedul- 
diges Vertrauen setzen.” 


Die Bourgeoisie geht planvoll 
und „behutsam“ vor. Ihre Ideologen. 
bemühen sich, den reibungslosesten. 


Weg zur terroristischen Unterdrük- 
kung der Arbeiterklasse auszutüf- 
tein. Der kommunistischen Bewe- 
gung („Zuneigung zur Gewalttätig- 
keit") muß „entgegengewirkt“ wer- 
den. Aber dabei soll der Staat auf- 
passen, daß er seine Methoden nicht 
von Anfang an zu rüde wählt. Sonst 
kann es passieren, daß der „innere 
Friede“ nicht „abgesichert" bleibt 
Mit anderen Worten: die Arbeiter 
sind auf zu großen Terror des Sıaa- 
tes „ieologisch noch nicht gen 
gend vorbereitet“ und könnten sich 
zu leicht empören, wenn der Staat 
unvorsichtig vorgeht. Die FAZ klag 
nicht gegen einen möglichen Einsatz 
von Militär. Sie befürchtet nur, daß 


werden könnte. Das Mi 
noch dazu „geeignet“ gemacht wer- 
den, daß ” sein mögliches „Ein- 
springen” s0 abgewickelt wird, daß 
die Arbeiter dabei ruhig bleiben‘ 


Das sind die Perspektiven, die 
die Bourgeoisie der werktätigen Be- 
wölkerung mit ihrer augenblicklichen 
Kampagne gegen die „zunchmende 
Gewalttätigkeit“ bietet? 


Immer zielstrebiger arbeitet die 
Bourgeoisie auf den Einsstz von 
Militär gegen streikende und de- 
nstrierende Arbeiter hin, der 
andsgesetzen ju- 

Fistisch „abgesichert” wurde. 


Der Bonner Oberregierungsrat 
Siedschlag droh 

‚Es ist nicht möglich, einerseits 
mit’ einer Polizei auszukommen, die 
lediglich den Erfordernissen des nor- 
malen polizeilichen Alltags gewach- 
sen ist,.und andererseits die Bun- 
deswehr nur im äußersten Notfall 
heranzuziehen. Eine im Hinblick 
auf Krisensitustionen ausbildungs-; 
ausrüstungs- und bewaffnungsmäßig 
schwache Polizei setzt zwangsläufig 
die Schwelle für einen Bundeswehr- 
einsatz herab!” 
„Die Polizei”, 7/71) 


ES IST DIE BOURGEOISIE, DIE 
DIE ESKALATION DER GEWALT 
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Schar 
und 


Münchens Polizeipräsident Schrei- 
ber, der am 5. August 1971 die Er- 
schießung des Bankräubers Rammel- 
mayr befehligte, erklärte vor kur- 
zem: 

„Polizisten, die mit gezogenen 
Weiten Autofahrer kontrollieren 
'oder verdächtige Personen überprü- 
fen, werden in Zukunft bei uns ein 
fast alltägliches Bild sein. Das mag 
martialisch aussehen. Aber wir ma- 
‚chen in keiner Weise in Panik, und 
'&s wird auch niemand befürchten 
müssen, daß unsere Polizisten. in 
"Zukunft zu schnell schießen. 
(„Bild am Sonntag”, 5. 3. 72) 

Schreiber hat in einem Punkt 
sicher recht: Die Polizei in unserem 
ind, wird nicht erst in Zukunft 

schnell schießen, sie tut es be- 
reits Wir haben uns die Mühe ge- 
ine Liste aus der letzten 


(und leider Gottes!) noch lange kein. 
vollständiges Bild des Schußwaffen- 
‚Yebrauchs der Polizei gibt. Gegen- 
über dem Schußwaffengebrauch der 
Verbrecher werden die Polizei- 
schüsse nur allzu gern von der Presse, 
verschwiegen oder in den Hinter- 
. grund anderer „Sensationsnach- 
Fichten gedrängt: 
* In der Nacht zum 31, Januar 
71 erschoß der Westberliner Po- 
lizeiobermeister Horst Salzwedel 
einen gestellten Autodieb durch, 
einen aufgesetzten Genickschuß. 
(1), obwohl. dieser bereits von 
den Insassen des gestohlenen Wa- 
gens festgehalten wurde, 
‚Am 18. Juli 1971 wurde Petra 


Kopfschuß aus einer Maschinen- 
Pistole getötet. 


IN .X 


ten Pistolen 


Bei ihren Versuchen, der werktät- 
‚gen Bevölkerung mit der „Welle der 
‚Gewalt‘ das Gruseln zu Ichren, ist 
der Bourgeoisie und ihren gedunge- 
men Schreiberlingen jedes Mittel 
recht, wenn es nur den gewünschten 
‚Zwecken dient. 

In ihrer Ausgabe 10/72 brachte, 

lie Illustrierte „Quick des Hein- 
rich Bauer-Konzerns einen fünfsei- 


jem Banküberfall auf die 

Filiale der Deutschen Bank in 

München wurde am 5. 8. 1971 

der Bankräuber Rammelmayr 

durch MP-Garben erschossen. S 

me Geisel Ingrid. Reppel kam 

(ebenfalls bei der Schießerei ums 

Leben. 

Am 18. 8. 71 erschoß die Polizei 

in Mannheim nach einem fin- 

gierten Rauschgift-Gexchäft den. 
flüchtenden Griechen Elefterius 

Kapotas. In der „FR” vom 

18.8. 71 heißt es: „Plötzlich sei 

der, Flüchtende stehengeblieben 

nd habe einenherankommenden 

Polizisten mit einem Messer be- 

droht. Der Polizist schoß auf den 

Griechen und traf ihn in die 

Brust, Der 32Jährige starb auf 

der Stlle. 

* Am 25. 10. 1971 erschoß ein 
Zivilbeamter der Polizei den por- 
fugiesischen Gastarbeiter Jose 
Ferraira. Dor Polizeimeister fühl 
ta sich bedroht und glaubte in 
Notwehr zu handeln, Einem an- 
(deren Arbeiter schoß der Pol 
beamte durch einen Oberschen- 
kei, ein dritter bekam einen 
Streifschuß am Kopf. 

* Am 10. 11, 71 wurde ein Last- 
wagenfahrer in Sinsheim, Baden- 
Württemborg, durch einen ge- 
zielten Kopfschuß aus einer Ma- 
schinenpistole getötet. Er hatte 
mit einem (wie später bekannt 
wurde: gestohlenem) Lastwagen 
bei einer Polizeikontrolle nicht. 
gehalten. Der Wagen wurde durch 
Schüsse in den Reifen zum Ste- 
hen gebracht, worauf der Fahrer 
flüchtete. Polizeioberrat Koch 
erklärte: „Einer der Polizeibeam- 
ten glaubie, daß sein Kollege in 
unmittelbarer Lebensgefahr se.” 


ve 


Rocker-Report in „Quick’": Presseleute besorg- 


über den „Rocker- 
terror In Deutschland”. 


tigen „Report 


Schlagzeile auf dem Titelblatt: 
‚Rocker-Terror in Deutschlands 
Städten: Jetzt prügeln sie uns 
schon am hellen Tage” 
Schlagzeile im Inneren des Blattes: 
„Jetzt lernen die Rocker schie- 
Ben!" 
Was es damit auf sich hatte, ent- 


ie 
Frankfurter Polizeichef Schütze 


Deshalb gab er aus seiner MP ei- 
nen einzelnen, gezielten Schuß 
ab. 

* Am.4.Dezember 71 wurde Georg 
von Rauch von einem Westber- 
liner Polizeibeamten durch einen 
Kopfschuß getötet. 

* Am 30. 12. 71 wurde ein 28Jäh- 
Tiger Geisteskranker, der in ei- 
nen Sex-Laden eingebrochen war, 
durch Brust- und Lungenschüsse 
getötet. Die Polizeklirektion teil 
te mit: „Notwehr. 

* Der 1Bjährige Robert Neumann, 
der an Sylvester 71 in Hamburg, 
betrunken randaliert haben soll, 
so daß zwei Polizisten ihn auf die 
Woche bringen wollten, wurde 
von diesen so stark gebändigt, daß 
er noch vor dem Abtransport 
starb. Obduktionsbefund: 

ußere Gewalt-Einwirkung auf 
temorgane am Hals. 


men am 4.2.72 wurde, 
lizeibeamter lebensgefährlich ver- 
Istzt. Der Seemann Lothar Höld, 
der in die Bank eingedrungen 
war, wurde ebenfalls am Kopf 
verletzt. Beide Verletzungen ge- 
hen auf das Konto der Polizei 
die insgesamt 58 Maschinenpi 
stolenschüsse abgegeben hatte. 
Höld hatte einmal gefeuert. 


® Am 5. Februar 1972 wurde ein 
Einbrecher in einem Gartenhaus, 
in Nürnberg von einer Polizei- 


hüllte die Zeitschrift 
6. April 

Für ein Honorar von 150 bis 
200 Mark engagierte „Quick” eine 
Rocker-Gruppe aus München. Ein- 
Zige Bedingung: Lederjacke und 
lange Haare. 

Einer der angeheuerten Rocker 
sagte später zu „konkret” 

„Die Presseleute haben für uns 
schwere Maschinen besorgt. Schwe- 
re BMW. . .. Die Typen haben ge- 
sagt, sie brauchen uns mit Pistolen 
und Revolvern.” 


Konkret” am 


„‚Quick‘“ besorgte Spielzeugrevol- 
ver und fuhr mit den Rockern in 
eine Kiesgrube. Dort wurden Fla- 
schen für Zielübungen aufgestellt. 
Die Rocker posierten für den Foto- 
grafen, während der Textreporier 
mit Steinen auf die Flaschen warf, 
Ein Rocker zu „konkret”” 

„Damit der Kies aufspritzt und 
man glaubt, es wird geschossen.” 


streife überrascht und — wie 
es hieß — in „Notwehr“ erschos- 
sen. Der Einbrecher soll den 
Polizisten mit einer Eisenstange, 
bedroht haben. 


Nach einer wilden Verfolgungs- 
jagd wurde der 17-jährige Mecha- 
nikerlehrling Richard Epple in 
der Nacht zum 2.3.72 in Herren- 
"erg (Baden-Württemberg) durch 
eine MP-Garbe durchlöchert. Der 
Lehrling hatte sich einer Polizei 
Kontrolle entzogen, weil er kei 
nen Führerschein besaß. Die Ob- 
duktion stellte 7 Schüsse in se 
nem Körper fest. Zehn Kugeln 
aus der Polizei-MP schlugen in 
ein Wohnhaus ein — eine davon. 
ins Schlafzimmer und eine ins 
Wohnzimmer. 
* Am 2. März 1972 wurde in Augs- 
burg Thomas Weisbecker von. ei 
Ibeamten erschossen. 
Der Zivilpolizist gehörte zu er 
ner_Sondereinheit von Todes 
schützen, die nach FB1-Muster 
auf Schießen aus der Hüfte ge- 
drilt werden. 
* In der Nacht zum 83.72 wurde 
auf der Autobahn Hamburgre- 
men ein Auto mit holländischen 
Touristen beschossen, weil ein 
Polizist „irrtämlich angenommen“ 
hatte, es handle sich um „Mit- 
glieder der Baader-Meinhof-Gruppe“ 
Ein Blinken im Rückspiegel will 


Zu derartig eindrucksvollen Fo- 
tos konnte man dann Horror-Ge- 
schichten wie folgt lesen: 

„Der Kerl fährt ohne Licht, dach- 
te Rocker Jöe. So ‘ne Sauerei, den 
Misthund mach‘ ich fertig. Er dros- 
selte das Tempo der 750er Honda, 
208 den Neun-Millimeter-Trommel- 
revolver aus seiner Lederjacke und 
schoß. Rocker Joe schoß viermal 
auf den Radfahrer. Der alte Mann 
schwankte, s Rad - er war 
unverletzt. Angstlich kam er zuf Joe 
zu. ‚Willst du ein Bier‘ 
Zitternd, denn er hatte Angs 

Ein Polizeisprecher mußte später 
zugeben: 


der auf einen 
kann auf gar keinen Fall bes 
werden. I sich Schußwaf- 


mehr sein, als beim gleichen Pro- 
zentsatz der sogenannten normalen 


+ 


er für das Mündungsfeuer einer 
auf ihn gerichteten Pistole ge- 
halten haben. Das Auto der Hol- 
länder wurde von drei Kugeln ge- 
roffen. Glücklicherweise wurde, 
aber keiner verletzt. 

Die Schwedische Zeitung „Da- 
‚gens Nyheter“ warnte nach die- 
sem Vorfall alle Touristen: 
„Überschreiten sie in der Bun- 
desrepublik nicht die Höchstge- 
schwindigkeit. Machen sie bei 
Polizeikontrollen keine schnel- 
Nen Handbewegungen, denn man 
könnte meinen, sie würden eine 
Waffe ziehen. Sie riskieren er- 
schossen zu werden. Denn in 
leizter Zeit schießt die deutsche 
Polizei sehr schnell. 


Am 11.372 wurde der Grieche 
Sawızs Nikolaou in Göppingen. 
(Württemberg) durch einen Kopf- 
schuß_ lebensgefährlich verletzt. 

Der Grieche hatte die Polizei 

Zu sich gebeten, weil er erpreßt 

wurde und sich bedroht fühlte. 

‚Als der Polizist kam, will er eine 

Taschenlampe in der Hand von 

Nikolaou für eine Pistolegehalten 

haben und schoß, 

* Inder Nacht zum 14.3.72 wurde 
in Bremen ein Einbrecher er 
schossen, nachdem er eine Gas- 
Pistole auf einen von drei Kri- 
minalbeamten gerichtet haben 
soll, _ı 


Berölkerung, aber bestimm 
Jlarmierend meh 

Ein anderes Beispiel: in der 
„Quick“ erschien ein Foto mit ei- 
Rok- 
m Ge 


nicht 


ker „Blues” dazu in sein 
mit „konkret”. 
Am anderen Tag haben die Re- 
sehen. Nur =, 
für ein paar Fotos... . Die haben 
immer gesagt, wir sollen halt was 
machen. Nichts Genaues, 
Dann ist halt der eine raufpekl 

rt, und das Ding ist umgefallen” 

Die Bauer-Ilustrierte brachte das 
Foto aber mit folgender Umter- 
schrift 

„Und nicht einmal Friediife sind 
vor ihnen sicher. 


‚Seite & 
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Nach 1945: Der Zug fährt in 
die falsche Richtung 


Da. 


nach der führenden Stellung in der 
Welt gegriffen hatte, wurde im Krieg 
1939 — 45 von der Roten Armee 
der Sowjetunion und den Armeen 
der Westmächte geschlagen und 
scheinbar vernicht 

Aber dieser Krieg hatte zwei 
Aspekte, Er war auf der einen Sei- 
te ein Krieg zwischen Imperilisten 
um die Aufteilung der Welt. Er war 
aber auf der anderen Seite, nachdem 
1941 faschistische Truppen die Sow- 
‚jetunion überfielen, auch ein Krieg. 
zwischen Imperialismus und Sozia- 
lismus, 

Dieser Doppel-Charakter des 
Krieges 1939 — 45 führte zu einer 
vorübergehenden Allianz imperilis- 
tischer Staaten mit der Sowjetunion. 
Nachdem der Grund dieses Bünd- 
nisses — nämlich der deutsche Fa- 
schismus - geschlagen war, fiel 
auch das Bündnis wieder auseinan- 
der, 


Die imperilistischen Mächte, 
mit den USA an der Spitze, 
nun die Nachfolge Hitler-Deutsch- 
lands antraten, kehrten zu ihrer 
alten Politik der offenen Feind- 
schaft gegen den Sozialismus, gegen 
die Sowjetunion zurück. 

‚Auf den Konferenzen der Kriegs- 
gegner Hitler-Deutschlands in Jalta 
und Potsdam war der Aufbau eines 
demokratischen Deutschland verein- 
bart worden, in dem die großen 
Konzerne in die Hand des Volkes 
gelegt werden sollten und in dem 
die großkapitalistischen Kriegstrei- 
ber für immer von der Macht (ern- 
gehalten sein sollten. 

Für seine nach 1945 eingeschla- 
gene Politik jedoch konnte der US- 
Imperialismus ein solches Deutsch- 
land nicht brauchen, Was er brauch- 
te, war genau das Gegenteil der Ver- 
einbarungen von Jalta und Potsdam: 
nämlich ein Deutschland unter der 
Herrschaft der wiederhergestellten 
Kriogsverbrecher-Konzerne, ein wie- 
derbewaffnetes Deutschland als Teil 
einer antisozilistischen, antisowje- 
tischen Front, 

Der US-Imperialismus konnte 
schon nicht mehr verhindern, daß 
ineinem Teil Deutschlands, nämlich 
in der Sowjetischen Besatzungszone 
ine neue Gesellschaftsordnung ent- 
stand, in der Faschismus und Ka- 
pitalismus verbannt wurden. 

Aber im enren Teil Deutschlands, 
in den westlichen Besatzungszonen, 
ging der US-Imperialismus an die 
Verwirklichung seiner Pläne. Er spal- 
tete zu diesem Zweck Deutschland, 
indem er die ursprünglich als pro- 
visorisch geplante Teilung Deutsch- 
lands durch die Gründung der Bun- 
desrepublik 1949 zementieren ließ. 
Kriegsverbrecher aller Art. wurden 
amnestiert und rückten erneut in 
Führungspositionen der Wirtschaft 
und des Staatsapparates auf. Die 
westdeutsche Wirtschaft erhielt er- 
hebliche Unterstützung zum zügigen 
Wiederaufbau. 

Weiche Lage ergab sich nach 1945 
für den Klassenkampf in der Bun- 
desrepublik? 

Die Kapitalisten hatten ihre wirt- 
schaftlichen und politischen Posi- 
tionen ineinem großen Teil Deutsch- 
lands vollständig eingebüßt, nämlich 
in der Sowietischen Besatzungszone 
(spätere DDR) und in den Gebie- 


ten östlich der Oder-Neiße, die zu 
dieser Zeit unter polnischer Ver- 
'waltung standen und später Teil der 
VR Polen geworden sind. 


In den westlichen Besatzungszo- 
nen waren zwar große Teile der In- 
dustrie. zerstört. Allerdings waren 
wichtige Großbetriebe, wie z. B. die 
chemischen Werke Ludwigshafen 
(Getzt BASF) und die Hochöfen des 
‚Ruhrgebiets offenbar bewußt bei 
den Bombenangriffen geschont wor- 
den. Eine Untersuchung kam daher 
schon 1946 zur Einschätzung, daß 
etwa 75 % der westdeutschen In- 
dustrie „intakt oder unschwer wie- 
derherzustellen" seien. 

Die Macht in den westlichen 
Besatzungszonen wurde zunächst 
von den Besatzungsbehörden ausge- 
übt. Diese setzten aber recht bald 
die Kapitalistenklasse und deren al- 
te Handlanger in Eigentum und Amt 
wieder ein. Außerer Abschluß die- 
ser Etappe war die Gründung der 
Bundesrepublik 1949. 

‚Außenpolitisch war die Stellung 
des deutschen Imperialismus schwer 
erschüttert, und ebenso im Welt 
handel, Unter den Imperialisten der 
anderen Länder gab es vorüberge- 
hend Tendenzen, den deutschen Im- 
perialismus überhaupt als Konkur- 
rent auf dem Weltmarkt für alle 
Zeiten auszuschalten. 1945/46 wur- 
‚de allerdings klar, daß sich das In- 
teresse an einem wirtschaftlich und 
politisch starken deutschen Impe- 
fialismus als Verbündeter im Kampf 
gegen die Sowjetunion, gegen den 
‚Sozialismus, durchsetzte. 

Der Imperialismus in Deutsch- 
land war also angeschlagen. Aus ei- 
‚nem Teil Deutschlands war er ver- 
trieben worden. Er hatte aber die 
wirtschaftlichen und politischen 
Kräfte auf seiner Seite, um mit Un- 
terstützung des US-Imperialismus in 


ze; 


während der ganzen Zeit 1918-33 
hatten wichtige Erfahrungen und 
ein klares Verständnis von der Men- 
schenfeindlichkeit und Überlebtheit 
des Kapitalismus geschaffen. 

Dieses politische Bewußtsein war 
1945 kaum noch vorhanden. Fa- 
schismus und Krieg hatten die Ar- 
beiterbewegung um Jahrzehnte zu- 
rückgeworfen. Relativ zur Bourge- 
oisie war die Arbeiterklasse viel 
schwächer ‚als vor der Nazi 
„Machtergreifung” 1933. 

Verglichen mit den Jahren des. 
Faschismus allerdings hatte sich die 
Situation der Arbeiterklasse erheb- 
lich verbessert. Die demokratischen 
Rechte des Streiks, der Rede- und 
Versammlungsfreiheit u.a. m. konn- 
ten wieder wahrgenommen werden. 
Das faschistische Gesetz „zur Ord- 
nung der nationalen Arbeit” von 
1934 und ähnliche Gesetze waren 
gefallen. Es gab recht und schlecht 
sogar wieder eine legale Kommuni- 
stische Partei mit Möglichkeiten der 
Agitation und Propaganda. In den 
Betrieben konnten z. T, weitgehen- 
de Mitbestimmungsrechte durchge- 
setzt werden, 

Ziel der kapitalistischen Politik 
war es, die Arbeiterklasse wieder 
zurückzudrängen, die von den Ar- 
beitern errungenen Rechte einzu- 
schränken und in einem Zustand 
weitgehender innenpolitischer Ruhe 
ihren früheren wirtschaftlichen und 
politischen Einfluß nach innen und 
außen wiederherzustellen. 


‚Abbau errungener Rechte im Be- 
rieb, Freilassung von Kriegsverbre- 
chern, das Betriebsverfassungsgesetz 
von 1952 und die Wiederaufrüstung 
Mitte der Soer-Jahre riefen immer 
wieder Streiks und Demonstratio- 
nen der Arbeiterklasse hervor, So 
nahmen z. B. mehr als 2 Millionen. 
Menschen an Streiks und Demon- 


KPDDemonstration gegen den Generalvertrag 1952 


den westlichen Besatzungszonen sei- 
nen alten Einfluß wiederherzustel- 
len. 

Die Arbeiterklasse Deutschlands 
hatte im Krieg 5-6 Millionen Men- 
schen verloren. Der bewußteste Teil 
der Arbeiterklasse, in erster Linie 
die Kommunisten, war in den fa- 
schistischen KZ’s und Zuchthäusern 
nahezu ausgelöscht worden. Der Fa- 
schismus hatte gerade die erfahren- 
sten proletarischen Kader systema- 
tisch vernichtet, Von den Über- 
Iebenden war ein großer Teil kör- 
perlich ruiniert und seelisch demo- 
ralisiert, für den Kampf des Pro- 
Ietariats weitgehend verloren. 

Es ist daran zu erinnern, daß 
die deutsche Arbeiterklasse in der 
Vergangenheit einen schr hohen 
Grad politischen Bewußtseins ge- 
habt hatte, Heftige Klassenkämpfe 


strationen gegen das arbeiterfeind- 
liche Betriebsverfassungsgesetz teil 
150 000 demonstrierten in Ham- 
burg, jeweils 80 000 in Dortmund 
und Nürnberg. 

Eine ähnliche Massenbewegung 
gab es zu Ende der Soer Jahre «e- 
gen die Stationierung von Atcın- 
waffen in der Bundesrepublik. 

Diese Auseinandersetzungen wa- 
ren aber schon nur mehr reine Ver- 
teidigungskämpfe; sie waren nicht 
gerichtet auf die Erkämpfung neuer 
sondern ausschließlich auf Verteidi- 
gung alter Positionen der Arbeiter- 
klasse. 

Die Kapitalistenklasse setzte ihre 
innenpolitischen Absichten Schritt 
um Schritt durch. Letzten Endes 
führten die politischen Kämpfe der 
Arbeiterklasse in jenen Jahren zu 
Niederlagen. Beiricbsverfassungsge- 


setz und Remiitarisierung, die al- 
seitige Restauration des deutschen 
Imperialismus in der BRD, wurde 
gegen den Willen der Arbeiterklasse 
erwaen. Dei am im den Kapiniihen 
ma aup die Abeiternianse, 

in den Spitzen von SPD und DGB 
keine konsequenten Führer ihrer 
wirtschaftlichen und politischen 
Kämpfe, sondern von den Kapita- 
listen bezahlte Streikbrecher hat- 


Das Kräfteverhältnis verschob 
sich immer stärker zugunsten der 
Kapitalisten. Indem die Arbeiterbe- 
wegung Niederlagen erlitt und ihre 
Kämpfe an Schwung verloren, konn- 
ten die Kapitalisten nun auch daran 
sehen, die letzte antikapitalistische 
Organisation der Arbeiterklasse, die 
Kommunistische Partei, auszuschal- 
ten. 1956 wurde die KPD verboten, 
nachdem sie seit 1950.durch Ver- 
bot der FDJ und ständige Repres- 
sulien immer mehr ins Vorfeld der 
Iiegalität abgedrängt worden war 
und nur noch beschränkt legal wir- 
ken konnte 

Das Verbot traf die KPD tödlich. 
Hatte sie ohnehin seit 1949 ständig. 
an Mitgliedern, Wählern und Sympa- 
thisanten verloren, so verschwand 
sie nach dem Verbot völlig von der 
Bildfläche, spielte keine Rolle mehr 
in der westdeutschen Arbeiterbe- 
wegung. 

Im Urteil gegen die KPD vom 17. 
August 1956 heißt es 
= 1. Die KPD ist verfassungswi- 

arg 

2. Die KPD wird aufgelöst 
3. Es Ist verboten, Ersatzorgani- 

sationen für die KPD zu schaf- 

fen oder bestehende Organi- 

sationen als Ersatzorganisatio- 

nen fortzusetzen. 


Das Gericht ging davon aus, daß 
die KPD auf der Grundlage der 
Theorie von Mrax, Engels, Lenin 
und Stalin die Errichtung eir 
„sorialistisch - kommunistischen” 

Gesellschaftsoränung auf dem Wege 
über die proletarische Revolution 
und die Diktatur des Proletariats 
anstrebt. Das Gericht faßte die 


tion und Diktatur des Proletariats 
— unverai-bar seien mit der soge- 
nannten „freiheitlich demakrati- 
schen Grundordnung”. 

Es liegt auf der Hand, daß damit 
jede Organisation verboten werden 
könnte, die sich das Ziel einer so- 
zialistischen Gesellschaft gestellt hat. 

Das Gericht ging in seiner Aus- 
legung aber noch erheblich weiter. 
Es behauptete nämlich, für die „Ver- 
fassungswidrigkeit“ sei nicht” ein- 
mal eine tatsächliche Handlung 
(„konkrete Aktion“) notwendig. 
Ausreichend sei allein schon, „wenn 
er politische Kurs der Partei durch 
eine Absicht bestimmt ist, die grund- 
sätzlich und dauernd tendenziell 
auf die Bekämpfung der freiheit- 
lichen und demokratischen Grund- 
ordnung gerichtet ist” 

Mit diesem Urteil über soge- 
nannte „tendenzielle Absichten“ be- 
wegt sich das Bundesverfassungsge- 
richt eindeutig auf dem Boden einer 
reinen Gesinnungsjustiz. 

Wie soll denn entschieden wer- 
den, ob irgendjemand vielleicht im 
Kopf die Absicht zu irgendetwas 
hat? Das Gericht erklärte unver- 
froren: 


„Eine Dokumentation der Ziel 
setzung in dem Sinne, daß alle 
Ziele schriftlich niedergelegt oder 
sonstwie fixiert sein müßten, ver- 
langt Artikel 21 des Grundgesetzes 
nicht... im Einzeinen mag es 
schwierig sein, den wehren Inhalt 
der offenen und das Bestehen ver- 
borgener Ziele zu erkennen. Ohme 
weiteres leuchtet ein, daß Ziele, aus 
denen sich die Verfansungneidrig- 
keit einer Partei ergeben könnten, 
niemals offen verkündet werden.” 

Das bedeutet in klares Deutsch 
übersetzt: das Bundesverfassungsge- 
richt braucht gar keine konkreten 
Beweise, keine tatsächlichen Hand- 
lungen, um eine Organisation oder 
Partei als „verfassungswidrig” zu 
verbieten. Der Spekulation über so- 
genannte „wahre Inhalte“ und „ver- 
borgene Ziele“ ist Tür und Tor ge- 
öffnet. 

Noch größeren Spielraum für die 
Willkir der Gerichte 
bietet die im KPD.Verbot von 1956 
ausgesprochene Zusatzbestimmung 
ber das Verbot sogenannter „Er- 
satzorganisationen“ der KPD. In 
einem Musterprozeß steilte der Bun- 
desgerichtshof dazu fest 

„Eine Ersstzorganisation ist ein 
Peronenzusammenschluß, der an- 
stelle der aufgelösten Partei deren 
verfassungsfeindliche Nah-, Teik 
oder Endziel ganz oder teilweise. 
kürzere oder längere Zeit örtlich 
oder überörtlich, offen oder ver- 
hällt, weiter verfolgt oder verfol- 
gen will.” 

Es liegt auf der Hand, daß ein 
derart weitgehend Une 
eine Waffe nicht nur gegen die KPD, 
sondern gegen alle fortschrittliche 
Gruppierungen und Persönlichkei- 
ten darstellt. 

Hier seien nur einige Maßnahmen 
genannt, die während der $Oer Jahre 
im Windschatten des KPD-Verbots 
von der CDU/CSU-R @gierung gegen. 
nichtkommunistische Demokraten 
und gegen Aktionen für die Er- 
haltung des Friedens durchgeführt 
wurden. 
= Im März 1957 wurde der So- 

zialist Dr. Viktor Agartz verhaf- 

tet. Agartz war ehemaliger Leiter 
des gewerkschaftlichen _ Win- 
schafts- und Soziahwisenschaft- 
lichen Instituts des DGB in Köln 
gewesen. Von der DGB-Führung 
wegen seiner kritischen Tendenz 
gefeuert, hatte Dr. Agartz eine 
eigene sozialistische Zeitung her- 

ausgegeben. Ihm wurde nun 1957 

vorgeworfen, für diese Zeitung 


= Ebenfalls 1957 wurde die IG- 
Metall wegen angeblicher. Ver- 
letzung eines Schlichtungsab- 
kommens zu einem Schadenser- 
satz in enormer Höhe verurteilt. 
Hintergrund war der Streik von 
34.000 Metallern Schleswig-Hol- 
steins, der mit größter Zähigket 
und Ausdauer vom 24. Oktober 
1956 bis ‚Mitte Februar 1957 
geführt worden war. Dieses Ur- 
tel diente zur Einschüchterung 
der Arbeiter und zur noch engeren 
Fesselung der DGB-Führer an die 
Interessen des Großikapitals. 

= Im April 1958 erklärte die CDU/ 
CSU-Regierung den Gesetzeat- 
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ing von Staat und Gesellschaft 


Bundesländern _ Hamburg, Bre- 
men und Hessen die Durchfüh- 
Tung dieser Befragung. Auf An- 
trag der CDU/CSU erklärte das 
Bundesverfassungsgericht am 30. 
Juli 1958 diese Befragung für 
‚verfassungswidrig“ und verfügte 
ır Verbot. 

Im KPD-Verbot gipfelte 1956 zu- 
‚nächst der Versuch der Kapitalisten 
‚jedes Wiedererwachen der Arbeiter- 
bewegung, jedes Wiedererstarken 
ihrer Organisationen im Keime zu 
ersticken. 


Die Notstandsgesetze 

Die Kapitalisten waren von An- 
fang an der Meinung, daß die Ver- 
fassung, der Bundesrepublik nicht 
genug, Spielraum lassen würde für 


eine Zeit verschärfter Klassenkämp- 


fe. Sie wünschten sich mehr Voll- 
machten, wie sie z.B. die alte Wei- 
marer Verfassung. vorsah, mit der 
dann 1933 die faschistische Diktatur 
errichtet werden konnte 

Verordnungen nämlich, mit de- 
men die Kapitlisten im „Notfall“ 
Gesetze außer Kraft setzen könnten, 
Streiks und Demonstrationen ver- 
bieten, diktatorische Regierungen 
einsetzen uam, 

Das Kräfteverhältnis, die relative 
Stärke der Arbeiterbewegung nach 
1945 und während der ersten HAIf- 
te der S0er Jahre ließen es zunächst 
nicht geraten erscheinen, offen mit 
den Plänen einer „Notstands-Gesetz- 
gebung“ aufzutreten. 

Erstmals im Oktober 1958 for- 
derte der damalige CDU-Innenmi- 
nister Schröder auf einem Gewerk- 
schaftstag der Polizei (!) in Stutt- 
gart sein „umfassendes Notstands- 
recht“. Anfang 1960 legte Schröders 
Ministerium einen ersten Entwurf 
für. eine entsprechende Korrektur 
des Grundgesetzes vor. Im Oktober 
1962 - inzwischen war Höcherl 
(CSU) Innenminister geworden, 
folgte der zweite Entwurf, In den 
folgenden Jahren wurde zwischen 
CDU/CSU und SPD in geheimen 
Verhandlungen ein Entwurf erar- 
beitet, von dem angenommen wur- 
de, daß er mit gütiger Hilfe der 
DGB-Führer keinen allzugroßen Pro- 
test. der werktätigen Bevölkerung 
hervorrufen würde. Im Oktober 66 
Wurde die berüchtigte NATO-Übung. 
„Fallex 66“ durchgeführt. In 
{Fallex 66° wurden die Notstands- 
gesetze vorweggenommen. Minister 
Abgeordnete aller Parteien probten 
in einem atomsicheren Bunker den 
Notstand“. 

Wenige Wochen später wurde der 
tatsächliche Notstand offenbar; die 
CDU/CSU-Regierung brach zusam- 
men angesichts einer total geschei- 
terten Außenpolitik und der er- 
sten. großen Wirtschaftskrise seit 
1945. Die SPD wurde in die Re- 
gierung mitaufgenommen, die 
Se Koalition“ mit. Al 

inger als Kanzler wurde gebildet. 

Nun ging es auch mit den Not- 
standsgesetzen zügig, voran. Mitte 
1968 waren sie über die parlamen- 
tarische Bühne gegangen. Die Ge- 
werkschaftsführer, die bis zuletzt 
wortradikal ihre Ablehnung der Ge- 
setze erklärt hatten, taten in Wahr- 
heit alles, um es nicht zu Massen- 
aktionen gegen die Notstandsgesetze 
kommen zu lassen, 

Die Notstandsgesetzgebung sieht 
vor allem die folgenden Fälle vor: 

Verteidigungsfall (Zustand äuße- 
ter Gefahr): ist gegeben, wenn der 
Bundestag mit Zweidrittel-Mehrheit 
(66 %) erklärt, „daß das Bundesge- 
biet mit Waffengewalt angegriffen 
wird oder ein soicher Angriff un- 


mittelbar droht“, Ob gegebenenfalls 
ein „Angriff unmittelbar droht“, 
liegt’in der Willkür der Abgeordne. 
ten oder richtiger, der Parteiführun- 
gen, die ihrerseits Befchlsempfänger 
der Kapitalisten sind. Es sei hier 
ur daran erinnert, daß die faschi- 


dig. Diese Politik konnte glaubwür- 
dig nur von der SPD vertreten wer- 
den, 


Weiterhin war der Mythos des 
kontinuierlichen „Wirtschaftswun- 
ders“ zusammengebrochen, nach- 
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stischen Angriffskriege gegen Polen 
1939 und gegen die Sowjetunion 
1941 ebenso mit einem angeblich 
unmittelbar drohenden Angriff die- 
ser Länder begründet wurden. 

Im Übrigen kann statt der Ab- 
‚geordneten auch ein sogenannter 
„Gemeinsamer Ausschuß‘ der Par- 
teien oder der Bundespräsident im 
Alleingang entscheiden, wenn der 
Bundestag nicht in der Lage oder 
nicht bereit ist, „sofort“ den Not- 
stand zu erkläre: 

Spannungsfall: kann ebenfalls 
vom Bundestag mit Zweidrittel— 
Mehrheit beschlosen werden. Der 
„Spannungsfall“ ist im Gesetz nicht 
näher definiert. Spannungsfälle sind. 
offiziellen Erklärungen zufolge vor 
allem internationale Krisen wie z.B. 
die Blockade Kubas durch die USA 
1962, oder politische Unruhen in 
einem Nachbarland der Bundesre- 
publik (z.B. Mai 68 in Frankreich). 

Innerer Notstand: ist gegeben im 
Falle einer „drohenden Gefahr für 
den Bestand oder die freiheitliche 
demokratische Grundordnung des 
Bundes oder eines Landes”, 

Die Bundesregierung (bzw. die 
‚Länderregierungen) können danach 
eigenmächtig und ohne Befragen 
des Bundestages (bzw. der Länder. 
Parlamente) Polizei und Streitkräfte 
zur Niederschlagung des 
Notstands“ einsetzen. 


Im „Notstands“-Fall kann die 
Aufhebung der demokratischen 
Rechte ausgesprochen werden, wie 
etwa der Versammlungsfreiheit, der 
freien Wahl des Arbeitsplatzes und 
‚des Wohnorts, des Streikrechts, des 
Post- und Telefon-Geheimnisses. 


‚Ausbeuter haben Angst 


Die Jahre 1966/1967 leiteten eine 
Wende in der Politik des BRD-Im- 
perialismus ein. Die Politik des „Kal- 
ten Krieges“ war in jeder Hinsicht 
gescheitert, Für den BRD-Imperialis- 
mus wurde das besonders deutlich, 
als 1956 die arabischen Staaten den 
erpresserischen Versuch, eine Reise 
Ulbrichts nach Ägypten zu verhin- 
dern, mit Abbruch ihrer diplomati- 
schen Beziehungen zur BRD beant- 
worteten, Eine Fortsetzung dieser 
Politik hätte nur noch weiter in die 
Isolierung geführt, eine „neue Ost- 
Politik“ wurde im Interesse der Ka- 
pitalistenklasse zwingend notwen- 


dem der westdeutsche Kapitalis- 
mus 1966/67 seine erste schwere 
wirtschaftliche Krise durchmachte, 
Die Krise selbst konnte noch rela- 
tiv leicht überwunden werden, weil 
der BRD-Imperialismusseine Expor- 
te erheblich steigern konnte und 
weilaußerdem die DGB-Führung ein. 
Iohnpolitisches Stillhalten garantier- 
te. Was sich aber hinter der Krise 
von 1966/67 abzeichnete, war eine 
allseitige.. Verschärfung. der.-Kon« 
kurrenz zwischen den imperialisti- 
schen Mächten im Kampf um die 
Absatzmärkte und von daher weit 
schwerere Krisen als diejenige von 
1966/67. Somit zeichnete sich aber 
auch deutlich das Ende jener Perio- 
de ab, wo es den Kapitalisten ge- 
ungen war, dieKlassenkämpfe durch 
eine relativ gute, zumindest erträg- 
liche Lage der Arbeiterklasse zu 
dämpfen, 


Die Kapitalisten gingen ange- 
sichts dieser Perspektive zunächst 
‚den Weg von „Zuckerbrot und Peit- 
sche.“ Außenpolitisch, indem sie 
die Politik,der „Ostverträge‘® betrie- 
ben, während sie gleichzeitig die 
Rüstungsausgaben erheblich steigern 
ließen und den direkten Einfluß der 
Rüstungs-Industrie auf die Regie- 
rungs-Politik_ erhöhten. Innenpoli- 
tisch durch eine Lockerung des, 
KPD-Verbots einerseits und durch 
Vorbereitung einer allgemeinen Un- 
terdrückung der Arbeiterbewegung 
andererseits, Dies st der Zusammen- 
hang, in dem sowohl die Zulassung 
der DKP wie auch die Notstands- 
gesetze zu sehen sind — beides in- 
nerhalb weniger Monate des Jahres 
1968, 

Wie schen die Kapitalisten der 
Bundesrepublik heute ihre Lage? 

Otto A. Friedrich, einer der ein- 
flußreichsten Führer der Kapitali- 
stenverbände, erklärte am 25. Ja- 
nuar dieses Jahres, „einigen wichti- 
gen Institutionen" der Bundesrepub- 
ik drohe das „Schicksal, überrollt 
zu werden.“ „Überrollt” nämlich 
von wachsendem Widerstand gegen 
die kapitalistische Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung. 


Zwar habe die „Welle der Kri- 
tik... bisher noch keine revolutio- 
näre Stimmung in der Arbeiterklasse 
ausgelöst‘, jedoch gebe es in den 
Betrieben "schon einen „gewissen 
Wandel“, nämlich auch dort eine 


wachsende „Kritik an unserer Wirt- 
schaftsordnung.“ 


Diese Sätze Friedrichs widerspie- 
geln die zunehmende Angst der Ka- 
pitalistenklasse, daß die Kritik am 
Kapitalismus, der Kampf gegen die 
Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen, in der Arbeiterklasse 
um sich greift und an Stärke und 
Bewußtheit gewinnt. + 


‚Ganz offen traten diese Befürch- 
tungen auf- einer Konferenz des 
BDA (einer der größten Kapitalisten- 
verbände der BRD) Anfang Dezem- 
ber 1971 zutage: 


„Der CSU-Vorsitzende Strauß 
und der Präsident der Arbeitgeber- 
verbände, Otto A. Friedrich, äußer- 
ten sich auf der Mitgliederversamm- 
Hung der Bundesvereinigung besorgt 
darüber, daß die Grundlagen der 
Marktwirtschaft (&.h. des Kaplıal- 
mus = Anm. der Redaktion) bese- 
ige werden könnten. Friedrich er- 
klärte, es sel ein sich Immer weiter 
ausbreitendes Unbehagen gegen un- 
kere Wirtichaftsordnung zu beob- 
achten . . . Ebenso wie Friedrich 
rief auch Strauß die Unternehmer 
‚zur Abwehr derartiger Bestrebungen 
auf ..." (Stuttgarter Zeitung, 9. De- 
zember 71) 


Die Kapitalisten bemerken er- 
schreckt; „daß sich die gesellschafts- 
und sozialpolitische Situation“ für 
sie selbst „bemerkbar verdunkelt 
hat“, nämlich durch „zunehmend 

sasressive Tendenzen gegen unsere 

Wirtschaftsordnung“ wie das Vor- 
standsmitglied der Allianz-Versiche- 
fung, Eversmann, am 7. Jul 7I er- 


(ach ja?) Leistungsgesellschaft be- 
ruht, zu zerstören.” Diese Kräfte 
seien nicht nur in den kommunisti- 
schen Organisationen und in der 
DKP zu finden, „sondern sie bemüh- 
ten sich, auch in staatstragenden 
‚Parteien und verschiedenen Gruppen 
unserer Gesellschaft an Einfluß zu 
gewinnen." Es besteht nach Fried- 
TichsErklärungen die „Gefahr“, daß 
die „stabilisierenden" Kräfte und 
Gruppen von „System-Kritikern“ 
verdrängt würden. 

Zwarkönneniemandeinen „Fron- 
talangriff gegen diese Ordnung mit 
irgendeiner Aussicht auf Erfolg wa- 
gen“, jedoch sei ein „Wählen und 
Verketzern“ in Gange, das „Unter- 
höhlen" der Ausbeuterordnung nach 
der „Salami-Taktik“, 


Für die Zeit nach 1973 (dann 
werden Bundestagswahlen stattfin- 
den) seien „Ideologien zu erkennen, 

vorsätzlich oder fahrlässig die 
Rentabilität der Unternehmen auf 
dem Altar von Reformillusionen 
opfern und die aktiven mittelstän- 
schen (!) Leistungsgruppen die 
Sache der progressiven Politik zah- 
Ten Iasen.“ — So heißt es in einer 
Sonderbeilage der Kapitalisten-Zei- 
tung „Industrie-Kurier/Handelsblatt 
vom 15. Dezember 1971. 

Sogar aus den Reihen der SPD 
selbst heraus St das Großkapital 
derartige Theorien vortragen. Ex- 
klärte doch der SPD-Bundestagus- 
georänete Müller (München) Mite 
Aprik: „Brandt scheint: offenbar 
nicht sehen zu wollen, was in die- 
sem Land vor sich gehi..Die Gefahr 
liegt nicht in der Außenpolitik und 
nicht in den Ostverträgen.Die inmen- 
politische Lage treibt der Katasıro- 


küirte, 


Die „Auseinandersetzung um die 
Zukunft des Unternehmers“ sei in 
inne "politische, und damit in 
ihre entscheidende Phase geireten“, 
© sgte der Vorsitzende der Ge- 
schäftsführung der Robert Bosch 
GmbH. am 9. Juli 71. Es drohe ein 
„Generalangriff auf den Unterneh- 
ner.“ „Seit den sechziger Jahren“ 
sei nämlich „ein Wiederaufleben des 
dogmatischen Marxismus in zunch- 
mend militanter Ausprägung” — alıo 
ein Aufschwung der kommunisti- 
schen. Bewegung!- zu beobachten, 
wasdie „volle Aufmerksamkeit nicht 
‚nur der Unternehmer, sondern auch 
des Staates verdient.“ 


Es liegt auf der Hand, daß die 
Kapitalisten ihre Befürchtungen 
noch stark übertreiben, um schwan- 
kende Elemente in den eigenen 
Reihen „auf Linie zu bringen“ und 
so eine noch größere Geschlossen- 
heit der eigenen Klasse für die ge- 
planten Maßnahmen zu erreichen. 
Aber sichtbar wird doch, daß die 
Kapitalistenklasse sich einige Sorgen 
macht, daß es mit ihrer Ausbeuter- 
‚ordnung in gar nicht ferner Zeit zu 
Ende sein könnte. Es sind vor allem 
der französische Mai von 1968 und 
die Klassenkämpfe in Italien, die 
den Kapitalisten schwer in die Kno- 
chen gegangen sind, zusammen mit 
‚den Septemberstreiks 1969 in der 
Bundesrepublik selbst. 


Bemerkenswerterweise richten 
die Kapitalisten ihren Angriff kei- 
neswegs nur auf die Kommunisten, 
sondern auch gegen die SPD, gegen 
die Jusos uä. — So erklärte etwa 
Friedrich auf der oben erwähnten 
BDA-Tagung Ende 1971: Politische 
Kräfte seien am Werk, „um die Ord- 
nung, auf der unsere 20 erfolgreiche, 


Be aieeen. Immer airker muen 
Sch die Kräfte durch, die den 
Rechtsstaat ins Zwielicht geraten 
Iassen und die eine ‚andere Repub- 
ik‘ wollen .... Wenn sich diese SPD 
nicht ganz hart von den totalitären 
Bestrebungen absetzt, ist sie nicht 
mehr die SPD. Die Regierungspar- 
tei dieses Landes kann es nicht zu- 
Iassen, daß Radikale unser Land zer- 
stören und dem Kommunismus aus- 
liefern, unsere Gesellschaftsordnung 
zerstören und dazu noch den Segen 
von Regierungsmitgliedern bekom- 
men.“ (zitiert nach BILD vom 20. 
ApniD) 


Es sei schließlich daran erinnert, 
daß Strauß vor emigen Monaten die 
Geweikschaftenineiner öffentlichen 
Rede zu seinen „Hauptfeinden“ 
rechnete, und daß Im 14. Dezem- 
ber auf einem Kongreß des Bundes 
der Kriminalbeamien in Hamburg 
(wo. Strauß als Gast teilnahm) der 
Hamburger BaK-Chef Grunert die 
Gewerkschaften in typisch faschr 
stischer Manier als „T = 
Jeres States" angräf (el. „Arber 
kampf Nr. 14) 


Eszeigt sich, daß die Kapitalisten- 
klasse einen Angriff selbst gegen die 
alergenäßigsten, sanftesten „Re- 
form-Politiker" vorbereitet, indem 
sie diese demagogisch zu Revolutio- 
nären abstempelt. Was hier vorberes- 
tet wird, ist schon nicht mehr „ein- 
fach“ eine Kommunisten - Verfol- 
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Mitteln der Demagogie und des 
Terrors. 


Es handelt sich auch nicht ei 
fach darum, daß die Kapitalisten- 
klasse zu den Methoden des KPD- 
‚Verbots der fünfziger Jahre zurück- 
kehren will, Wir wollen diese These 
zunächst an einigen besonders typi- 
schen Äußerungen bestimmter Ka- 
pital-Vertreter erläutern und danach 
die materielle Grundlage dieser Po- 
litik aufzeigen, 


Im „Unternehmerbrief“ vom 24. 
‚Juni 71 erklärte Fritz Berg, Prät 
dent des Kapitalistenverbandes 
BDI, daß es angeblich „bei vielen 
Vertretern des Staates und anderer 
Bereiche an der notwendigen Ent- 
schlossenheit fehlt“, den Kapitalis- 
mus zu verteidigen. Deshalb müßten 
die Kapitalisten selbst verstärkt ak- 
tiv werden, 


Die Kapitalisten müßten, einse- 
hen, daß sie jetzt 
Kampf um das 
sein unserer gesellschaftlichen Ord- 
mung stehen.“ Deswegen müßten 
sie sich „mit allen Mitteln und über- 
all, wo wir können, zur Wehr set- 
zen.““ - Das erklärte Evermann vom „ 
Vorstand der Allianz-Versicherung. 
am 7. Juli7l. 


Besonders bezeichnend die fol- 
‚genden Äußerungen des bereits 2i- 
Vierten Vorsitzenden der Geschäfts- 
führung der Robert Bosch GmbH. 
‚vom 9. Juli 71: 


Die Kapitalisten müßten zu 
„Gegenangriff übergehen‘, um „Aus- 
Ihten für das Bestehen des Kamp- 
fes“ (gegen die Arbeiterbewegung! 
zu haben. Eines Kampfes, „über des- 
sen Härte noch nicht überall eine 
klare Vorstellung besteht.“ Die Ka- 
pitalisten sollten sich bemühen, „der 
Weltanschauung des dialektischen 
Materilismus ein ebenso geschlos- 
senes in sich widerspruchsfreies 
System der menschlichen und wirt- 
schaftlichen Wertvorstellungen der 
Marktwirtschaft herauszustellen.“ 
„Es müßte uns gelingen, der Öffent- 
lichkeit gegenüber überzeugend di 
zulegen, daß der Unternehmer nicht 
nur seiner Pflicht zu wirtschaftli 
chem Handeln gerecht wird, viel 
mehr auch . . . die sittliche Größe 
aufbringt, die erforderlich ist, um 
dem Gespenst der Diktatur” (des 
Proletariats! — Anm. der Redak- 
tion) die abendländische Idee der 
personalen Freiheit  gegenüberzu- 
stellen.“ 

Und Friedrich erklärte am 10.1. 
71; „Wir brauchen das politische 
Offensive Gegenprogramm der ver: 
Tünfügen Geselbschaft und der »o- 


liden Reform. 


Was ergibt sich aus diesen Auße- 
nungen? Die führenden Kreise des 
Großkapitals tendieren zu Lösun- 
gen, für die sie noch keine ausre 
(chende Unterstützung der gesamten 
Kapitalistenklasse haben und: sie 
‚werben um diese Unterstützung. Im- 
‚mer wieder ist zu hören, daß sich 
noch gar nicht alle Kapitalisten über, 
den „Ernst der Lage“ im Klaren 
seien, So auch, wenn Strauß vor 
einigen Monaten erklärte, „daß das 
Selbstverständnis der Unternehmer 
hinsichtlich ihrer Existenzberechti- 
gung ... . noch lange nicht in unse- 
tem Lande so klar und überzeugend 


ist, wie es für das Fortleben der 
Marktwirtschaft und diese für sie 
unentbehrliche Schicht (die Kapita- 
listen — Anm. der Redaktion) not- 
wendig ist.“ 


Diese Äußerungen lassen darauf 
schließen, daß eine Formierung 
der Kapitalistenklasse betrieben 
wird, deren Ziele über die bisheri 
gen traditionellen, vorstellbaren 
Maßstäbe in der Bundesrepublik 
(Kommunisten-Verfolgung der 50er 


nicht einfach die alte nazistische 
1deologiewieder aufwärmen werden. 
Andererseits scheint es aber auch 
nicht nur um eine Neuauflage der 
„Sozialpartnerschaftsideologie“ zu 
gehen, 

Die „So: 


partnerschaftsideolo- 
gie“ paßte in eine Zeit des konti- 
nuierlichen wirtschaftlichen Auf- 
stiegs,die den Arbeitern eine ständi- 
ge Verbesserung ihrer sozialen Lage 
vorspiegelte. Mit Blick auf eine 
kommende Verschärfung der Wider- 


Wehe wenn er an den Drücker kommt 


Jahre) weit hinausgehen sollen. Wei- 
terhin wird deutlich, daß die bishe- 
rigen ideologischen Anstrengungen 
derKapitalistennicht für ausreichend 
gehalten werden, um den Bestand 
des Kapitalismus auf Dauer zu ga- 
Tantieren. Es wird an einer neuen 
1deologie gearbeitet, mit deren Hil- 
fe die Kapitalisten ihre eigene Un- 
entbehrlichkeit auch in den kom- 
menden Jahrzehnten „beweisen“ 
wollen, ein „‚Gegenprogramm" ge- 
gen den Sozialismus. Die zu diesem 
Thema zitierten Äußerungen ein 
‚ger führender Kapitalisten erinnern 
nun allerdings schr stark an ent- 
sprechende Ausführungen Hitlers. 


Schreibt dieser doch in „Mein 
Kampf“; 
„Jeder Versuch, eine Weltan- 


schauung mit Machtmitteln zu be- 
kämpfen, scheitert am Ende, solan- 
ge nicht der Kampf die Form des 
Angriffs für eine neue geistige Ein- 
stellung erhält. Nur im Ringen zwei- 
er. Weltanschauungen miteinander 

vermag die Waffe der brutalen Ge- 
walt, beharrlich und rücksichtslos 

eingesetzt, die Entscheidung für die 

von ihr unterstützte Seite herbeizu- 

führen, Daran aber war bislang noch. 

immer die Bekämpfung des Marxis- 

mus gescheitert“ ($. 189). Aus dem 

„Fehlen eines brauchbaren Ersatzes 

für diese Lehre“ (den Marxismus) 

schloß Hitler auf die Notwendigkeit 

einer „grundsätzlichen, dem Marxis- 

mus Entgegengesetzten neuen Welt- 

anschauung von stürmischem Erobe- 

Tungswillen“ (S. 190). 


Heute nennen die Kapitalisten 
die Sache „politisch offensives Ge- 
genprogramm“ _ (Friedrich). 


Bs ist klar, daß die Sapitalisten in die 
son Beyinprogrem zum Sozialismus 


sprüche scheint aber dem Großka- 
pitaleine neue Ideologie notwendig. 
Ein zentraler Bestandteil dieses „of- 
fensiven Gegenprogramms“ soll die 
sogenannte „Vermögensbildung in 
Arbeitnehmerhand‘“ werden. 


Die „Politik der soliden Reform“ 
von Seiten der Kapitalisten setzt 
‚den Kampf gegen alle Gruppierun- 
gen voraus, die auch nur entfernt 
eine Gefahr fürs Großkapital dar- 
stellen könnten, indem sie für wirk- 
Jiche Reformen eintreten. So kommt 
es, daß auch die Jusos und die SPD- 
Linke immer stärker ins Schußfekt 
geraten, und daß versucht wird, sie 
zu „staatsfeindlichen‘, „Verfassungs- 
feindlichen“ Kräften abzustempeln, 
die entweder überhaupt schon selbst 
getarnte Kommunisten sind, oder 
‚doch wenigstens „dem Kommunis- 
mus in die Hände arbeiten.“ Dem- 
selben Zweck dienen die inhaltlich 
absurden Angriffe gegen SPD-Re- 
ierungsmitglieder, als würden diese. 
ie antrkapitalistische Politik be- 


reiben oder wenigstens unter- 
stützen. 


Es ist wichtig, zu erkennen, daß 
das Großkapital seine Politik der 
„soliden Reform“ nicht durch die 
SPD machen lassen will und kann, 
sondern ohne und gegen die SPD. 
Was die SPD-Führer angeht, so be- 
mühen sie sich zwar recht und 
schlecht, die Faschisierung von Staat 
und Gesellschaft im Interesse des 
Großkapitals voranzutreiben, aber 
sie machen es den Herren nicht gut 
genug. Andererseits ist auch die 
CDU noch nicht vollständig die Par- 


berichten des BDA 1970 und 1971 
zum Ausiruck. Nur die CSU des 


Franz Josef Strauß erhält immer 


jer volles Lob von den Kapita- 
isten. Es liegt auf der Hand, was für 
„solide Reformen“ die Kapitalisten 
von Strauß durchsetzen lassen wol- 
ien. Das würde bedeuten: völlige 
Vorherrschaft der Korruption, wie 
sie vor allem Franz Josef Strauß 
in den verschiedenen Skandalen um 
FIBAG, Schützenpanzer HS-30 und 
Starfighter vorexerziert hat — Kor- 
muption als Prinzip der Regierungs- 
politik! — Es würde bedeuten: völli- 
ge Gleichschaltung der „Massen- 
medien“ (Fernsehen, Presse usw.) 
auf die schwarze Linie, wie es heute 
schon die CSU in ihrem Machtbe- 
reich mit dem Bayrischen Rund- 
funk macht (vgl. „Arbeiterkampf 
Nr. 17°). Es würde bedeuten: Bru- 
tale Unterdrückung nicht nur der 
Kommunisten — deren Verbot 
CDU/CSU fordern —, sondern 
terdrückung auch der gewerkschaft- 
lichen Bewegung, die Strauß zu 
seinen „Hauptfeinden“ rechnet. Es 
würde bedeuten: noch stärkere Ein- 
mischung kirchlicher und anderer 
reaktionärer Institutionen in das 
Privatleben der Werktätigen (Schei- 
dungsgesetze, $ 218, „Pornogra- 
phie“ usw.). Es würde bedeuten: 
Rückkehr zur Politik des Kalten 
Krieges, erheblich verstärkte Rü- 
stungslasten, gesteigerte Tendenz 
zu militärischen Abenteuern, die 
unser Volk in den dritten, diesmal 
vernichtenden Krieg führen sollen. 


Warum stellt ünserer Meinung 
nach das Vorgehen der Kapitalisten 
heute und in der Zukunft eine neue 
Stufe gegenüber der Kommunisten- 
verfolgung der SOer Jahre, sodaß 
wir die Bezeichnung „Faschisierung“ 
dafür verwenden? Die Kommuni- 
stenverfolgung der $Oer Jahre hatte 
bestimmte innere und äußere Vor- 
aussetzungen, nämlich die relativ 
leichte Isolierbarkeit der Kommant- 
sten vor dem Hintergrund des Kalten 
Krieges, gewisser Rückschläge in den 
sozialistischen Staaten (DDR 17. Ju- 
mi 1953, Verdammung Stalins auf 
dem XX. Parteitag der KPdSU 
Frühjahr 1956 und der Ereignisse 
in Ungarn und Polen Herbst 1956) 
und einen beständig erscheinenden 
wirtschaftlichen Aufschwung. 


Heute dagegen verschärfen sich 
die wirtschaftlichen Krisen des Ka- 
pitalismus im Wellmaßstab, der 
Konkurrenzkampf zwischen den im- 
perialistischen Mächten. Die lung- 
fristige wirtschaftliche und pol 
sche Perspektive des Kapitalismus 
ist viel schlechter als sie noch Ende 
der 50er Jahre scheinen mochte. Der 
französische Mai 68 — und teilweise 
auch der „heiße Herbst“ in Italien. 
1969 — haben bewiesen, daß es 
trotz der klassenverräterischen Poli- 
tik der Gewerkschaftsführungen und 
der Spitzen der „Arbeiterparteien" 
Zu spontanen Ausbrüchen des Klas- 
‚senkampfes kommen kann, die mit 
großer Schnelligkeit massenhaften 
Charakter gewinnen können, Das 
sind Klassenkämpfe, wie der Im- 
Perialismus Westeuropas sie seit den 


30er Jahren nicht mehr erlebt hat, 
und die zum Teil sogar über diese; Wir setzen die Beiträge zur Fa- 
historischen Erfahrungen schon hin-S schismusfrage fort mit einem Arti- 


ausgegangen sind. Durch das Ver- 
bot der einen oder anderen „ML"-; 
Partei (die in der Arbeiterbewegung: 


ohnehin kaum eine Rolle spielen) derer Organisationen und einer Do- 
tei, die sich die Kapitalisten wün- vermag die Kapitalistenklasse die@kumentation über die CSU und 
schen; das kam u.a. in den Jahres Entwicklung zunehmender Bewußt-Sandere rechtsradikale Onpanisatio- 
in der Arbeiterklasse nicht aufzu-&nen in den nächsten Nummern. 


halten. Was ihr notwendig erscheint 


und wassieanstrebt,ist eine Zurück- 
drängung der Arbeiterbewegung ins- 
gesamt durch eine Kombination 

yon gezieltem Terror und Durch- = 
setzung einer bürgerlichen Ideok- 

Sie in Teilen der Arbeiterklasse, 

Die von uns bereits mehrfach. 
zitierte Heidelberger Studentenzei- 
tung „Neues Rotes Forum“ schrieb 
im Gegensatz zu unserer Einschät- 
zung der-Entwicklung in der Nr. 
m: 


„In einer Phase, wo die weıt- 
deutsche Arbeiterklasse sich in der 
Defensive befindet, wo reale Klas- 
senkämpfe erst allmählich ihren 
‚spontanen Aufschwung nehmen und 
wo die politische Organisierung der 
Arbeiterklasse in ihren ersten An- 
Mäizen steckt, von der ‚drohenden 
Jaschistischen Lösung‘ durch die 
Bourgeoisie zu reden, ist leicht- 
sinnig (1). Es kann keine Rede de- 
von sein, daß die parlamentarische 
Form der Herrschaft sich in der 
Krise befände, solange sich der 
Klassencharakter des bürgerlichen 
Stastes nicht im Bewußtsein der 
werktätigen Massen entlaret. Ni 
sendwo offenbart sich eine poltk- 
sche ‚Schwäche‘ der herrschenden 
Klasse, die im Gegenteil ihre Stärke 
dadurch beweist, daß sie auf der 
Grundlage der bürgerlichen Demo- 
kratie sich die Waffen schaffen kann, 
die zur Unterdrückung der Arbeiter. 


Wir stimmen mit dem Verfasser 
durchaus darin überein, daß sich die 
Arbeiterbewegung insgesamt in der 
Defensive befindet und daß die poli-. 
tische Organisierung der Arbeiter- 
klasse gerade erst begonnen hat. 
Das spricht aber nach unserer Ein- 
schätzung nicht gegen eine Gefahr, 
faschistischer Lösungsversuche der 
Kapitalistenklasse. 


Die Besonderheit der Politik der 
Kapitalistenklasse besteht ja heute 
gerade darin, daß sie Maßnahmen 
Surchführt, die in keinem realen Ver- 


hältnis zum aktuellen Stand der 2 


Klassenkämpfe stehen und die ein- 
deutig vorbeugenden Charakter ha- 
ben. Erinnert sei nur an die Not- 
standsgesetze und an den polize- 
technischen Zirkus um die „Baader- 
Meinhof-Gruppe.“ Die Kapitalisten 


mit der Verstärkung des Polize- 
apparats und dem Ausbew des „Bun- 
desgrenzschutzes” zur Bürgerkriegs 
arme nicht gewartet, bis die tat- 
sichlichen Kiswenkimpfe solche 
Maßnahmen im Interesse des Kapi- 
talserfordert hätten. Insgesamt wird 
klar, daß die Kapitalisten mit ähren. 
Maßnahmen keineswegs bis zur 
„jetzten Minute“ warten, sondern 
daß sie ihre Vorbereitungen zu einer 
Zeit zu treffen versuchen, wo Ainen 
die gesellischaftliche Sisuation einen. 
ausreichenden Spielraum Hißt. 


ikel über „Italien nach den Wahlen“ 
jin ARBEITERKAMPF Nr. 19 und 
Beiträgen zu den Standpunkten an- 


‚Arbeiterkampf Nr. 18 /Mai 1972 


See 11 


Fortschrittliche Intellektuelle wurden in der letzten Zeit in stärkerem Maße 
durch Angriffe der reaktionären Presse, durch Maßnahmen des Staats- 
apparats und durch Repressalien in ihrem Beruf getroffen. Diese Angriffe, 
werden mit der „Gefahr des Linksradikalismus” begründet, die angeblich 
besonders von den Universitäten her drohe, aber immer mehr auch über die 
Universitäten hinausgreife und durch die Agitation „linksradikaler Studen- 
ten” auch schon Eingang in die Betriebe gefunden habe. Auffällig daran ist, 
daß die Bourgeoisie einen Schwerpunkt ihrer Offensive offenbar gegen eine 
gesellschaftliche Schicht gewählt hat, die sich von ihrer sozialen Lage und 
von ihrer Tradition her gar nicht einmal als konsequentester und erfolg- 


reicher Gegner der Kapitalherrschaft erwiesen hat. Die Hamburger CDU be- 
hauptete nichtsdestoweniger in einer am 7. Dezember vorigen Jahres vor- 
gelegten „Untersuchung” über die politische Situation an der Hamburger 
Universität sogar, daß die Universität „der am stärksten gefährdetste Sektor 
unserer Gesellschaft” sei. Auffällig ist zum zweiten, daß es sich - wie im Fall 
Heinrich Böll - bei den von der Reaktion angegriffenen „linksradikalen” 
Intellektuellen durchaus nicht nur um Sozialisten handelt, die erklärterma- 
Sen der Bourgeoisie den Kampf angesagt haben. Auch sozialreformerische 
und liberale Kritiker des politischen Kurses „unseresStaates” oder einzelner 
Mißstände geraten immer mehr in die Schußlinie übelster Demagogie und 


Verleumdung. 
an den gröbsten Mißständen 
hinausgeht, 

In Zeiten, wo das Kapital die 
Arbeiterklasse noch mit dem Mittel 
des Betruges, der Scheinreformen 
und dosierter Zugeständnisse regiert, 
beläßt es normalerweise auch die 
Freiheit liberaler und moralischer 
Proteste — die bürgerliche Demo- 
kratie soll eben in den Augen der 
ganzen Bevölkerung auch „gut funk- 
tionieran”. 


Es wurde daher versucht, sich an die 
Arbeiterklasse zu wenden - freilich 
zunächst noch mit vielfältigen klein- 
bürgerlich-unsinnigen Vorstellungen, 
die Arbeiter irgendwie als „Hilfs“ 
kräfte für eine studentische Avanı- 
garde“ einzusetzen. Natürlich muß- 
ten derartige Versuche scheitern. 

So konnte der damalige CDU- 
Innenminister Benda ein Jahr nach, 
den „Oster-Unruhen“ (April 1968, 
aus Anlaß des Mordanschlags auf 
‚Rudi Dutschke) im März 1969 noch 
befriedigt feststellen, daß die Ge- 
werkschaften sich deutlich von den 
Studenten distanziert hätten. In sei- 


handlung in der Presse viele Ge- 
spräche in der Bevölkerung ent- 
fachte. Obwohl diese Pressekampag- 
ne gegen BOIl das Überschreiten 
einer neuen Schwelle hin zur hem- 
mungslosen Hetze im Stil der Nazi- 
Presse einleitete. 


entfachen, „hoffnungslos” erscher 
nen. der versteht nicht, daß die all 
seitige politische Agitation eben der 
Brennpunkt ist, in dem die lebens 
wichtigen Interessen der politischen 
Erziehung des Proletariats zusam- 
mentreffen 


‚Worauf zielen 
die Angriffe ab? 


Seit Anfang der 60er Jahre ent- 
Wickelte sich in der Intelligenz - be- 
sonders unter den Studenten - eine 
militante Opposition gegen die Ver- 
schlechterung ihrer Ausbildungsbe- 
dingungen, gegen die zunchmende 
Einschränkung demokratischer 
Rechte in unserem Land und gegen 
die Verbrechen des Imperialismus 
in der „Dritten Welt“, Es gelang 
zeitweise mehrere tausend Studen- 
ten zu demokratischen und anti- 
imperialistischen. Demonstrationen 
und Kundgebungen zu mobilisieren nem Bericht über den „Linksradi- 
= etwa gegen die USA-Aggression  kalismus” hieß es weiter! 

in Vietnam, gegen die Notstandsge- uch in der Arbeiterschaft 
setze und gegen die Presscherrschaft selbst sind keine Ansltze für eine So- 
des Springer-Konzerns. lidarisierung zu erkennen. Für eine 

Lenin hat einmal davon gespro- ähnliche Aktionseinheit (wie in 
chen, daß die Studentenschaft „der Frankreich im Mai 68) zwischen 
am feinsten reagierende Teil’der _Arbeiter- und Studentenschaft fehlt 
Intelligenz“ ist und politische Aus- in der BRD gegenwärtig noch jede 
rüche unter den Studenten oftmals Grundlage.” 
größere Schlachten zwischen den „Gegenwärtig noch“ — schrieb - 
beiden großen Klassen des Kapits- Benda im März 69. Aber die Bour- Schritte erzwingen 
lismus — Proletariat und Bourgeoisie geoisie hat die „Gefahr“ eines sol- Ganze Sı = 
— ankündigen, Dies scheint auch chen Bündnissei erkannt und er- 
heute für die Entwicklung in West- _ greift vorbeugende Maßnahmen da- 
deutschland zuzutreffen. gegen. Das ist die Zielrichtung ihrer 

Die Studentenrevolte entwickel- Angriffe, Ihr kommt dabei zugute, 
te sich und, erreichte Ihren Höhe daß die Interessenslage der Intelli 
punkt zu einer Zeit (1967 -69), genz zwiespälig ist, daß sie einer- 
in der einerseits eine neue Ent- seits zwar auch unter der Kapi- 
wicklungsphase des westdeutschen _talherrschaft steht, sich andererseits 
Imperialismus hin zu verstärkter aber auch durch’ ihr Privileg der 
Unterdrücküng eingeleitet wurde, Kopfarbeit, durch ihre Stellung in 
(Ende des „Wirtschäftswunders * der Produktion und durch ihre gan- 
und Krise 66/67; Ausbau des Bun- zen Lebensgewohnheiten zumeist 
desgrenzschutz, als „Teil der be- stärker an die Bourgeoisic gebun- 
Wwalfneten Macht der BRD“ ab 1965; den fühlt als an das Proletariat. 
Verabschiedung der Notstandsge- 
setze 1968; Vorbeugchaft-Pläne, 
usw.) und auch international die 
imperilistischen Verbrechen unge 
heuer zunahmen (1965 Beginn des 
ständigen Bombenkrieges der USA 
gegen die Demokratische Republik 
Vietnams; seit 1965 Ermordung von 
über 500.000 Menschen, vorwi 
gend Kommunisten, in Indonesic 
1967 Krieg Israels gegen die arab 
schen Staaten; 1967 Errichtung des 
faschistischen Militärregimes in Gr 
chenland; usw. 

Andererseits durchsehritt die 
westdeutsche _ Arbeiterbewegung 
nach ihren Niederlagen in den 
Kämpfen Ende der 40er und 50er 
Jahre gerade zu dieser Zeit einen 
Tiefpunkt, wo es kaum größere 
Kämpfe gab, vorallem keine Kämpfe 
die über ökonomische Forderungen 
hinauspingen. 

Die Ideologie der Studentenre- 
völte war ein Sammelsurium von 
Bruchstücken verschiedener Theo- 
rien, in dem Feindschaft zu den 
Verbrechen des Imperialismus und 
Geringschätzung und z.T. deutliche 
Verachtung des Proletariäts mitein- 
ander kocxistierten. Dennoch ist es 
ein Verdienst der Studentenrevol- 
ie, einen entscheidenden Anstoß 
zur Verbreitung sozilistischer Ideen 
vor allem unter der Jugend gegeben hier häufig Aufgabe eines An- 
ER klägers des kapitalistischen Unrechts auf das Postscheckkonto 

Sehr bald zeigte sich nämlich, Wahr, wenngleich ihr Protest nur a Ss 
‚daß der Kampf der Studenten kurz- allzu oft das ganze Dilemma ihrer _ N — 
fristig, und vor allem allein von zwiespältigen Klassenlage widerspie- * 
Studenten geführt, aussichtslos war. gell und über eine liberale Kritik 


Böll hat dieser Verleumdungskam- 
Pagne nicht zuletzt deswegen »o we- 
nig standhalten können und schr 
schnell kapitulieren müssen, weil er 
nur wenig Solidarität erfuhr. Wenn 
aber schon die kommunistische Be- 
wegung, die sich als entschiedenster 
Gegner der kapitalistischen Willkür- 
Herrschaft. versteht, zu diesen Ge- 
schehnissen schwieg: von wem 
warten wir denn mehr Mut, daß 
er BO zu Hilfe eilt? Ganz recht 
es hätte die Pflicht einer Unter- 
stützung bestanden! Wir verstehen 
es leider noch viel zu wenig, eine 
soIche Empörung, wie die Heinrich 
Bölls aufzugreifen, tatsächlich jeden 
Protest gegen die bestehende Ord- 
nung zu unterstützen, unter den Ar- 
beitern bekannt zu machen und in 
eine revolutionäre Richtung voran- 
Zutreiben. 


Aber je mehr das Kapital wie ge- 
genwärtig in der Bundesrepublik 
seine Regierungsmethoden durch die 
Meihode der brutalen Unterdrük- 
kung ergänzt, weil es sich so besser 
auf die kommende Klassenauseinan- 
dersetzungen vorzubereiten meint 
desto weniger duldet es selbst die 
Kritik eines Liberalen an den „Aus- 
wüchsen“ der Kapitalherrschaft und 
antwortet mit unerbittlicher Strenge. 
Nicht nur Heinrich BOIL mußte dies 
erfahren, 


Wie müssen die Kommunisten 
und die fortschriltlichen Arbeiter. 
sich zu den Protesten der fort- 
schrittlichen Intelligenz verhalten? 
Gegenüber Angriffen auf die so- 
zialistische_ Intelligenz ist die Hal- 
tung der verschiedenen kommuni- 
stischen Zirkel eine nahezu einmü- 
tige Solidarität. 

Aber wie steht es mit unserer 
Haltung gegenüber den liberalen Kri- 
tikern des Kapitalismus? Der Fall 
Heinrich Böll wurde z.B. -soweit 
uns bekannt ist — von keiner ein- 
zigen Zeitung der kommunistischen. 
Besonders günstig ist die Situation Bewegung aufgegriffen, obwohl Böll 
für die gegenwärtigen Angriffe auf in einer geradezu widerwärtigen 
fortschrittliche Intellektuelle auch Weise von der gesamten reaktionä- 
deswegen, weil die Arbeiterklasse rn Presse fertiggemacht wurde. Ob- 
selbst noch nicht wieder in politi- wohl die Kampagne gegen Böll heu- einige dieser Zusammenstöße 
schen Massenkämpfen steht und den te vor mehr als einem Vierteljahr zu winzig sind oder die Versuche, 


schwankenden und unentschlosse- einsetzte und durch die breite Be- sie zu einem allgemeinen Brand zu * # * # # * # * * 
nen Elementen der Mittelschichten 

somit kaum die nötige Orientierung 
geben kann. 

Seit die westdeutschen Arbeiter 
im September 1969 und teilweise 
auch in den nachfolgenden Lohn- 
kämpfen sozusagen ein kleines In- 
termezzo des langfristig zu erwar- 
tenden Wiederauflebens ihrer Mas- 
senkämpfe vorgeführt haben und 
kommunistische Zirkel sich wieder 
herausgebildet haben, die ihre vor- 
nehmste Aufgabe in der Verbreitung 
des Sozialismus unter den Arbeitern 
und dem Wiederaufbau einer klas- 
senkämpferischen Partei der Arbei- 
ter sehen, hat die Bourgeoisie ihre 
Anstrengungen zur Sicherung ihrer 
Herrschaft weiter verstärkt. Dies 
führt unweigerlich zu polizeilicher 
und politischer Willkür gegen die 
gesamte Bevölkerung, die alle de- 
mokratischen Menschen empört. 
Fortschritliche Intellektuelle (kei 
neswegs nur Studenten) nehmen 


Lenin schrieb 1902 in einem 
ähnlichen Fall: 


„Diese Worte werden häufig zu 
eng aufgefaßt, werden nicht auf die 
Unterstützung der liberalen Opposi- 
tion ausgedehnt. Man darf jedoch 
nicht vergessen, daß es Zeiten gibt, 


Regierung, wie klein er an sich auch 
sein mag, unter gewissen Bedingun- 
‚gen (und unsere Unterstätzung ist 
eine dieser Bedingungen) zu einem 
allgemeinen Brand auflodern kann. 

‚Wer verächtlich die Nase rämpft, 
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‚Arbeiterkampf Nr. 18 / Mai 1972 


In einem vom „Spiegel” am 10.1.72 
veröffentlichten Aufsatz hatte sich 
der Schriftsteller und Präsident des 
internationalen Schriftstellerverban- 
desPEN Heinrich Böll mit der Hetz- 
Jagd auf die sog. „Baader-Mein- 
hof-Gruppe” („Rote Armee Frak- 
ion” — RAF) auseinandergesetzt. 
In diesem Zusammenhang griff er 
besonders den Springer-Zeitungs- 
konzern scharf an. Böll forderte 
inade oder wenigstens freies Ge- 
it” für Ulrike Meinhofr 

„Es ist eine Kriegserklärung von 

verzweifelten Theoretikern, von 

inzwischen Verfolgten und De- 
nunzierten, die sich in die Enge 

"begeben haben, im die Enge gc- 

irieben worden sind und deren 

Theorien weitaus. gewalttätiger 

Klingen, als ihre Praxis ist, „. Es 

kann kein Zweifel bestehen: Ul- 

fike Meinhof hat dieser Gesell 
schaft den Krieg erklärt, sie weiß, 
was sie tut und getan hat, aber 

\werkönnte ihr sagen, wassie jetzt 

tun sollte? Soll sie sich wirklich 

stellen, mit der Aussicht, als die 

Klassische rote Hexe in den Sie- 

detopf der Demagogie zu gera- 

ten? ... Für einen so abscheu- 
lichen Satrapen wie Bakdur von 

Schirach, der einige Millionen 

Deutscher in die verschiedensten 

Todesarten trieb und zu den ver- 

schiedensten Mordarten ermutig- 

te, sogar, für ihn gab es Gnade. 

Ulrike Meinhof muß damit rech- 

ich einer totalen Gnaden- 
ausgeliefert zu schen. 

Baldur von Schirach hat nicht so 

lange gesessen, wie Ulrike Mein- 

"hof sitzen müßte. Haben die Po- 

Jizeibeamten, Juristen, Publizi- 

sten je bedacht, daß alle Mitglie- 

der der Gruppe um Ulrike Mein- 
hof, ale, praktische Sozialarbeit 
getan haben und Einblick in die 

Verhältnisse genommen, die mög- 

Jicherweise zu dieser Kriegserklä- 

rung geführt haben? ” 

Über die Springer-Presse schrieb 
Böll: „Die Überschrift ‚Bader-Mein- 
hof:Bande mordet weiter! * ist eine 
Aufforderung zur Lynchjustiz. Mil 
lionen, für die ‚Bild die einzige In- 
formationsquelle ist, werden auf 
diese Weise mit verfälschten Infor- 
mationen versorgt”.Böllbrachte den 
Mut. auf, die Berichterstattung der 
Springer-Presseöffentlichalsnackten | 
Faschismus, Verhetzung und Lüge 
zu bezeichnen. 

Die gesamte reaktionäre Presse 
begann daraufhin, Gift und Galle 
gegen Böll zu speien — ein Mann, 
dessen literarische Fähigkeiten auch | 
vom Großteil dieser Presse bislang | 
zumindest noch anerkannt wurden. 

Bild”, 11.172 

öl, dieser christliche Dichter, be- 
dient sich im ‚Spiegel einer Spra- 
che, die Gemeinschaftswerk. Karl- 
Eduard von Schnitzlers und Josef 
Goebbels sein könnte”. 


23.12.71, nachdem bei einem Bankraub 
in Kalserslautern der Polizist Herbert 
Schoner erschossen wurde. Daß Schoner 
von der „Baader-Meinbof-Gruppe” er. 
schossen worden se, war von „Bäd" frei 
erfunden und stützte sich nicht einmal 
Auf Behauptungen der Polizei 


Wilfried Scharnaglin einem Kom- 
mentar im „Bayernkurier" vom 
15.1.72 

ölls Meinhof-Plädoyer im Spie- 
gel’ liefert den ideologisch-intellek- 
tuellen Hintergrund für die Ansicht 
der Polizei, die Baader--Meinhof- 
Bande könne sich nur dank umfäng- 
licher Unterstützung gutbürgerlicher 
Kreise so lange der Freiheit erfreu- 


Schriftsteller Heinrich Böll 


„Berliner Morgenpost”, 26.1.72 
„Eines Tages wird der Spuk der Baa- 
der-Meinhof-Bande vorüber sein. 
Doch die Bölls und die Brückners 
werden bleiben. Und von ihnen 
droht der Demokratie langfristig die 
größte Gefahr" 

‚Gerhard Löwenthal, in seinem 
„ZDF-Magazin” vom 26.1.72: 

„Der rote Faschismus „. unter- 
scheidet sich in nichtsvon dem brau- 
nen Faschismus. Und die Sympa- 
thisantendieses Linksfaschismus, die 
Bölls und Brückners und all die an- 
deren sogenannten Intellektuellen 
sind nicht einen Deut besser als die 
geistigen Schrittmacher der Nazis, 
die schon einmal so viel Unglück 
über unser Land gebracht haben”, 

„Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung”, 2.2.72; 


„BILD“ fordert zur Lynchjustiz auf 


„Reden wir nicht mehr von 
Baader und Meinhof, von Gruppe 
oder Bande! Reden wir von Heinrich 
Böll! Dieser Schriftsteller ist eine 
Macht im Lande ... Er stellt eine 
Macht dar, er hat Macht. Wer weiß, 
was er täte, wenn er noch mehr 
hätte? .... Mönch, wach auf! „. Gib 
dem Staate, was des Staates ist, 
Ban!” 

Die massive Öffentliche Hetze ver- 
fehlte nicht ihre Wirkung, daß einige 
Leuteglaubten, esmit einem „Volks- 
feind” zu tun zu haben. So erhielt 
BON Drohbriefe, die bis zu Mord- 
drohungengingen. Sogar ein Rentner 
aus Düsseldorf, der mit dem Schrift- 


steller Heinrich Böll nicht verwandt 
ist, aber den gleichen Namen trägt, 
‚erhielt solche Drohbriefe. In einem 
der Briefe heißt es ua. 

„Du verfluchter Rot-Faschist „. 
als chemaliger Amateurboxer werde 
ich Dich zusammenschlagen, wenn 
ich es für richtig erachte. ... Merke 
Dir, Du verdammter Schweinehund 
und Volksverhetzer, nimm Dich in 
in acht und wisse, daß es nochMän- 
ner gibt in genügender Zahl, die 
darauf achten, daß solche Banditen 
wie Böll nicht überhandnehmen!”” 

Böllselbst hat noch unterschätzt, 
zu welchem Grad an Öffentlicher fa- 
schistischer Hetze die reaktionäre 
Presse schon bereit ist. Er wurde 
systematisch fertig gemacht, so daß 
er im „Spiegel” vom 31.1.72, also 
drei Wochen nach seinem ersten Auf- 
satz, bereits erklärte: „Nach meinen 
bisherigen Erfahrungen ... verspre- 
che ich allen Politikern, mich vor- 
läufig in nichts mehr einzumischen, 
zu nichts mehr zu äußern, jeden- 
fallsso lange nicht, bis ich mir selber. 
klar darüber geworden bin, wo sich 
in diesem Falle die Grenzen der 
vielgepriesenen Liberalität gezeigt 
haben", 

Böll wurde also zum Schweigen ge- 
bracht, 


Kontaktschuld 


‚Sympathisant der „RAF” zu sein 
wurden auch andere fortschrittliche 
Intellektuelle beschuldigt. Einerseits 
erhoben Polizei und Staatsanwalt 
schaft solche Vorwürfe, andererseits. 
kamen sie z.B. von Karl-Heinz Ruh- 
land, der früher mit der „RAF” zu- 
sammengearbeitet hat. Ruhland wur- 
de in über 13 Monaten Untersu- 
‚chungshaft so mürbe gemacht, daß 
er jetzt in einem Schauprozeß zu 
allerlei „Aussagen” bereit war, um 
sein Strafmaß möglichst gering zu 
halten. So sollen nach Ruhlands 


Behauptungen der Psychologe Prof. 
Brückner, der dps-Redakteur Born- 
heim und seine Frau, der WDR-Re- 
dakteurGerhard Reitschert ausKöln 
die Psychologin Monika Seifert, der 
kath. Pfarrer Kurt Kaiser aus Beuen- 
kirchen bei Oldenburg und eine 
Lehrerin aus Hessen „RAF-Mitglie- 
dern” Unterschlupf gewährt haben, 
Eine Studentin, Beate Sturm, die 
von sich behauptet, selbst kurze 
Zeit bei der „RAF” mitgearbeitet 
zu haben, brachte im Ruhland-Pro- 
zeß gleiche Anschuldigungen vor 
gegenüber dem Soziologen Prof. Alt- 
vater, dem persischen Arzt Dr. Schi- 
rani und dem Stuttgarter Kunster- 


"Volksfeinde”? 


Zieher Stoller. Die Beschuldigten 
schen sich jetzt nur aufgrund dieser 
zweifelhaften Behauptungen und 
‚ohne weitere Überprüfung zahlrer 
chen Repressalien und einer Hetz- 
kampagne in der Presse ausgesetzt. 
Brückner und Bornheim wurden so- 
fort von ihren jeweiligen Diensther- 
ren suspendiert. Gegen den Polito- 
logen Prof, Seifert (Ehemann der 
Beschuldigten Monika Seifert), der 


nischen Universität Hannover. ge- 
iehrt hatte und dort auf einer So- 
Iidaritätsveranstaltung für Brückner 
gegen, die Verfolgung fortschritti- 


cher ” Intellektueller protestierte, 
wurde ein „dienstrechtliches Vor- 
ermittlungsyerfahren” eingeleitet. 

Als Brückner am 17. Februar zo 
einem Vortrag in die Universität 
Heidelberg eingeladen wurde, wollte 
der baden-württembergische Kultus- 
minister Hahn dies zunächst durch 
einen Polizeieinsatz verhindern. Fünf 
Hundertschaftenließ erbereitstellen. 
Angesichts von über 2000 versam- 
melten Studenten gab Hahn seinen. 
Plan dann aber auf, Eine Gastpro- 
fessur, die Brückner nach seiner Sus- 
Pendierung in Hannover von einer 
Heidelberger Fakultät angeboten 
wurde, will das Kultusministerium 
allerdings mit allen Mitteln verhin- 
dern. Der baden-württembergische 
Vorsitzende der „Gewerkschaft der 
Polizei” (GaP), Siemann (CDU), hat 
angedroht, daß er im Falle einer Be- 
rufung Brückners an die Heidelber- 
‚ger Uni 10.000-Mann-starke Poli- 
zeidemonstrationen dagegen organi- 
sieren werde. 

Im Falle des ebenfalls beschul- 
igten Soziologen Prof. Altvater hat 
der Westberliner Wissenschaftssena- 
tor Stein dem Universitätspräsiden- 
ten Kreibich vorgeworfen, daß er 
bislang noch keine disziplinarischen 
Maßnahmen gegen Altvater ergriffen 
habe. 


Exemplarische Warnung 


DieRepressalien und öffentlichen 
Hetzkampagnen gegen Böll, Brück- 
ner, Seifert und andere sind alsexem- 
plarische Warnungen gegen eine fort- 
schrittliche Intelligenz gedacht, die 
gegen die zunehmende Willkür der 
Stastsgewalt öffentlich demokrati- 
schen Protest erhebt. In der Art 
der NS-Presse hetzten die reaktio- 
nären Zeitungen nicht nur gegen 
Heinrich BÖU und Peter Brückner, 
sondern gegen „die Bölls” und „die 
Brückners 

Der reaktionäre Schriftsteller und 
Springer-Freund Hans Habe ermahn- 
te in Springers „Well” vom 30.1.72 
die „kritische Intelligenz” zur-Ein- 
haltung ihrer Pflichten als bärgerl- 
‚her, Intelligenz, gegen die Ball, 
Brückner, Seifert und andere sogrob 


verstoßen hätten: 

„Der hohe Rang der Intelicktu- 
alität beginnt und endet nicht mit 
der Summe gelsener Böcker. In- 
tellektualiät ist ein Bekenntnis. Sie 
heißt Hoffnung auf Besserung durch 
Überzeugung, auf Belchrung dürch 
das Wort, auf Änderung durch Kri- 
tik. Der Pazifismus des Intellektuel- 
ien ist nur glaubhaft, wenn er sich 
dem Bürgerkrieg wie dem Völker- 
krieg widersetzt. Eine kritische In- 
teligenz, die Menschenraub nicht 
kritisiert, ist keine. Der Intellektu- 
elle, der der Gewalt das Wort redet, 
hat’ die Sprache verloren. Wer im 
‚Namen der Intellektualität spricht 
und das Prinzip des geistigen Kamp- 
fesüber Bord wirft, hat die Intellek- 
tualtät verraten. Doktoren und 
Dorktranden der Gewalt sind nicht 
nur Verräteran der Gesellschaft. Sie 
sind Verräter an allen anderen Intel 
Tektuellen”., 

Habe fordert die Intelligenz auf, 
„der Gewalt” nicht das Wort zu 
Teden. Aber Böll und Seifert haben 
gerade gegen „die Gewalt” prote- 
siert, gegen die Gewalt des kapita- 
listischen Staates ! 

"BO hat nichts anderes getan, als 
etwas mehr Zurückhaltung, etwas 
mehr Mäßigung im Gebrauch der 
kapitalistischen Staatsgewalt zu for- 
dem. Er erinnerte gerade an die vick- 
gepriesene bürgerliche Demokratie 
und Liberalität und forderte vom 
Staat im Rahmen der bestehenden 
Gesellschaftsordnung nichts weiter, 
als etwasmehr Humanität gegenüber 
einigen „verzweifelten Theoreti- 
kern” zu üben, „deren Theorien 
weitaus gewalttätiger klingen, als 
ihre Praxis ist”. BÖI] tat damit aller- 
dings mehr als die DKP in diesem 
Fall, die am liebsten ganz zur Jagd 
auf Sie „Baader-Meinhof-Gruppe” 
schweigt "oder sogar selbst in das 
Angriffsgeheul der bürgerlichen Pres- 
se gegen das Phantom „Baader-Mein- 
hof” mit einstimmt. 


Und Seifert? Seifert Katte sek 
auf der Solstarititsversammiung em 
25. Januar nur dagegen gewandt, 
da$ „in Zukunft die bloße Be 
hauptung genägt, dieser oder jener 
abe Kontakt zu jemand gehabt, 
der ein Staatsfeind sei, um ihn in 
Acht und Bann zu tun, um ihn 
öffentlich zu diskriminieren”. Er 
erinnerte an die Parallelität dieser 
Methode zum Nazi-Regime, wo der 
Satz galt: „Wer beim Juden kauft, 
ist wie ein Jude zu behandeln” 

Seifert zeigte auf, daß esin dem 
Prozeß gegen Ruhland im erster 
Linie nicht um diesen Angeklagten, 
sondern um die Diffamierung und 
Kriminalisierung Dritter und der po- 
tischen Linken insgesamt geht. Das 
ist alles, wogegen er protestierte. 
Seifert erklärte nämlich andererseits, 
daß er die Praxis der „RAF” für 
falsch halte. Mehr noch: er beab- 
Sichtigte mit seiner Kritik am den 
Methoden des Ruhland-Prozeses 
und an der Verleumdungskampagne 
gegen die Linken sopar, eine Hilfe 
ZU leisten im Vorgehen gegen die 
‚RAF”. Es kam ihm darauf an — 
Wie das folgende Zitat zeigt — 
vom bewaffneten Kampf gegen das 
kapitalistische System (peizzipielf? ) 
abzuhalten. 

„Wenn es jetzt nicht gelingt, 
die Überale Öffentlichkeit gegen die- 
52 Kampagne und gegen & Prozeb- 
führung zu mobilisieren, wenden 
morgen erneut verzweifelie Soziab- 
sten diesen Prozeß als Beweis da- 
für ansehen, daß wir in einem fa 
schistischen System Ieben. — Jeder, 
der sich nicht gegen diese Prozeß- 
führung wendet, ist mitverantwort- 
ich (!) dafür, wenn sich dieser oder 
jener zu fragen beginnt: Was hieibt- 
in einem solchen System noch an- 
deres als der bewaffnete Kampf”. 

BOU wie auch Seifert taten alo 
im Grunde nichts anderes, als auf 
Besserung durch Überzeugung” 
auf „Beichrung durch das Wort”, 


Forts. nächste Seite 
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‚Arbeiterkampf Nr. 18 /Mai_ 1972 


‘Säuberung des 
otaatsciensies 


Die Ministerpräsidentenkonferenz der Bundesländer hat am 28. Januar 
eine „Säuberung” des öffentlichen Dienstes (insbesondere des Lehramtus) 
von ‚‚Verfassungsfeinden‘” beschlossen. Offiziell richtet sich dieser Be- 
schluß gegen „Rechts- und Linksextremisten”, Erfahrung und Praxi 
zeigen aber, daß mit der „Bekämpfung des Extremismus” durch den Stant 
immer die sog. „Linksextremisten”' gemeint sind. Es gibt z.B. sowohl an 
den Universitäten als auch an den Schulen nicht wenige Lehrer und Pro- 
fessoren, die faschistisches Gedankengut verbreiten, ohne daß sie je vom 
Staat deswegen behelligt wurden. In den latzten Monaten (und zwar nicht 
erst. seit dem Beschluß der Ministerkonferenz) worden demgegenüber 
haufenweise Berufsverbote gegen „Linke” ausgesprochen. Bereits sit 1968, 
als erstmals von der Studentenrevolte poliisierte Studenten die Hoch: 
schulen verließen, stiog die Disziplinierung fortschrittlicher Lehrer sprunc 
haft an. Mittlerweile ist die Gesamtheit der Berufsverbote und Diszi 
nierungen schon nicht mehr überschaubar. 


SCHLUSS DER MINISTERPRÄSIDENTENKONFERENZ VOM 
28.1.1972 ÜBER „GRUNDSÄTZE ZUR FRAGE DER VERFASSUNGS- 
FEINDLICHEN KRÄFTE IM ÖFFENTLICHEN DIENST": 


‚Nach den Boamtengesetzen in Bund und Ländern darf in das Beamten- 
verhältnis nur berufen werden, wer die Gewähr dafür bietet, daß er j- 
derzeit für die freihaitlich-demokratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgsatzes eintritt. Sind Beamte verpflichtet, sich aktiv innerhalb und 

außerhalb des Dienstes für die Erhaltung dieser Grundordnung einzu- 
sotzen. -Es handelt sich hierbei um Vorschriften. Jeder Einzelfall muß. 
für sich geprüft und entschieden werden. Von folgenden Grundsätzen ist 
dabei auszugehen: 

Bewerber: Ein Bewerber, der vorfassungsfeindliche Aktivitäten entwickelt, 
wird. nicht in den öffentlichen Dienst eingestellt. Gehört ein Bewerber 
einer Organisation an, die verfassungsfeindliche Ziele vorfolgt, so begründet 
diese Mitgliedschaft Zweifel daran, ob or jederzeit die freiheitlich-demokra- 
tische Grundordnung eintreten wird. Diese Zweifel rachtfortigen in der 
Regel eine Ablehnung des Anstellungvertrages. 

Beamter; Erfüllt ein Beamter durch Handlungen oder wegen seiner Mit- 
liedschaft in einer Organisation vorfassungsfeindlicher Zielsetzung die An- 
forderungen des 5 35 Beamtenrechtsrahmengesetz nicht, aufgrund derar er 
verpflichtet ist, sich durch sein gesamtes Verhalten zu der freiheitlich-demo- 
kratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes zu bekennen und 

für deren Erhaltung einzutreten, so hat dor Dienstherr aufgrund des je- 
weils ermittalten Sachverhaltes die gebotenen Konsequonzen zu ziehen 
und insbesondere zu prüfen, ob die Entfernung des Beamten aus dem 
Dienst anzustreben ist. 

Für Arbeiter und Angestellte Im öffentlichen Dienst gelten entsprechend 
den jeweiligen tarifvertraglichen Bestimmungen dfeseiben Grundsätze.” 


Yolker Müller, ehemaliger 
berger AStA-Vorsitzender, bekam 
keine Stelle 


Heidel 


Lehrer. Er soll nach 


Meinung des Schulamtes Nordbaden 


INNE 


Volksfeinde? ...... 


auf „Änderung durch Kritik" zu Bankräuber Rammelmayr und seine 


hoffen. Aber ihre letztlich liberale 
Kritik wurde dennoch mit Verhet- 
zung und Demagogie beantwortet. 
Im Hinblick auf sich verschärfende 
Klassenauseinandersetzungenerklärt 
das Kapital besonders eine Angele- 
genheit immer eindeutiger für abso- 
ut tabu gegen jede Art von Kri 
tik: den zunehmenden Ausbau und 
Einsatz des Polizei- und Militärap- 
Parats und die wachsende faschisti- 
sche Demagogie in der bürgerlichen. 
Presse, Die Geschehnisse um Bö 
und Seifert sind selbst lebendi- 
ge Beispiele dafür, daß „Belehrung 
durch das Wort” ein hoffnungsloses. 
Unterfangen ist gegen den zunch- 
menden Terror einer hochgerüste- 
ten Kapitalistenklasse, 

Das „Hamburger Abendblatt"hat 
bereits am 7. August letzten Jahres, 
nach den Polizeischüssen auf den 


(Geisel Ingrid Reppel, schr klar aus- 
gesprochen 

„Auf keinem Gebiet unseres Le- 
bens darf zweifelhaft werden, daß 
es in einem demokratischen Rechts- 
staat nur eine Gewalt geben darf, 
die der einzelne wie die Gruppen 
zu fürchten haben — dann, wenn 
sie von den ‚Spielregeln’ abweichen, 
die den Bestand und das Funktionie- 
ren des Gemeinwesens garantieren 
Die durch Verfassung und Gesetz 
gebundene und von Parlament und 
Justiz kontrollierte Ordnungsgewalt 
des Staates. Wo der Staat das frag- 
lich werden läßt, gräbt er sich selbst 
sein Grab!” 

Der Pazifismus, den Habe zum 
heiligen Prinzip der „kritischen In- 
telligenz” erhebt, erweist sich als 
nichts anderes als die bedingungslose. 
‚Anerkennung und Unterwerfungun- 
ter die staatlich organisierte Herr- 
schaft des Kapitals. 


1er ungenehmigten Demonstra 


tion gegen das imperialistische Bau 
projekt  Cabora-Bassa-Staudamm 
teilgenommen haben. Ein Ermitt 
lungsverfahren lief gegen Müller 
nicht 


KurHeinz Henne wurde wegen 
seiner DKP-Mitgliedschaft die Auf- 
nahme in den Schuldienst verwei- 
gert 


Marion Nürnberg bekam keine Stelle 
als Lehrerin, weil sie für den MSB, 
Spartakus bei Studentenparlam 
wählen kandidiert hatte. 


jenning Sell verlor seine Lehrer- 
stelle im Jugendgefängnis Vierlande, 
weil gegen ihn ein Ermittlungsver- 
fahren wegen Demonstrationsbetei 
igung eingeleitet wurde. 


Der Lehrer Beiss Gohl mußte das 
‚Amt des Kreistachberaters für Poli 
ik aufgeben, weil er nach Meinung 
des Hamburger Landesschulrates. 
Neckel für die „Mehrheit der Be 
völkerung, die die parlamentarische 
Demokratie bejaht, unerträglich sei. 
Bernhard Laux wurde die Aufnahme 
in den Schuldienst verweigert, weil 
er in einer DKP-Lehrergrupp 
gearbeitet hat, ohne allerdings selbst 
DKP-Mitglied zu sein. 


Helmut Leihen wurde nicht an der 
Bremer Universität eingestellt, weil 
er zu den Gründern der „Ad-hoc 
Gruppe Germanistik" zählt, einer 
Vorläuferin der „Roten Zelle Ger- 
manistik” Westberin. 


Rudi Schmidt bekam ebenfalls an 
der Bremer Universität keine Stelle, 
weil er bei den Auseinanderset- 
zungen innerhalb der Berliner SPD 
auf dem linken Flügel stand. 


Der Lehrer Häns Cichorski wurde 
an eine andere Schule versetzt. An- 
dere Lehrer hatten ihm eine „sub- 
versive antidemokratische Ver- 
schwörung” vorgeworfen, die darin 
bestand, daß er die Schi 
Unterrichtsplanung mitbete 
zur Kritik am Unterricht a 
ünd die Zensuren mit ihnen disku- 
tierte und eingehend begründete. 
Studienreferendar Helmut Kommer 
wurde aus dem Schuklienst ent- 
lassen, weil er „mit einem kleineren 
Teil der Schülerschaft aktiv gegen 
den Schulleiter (agierte) und 

sich unter erschwerenden Umstän- 
den an der Herstellum 


Protest der Schüler gegen den Dirck- 
tor des Gymnasums unterstützi 
der die Wal 

Schüler nicht: akzeptieren wo 
Die Schulbehörde warf Kommer 
ua. noch vor, daß er bei eiser Dis- 
kussion über 
ten” m 
gelchnt. habe, 
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Der Jurist Jochen Michels wurde 
nicht in den Staatsdienst aufgenom- 
men, weil er eine „Rechtsfibel für 
Demokraten” mitverfaßt hatte, in. 
der dazu aufgefordert wurde, „die 
bürgerliche Rechtsargumentation... 
nach allen Seiten hin als Mittel des 
demokratischen Kampfes (auszunut. 
zen)”. 


Der schleswig-holsteinische CDU-Mi- 
nisterpräsident Stoltenberg hat öf- 
fentlich erklärt, daß bei einer Ab- 
ichnung als Beamter die Beweis- 
last auf Seiten des Bewerbers liege, 
Das heißt: die Behörde kann ohne 
eingehende Beweise eine Beschul- 
digung gegen. den entsprechenden 
Bewerber erheben und seine Nicht- 
einstellung verfügen - und wenn 
dieser nicht auf seinen Berufsan- 
tritt, zu dem er ausgebildet wurde, 
verzichten will, so hat er nach 
Meinung des Herr Stoltenberg ge- 
fälligst selbst nachweisen, daß er 
„verfassungstreu“ ist! Das wird aber 
meistens schon deswegen nicht ge- 
lingen, weil in der Regel nicht ein- 
mal eine Begründung für die Ab- 
iehnung mitgeteilt wird, sondern 
nur: „als Beamter nicht geeignet“! 


Vorbild für den neuen Minister- 
präsidenten-Beschluß ist ein Erlaß 
der Adenauer-Regierung vom 19.9. 
1950. Mit Hilfe dieses Erlasses wur- 
de damals im Vorfeld des KPD-Ver- 
bots (1956) eine Gesinnungsjagd 
im gesamten Öffentlichen Dienst 
durchgeführt. Im Juni 1951 folgte 
das Verbot der FDJ. Am 1.7.51 
verabschiedete der Bundestag dann 
das 1, Strafrechtsänderungsgesetz. 
(so. „Blitzgesetz"), womit die vom 
Hitler-Regime eingeführte straf- 
rechtliche Verfolgung der Gesinnung 
wieder aufgenommen wurde. Bis 
1954 wurden mit Hilfe des „Blitz“ 
gesetzes‘“ mehr als 8090 Verfahren 
gegen  „Verfassungsfeinde“ ange- 
strengt. Betroffen waren nicht nur 
Kommunisten, sondern es erwies 
sich wieder einmal, daß mit Anti- 
'kommunisten-Beschlüssen eine Jagd 
gegen alle demokratischen Krit 
ker der kapitalistischen Gesellschaft 
eingeleitet wird, Vom jetzigen Be- 
schluß der Ministerpräsidentenko: 
verenz ist leider nichts anderes zu 
erwarten. Die bisher bekanntgewor- 
denen Fälle zeigen dies schon. 


Die herrschenden Gesetze 
sind immer die Gesetze 
(der herrschenden Klasse 


In. zahlreichen Großstädten gab 
es Demonstrationen und Protest- 
versammlungen gegen diesen Be- 
schluß und gegen bereits verhängte 
Berufsverbote. Einige dieser Veran- 
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staltungen wurden von der DKP 
bzw. von der mit ihr zusammenar- 
beitenden _Studentenorganisation 
MSB/Spartakus durchgeführt. Diese 
Organisationen kritisierten durch- 
gängig nur die „Grundgesetzwidrig- 
keit‘“ des Beschlusses: Die Verfas- 
sung der BRD „verbietet 
Berufswahl und auch ansoı 
Benachteiligung aufgrund einer po- 
litischen Überzeugung. Demzufolge 
richten DKP und MSB zahlreiche 
Resolutionen und Appelle an SPD- 
Parlamentsfraktionen und SPD-Re- 
gierungen. Diese sollten für die Ven 
hinderung des von ihnen selbst ei 
geleiteten und durchgeführten 
Rechtsbruchs sorgen. 


Das Grundgesetz der BRD 
die Verfassung eines kapitalistischen 
Staates und es gibt darin neben 
einigen gutklingenden Paragrapl 
‚eine Menge anderer Bestimmungen, 
die einen „Schutz“ der kapitalisti- 
schen Ordnung mit allen denkbaren 
Mitteln gegen die sozial 
wegung ausdi 

chen. Diese Bes 


klasse alle demokratischen Re« 
bedenkenlos außer Kraft setzt, wenn 
sie sich dadurch in ihren Interessen 
gestört sieht. 


Der Präsident des Verfasungs- 
gerichts und ehemalige CDU-Innen- 
minister Benda, unter dessen Feder- 
führung 1968 die Notstandsgesetze 
verabschiedet wurde, und der wei- 
ter durch seine Vorbeugehaft-Pläne 
als einer der reaktionärsten CD! 
Politiker bekannt wurde, erklärte 
am 18.10.71 offen: 

„Wenn man das Ziel, das ich po- 
risch erreichen möchte, aufgrund 
der heute geltenden Rechtslage nicht 
erreichen kann, sollten die politisch 
Verantwortlichen sich zusammen- 
setzen und überlegen, in welcher 
Weise man die rechtlichen Rege- 
Tungen so ändern kann.” 


Es muß sich in der Tat schon 
um eine kuriose „Kommunistische 
Partei“ handeln, ‘die die Recht- 
mäßigkeit des Kampfes der Arbeiter 
und ihrer Verbündeter an die Ver- 
fassung eines kapitalistischen Stas- 
tes fesseln will. ‚Haltet ein! Euer 
Beschluß ist Unrecht gegenüber der 
bestehenden Ordnung‘, rufen sie 
der Regierung zu. Aber sie ver- 
verheimlichen dabei, daß die ga 
bestehende Ordnung auf Unrecht 
gegenüber den Arbeitern aufgebaut 
ist. So erklärte der DKP-Vorsitzen- 
de Bachmann in einem Interview 
mit einer holländischen Wirtschafts- 
zeitung 


„Die DKP verritt eindeutig die 
Ziele der Verfassung. Sie steht auf 
dem Boden jener Verfassu 
1948 von den Ländernangenommen 
wurde. . . . Wir glaube 
Verfassung es nicht 
Recht zu schaffen, wie es die Bun- 
desregierung mit diesen Maßnahmen 
(gemeint ist das Berufsverbot: AK- 
Red.) getan hat.” („UZ", 18.2.72) 


Das bestehende Recht ist noch 
nie etwas anderes gewesen, als die 
juristische Form der bestehenden 
gesellschaftlichen Verhältnisse. Es 
ist das bürgerliche Recht, das den 
Arbeitern ihr lebenlang Ausbeutung 
und Unterdrückung. besc 

‚den Kapitalisten die Siche 
Profite — eben „zweierlei Recht 
Bachmann scheint mehr in sei 


uberung”des $ 


Protestversammlung gegen Berufverlot in der 
Hamburger Universität. 


tsdienstes 


Abst den Schachsn- 


@ 
Äriegsrerbrecherischen Kohlebarone 
4 Ruhr“. Am 4. März 47 


wonüber 100.000 B 
Angestellten gewählt worden waren, 
dem Landtag 


Mehrere 
hunderttausend Arbeiter streikten im 
1947 allein in Nordrhein-Westfalen. 
und zogen mit der Hauptiosung 


„Die Gruben in des Volkes Hand!” 
die Straßen. 

Aber die Kämpfe der westdeut- 
schen Arbeiter konnten damals nie- 
dergeschlagen und abgewürgt wer- 
den; die Volksabsimmungen wur- 
den nicht anerkannt und die Ent- 
eignungen verhindert. Die amerika- 

rregierung drohte strei- 


(US-Gouverneur 
=: Rundfunkanspra- 
in Hessen 


cheint vergessen zu 
Westdeutschland die 
Arbeiter nicht in 


Ordnung wiederaufgebaut wurde, 
zu der „unsere Verfassung“ ker 
neswegs in Widerspruch steht. 

Wie sicht es übrigens mit den 
Notstandsgesetzen, die Teil des 
Grundgesetzes sind und der Re 
gierung sogar den Einsatz von Mi- 
litär_ gegen streikende Arbeiter „ner- 


fassungsrechtlich erliübt” went Se 


© für erforderlich EFT Wahe- 


Der Sozialreformismus hat die 
deutsche Arbeiterbewegung oft ge- 
mug in schmerzliche Niederlagen 
geführt. Gerade bi 
Zialreformistische On 
ie bürgerliche Verfassung wieder 
viel zu stark in der Arbeiterklasse 
verwurzelt, als daß die Kommuni- 
sten auch Zur eine Gelegenheit aus- 
hassen sollten, mit solchen Ilhsio- 
nen unter den Arbeitern grundie- 
ge04 aufzuriumen. Die Arbeiterbe- 
wegung fordert von den Kommu- 
misten heute mehr als zuvor, grö- 

Klarheit Klussen- 


Kampfbesingungen. Anders 
sich ken Sieg erringen. 


sche!) Verfassung‘ 
zu, „zweierlei Recht 
Väter des Grundgesetzes“ wa- 


schen Massenkämpfe der Ar 
beiter in den ehemaligen drei West- 


derEisen- und Stahlwerke 


arbeiterbuch 
KG. Poitische Bachkandiung GmbH & Ca 


Arbeiterkampf Nr. 18 /Mai 1972 


- 


Für die Emanzipation der Arbeiterin— 
Für die Einheit der Arbeiterklasse 


Die Lage der Arbeiterin im Kapita- 
lismus ist noch weitaus schlechter 
als die Lage ihrer männlichen Kol- 
legen: Schlechte Ausbildung, weni- 
‚ger Geld und dazu die Doppelbe- 
Iastung als Arbeiterin und gleich- 
zeitig Hausfrau; das sind die Bedin- 
‚gungen unter denen die Arbeiterin 
im Kapitalismus lebt! 
Nach dem Artikel 3 des Grundge- 
setzes sind Männer und Frauen 
gleichberechtigt, „Niemand darf 
wegen seines Geschlechts benach- 
teiligt oder bevorzugt werden.“ Ar- 
ikel 3 des Grundgesetzes ist bis heu- 
te nicht verwirklicht. 
Als das Grundgesetz 1949 verab- 
schiedet wurde, hatte man eine 
Übergangszeit von vier Jahren ange- 
setzt, während der alle Gesetze, Ver- 
'ordnungen und Verträge dem Grund- 
gesetz angeglichen werden sollten. 
"Aber 1953 war immer noch nichts 
geschehen. Es gab immer noch den 
Paragraphen im Bürgerlichen Gesetz- 
buch, der den Frauen das ällgemei- 
ine Recht auf Arbeit absprach. „Die 
Frau ist berechtigt, erwerbstätig zu 
sein, soweit dies mit ihren Pflichten 
Ehe und Familie vereinbar ist.“ 
Und es gab auch noch die Frauen- 
lohngruppen. 
1954 verklagie eine Arbeiterin ihren, 
Kapitalisten, weil sie 20 % weniger 
Lohn bekam als ihre männlichen 
Kollegen. 
Dus Bundesarbeitsgericht erklärte 
die Frauenlohngruppen für verfas- 
sungswidrig. Aber die Richter bau- 
ten gleich eine Möglichkeit ein, die 
'esden Kapitalisten ermöglichte, wei- 
terhin 25 % der Lohnkosten einzu- 
sparen, 
„Es ist notwöndig, daß die Tarif- 
Parteien einen gewissen Umbau 
(©) vornehmen, der aber keines- 
wegs zu einer ungebührlichen(!) 
oder wirtschaftlich nicht tragba- 
ren Belastung der‘ Unternehmer 
führt, Es ist möglich genauere, 
Lohnkategorien zu bilden, insbe- 
sondere auch für leichtere und 
schwerere Arbeiten, die. näher 
bezeichnet werden. Diese Lohn- 
kategorien müßten aber für Män- 
mer und Frauen gleich. sein. 
Sollte eine solche Methode dazu 
führen, daß die Frauen alsdann 
deshalb geringer entlohnt wer 
den, weil gerade sie es sind, 
die leichtere Arbeit leisten, so 
bestehen dagegen keine recht- 
lichen Bedenken.“ 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts 
vom 15, 1.55) 
Ein Salto der Klassenjustiz; Wir be- 
scheinigen Männern und Frauen die 
Gleichheit. Wenn es trotzdem Un- 
terschiede zwischen Männern und 
‚Frauen gibt, weil die Frauen nicht 
die gleiche Muskelkraft haben wie 
die Männer, oder wenn der Kapita- 
list den Frauen eben nur „leichte“ 
‚Arbeit gibt, s0 geht uns das nichts. 


an. 
Daß die neu geschaffenen Leicht- 
lohngruppen nichts anderes sind als 
die alten Frauenlohngruppen, ist je- 

ıd das ist sogar in einigen. 
‚en niedergelegt, „Die in 
diesen Gruppen (O1 bis 03) einzu- 
stufenden Arbeiten werden im allge- 
meinen wegen ihrer körperlichen Be- 
astung von Frauen ausgeführt.“ 
(Metallverarbeitende Industrie, Ta- 
rifgebiet Rheinland-Pfalz, Tarifver- 
trag vom 30. 9.70) 


Mit dem bischen Lohn, den die Ar- 
beiterin bekommt, kann sie kaum 
sich selbst ernähren, geschweige 
denn ihre Kinder. 53 % der Indu- 
striearbeiterinnen (einschließlich 
Teilzeitbeschäftigte) verdienten 
1970 weniger als 500, - DM, nur 8 % 
hatten über 800, DM in der Lohn- 


tüte, Diese ökonomischen Gründe 
zwingen die Frau zu heiraten, Ledig 
zu sein gilt als Schande, (,„Die hat 
keinen. abpekriegt“) Die meisten 
‚jungen Mädchen wollen so schnell 
wie möglich heiraten, denn sie er- 
hoffen sich davon die Erlösung aus 
ihrem elenden Arbeiterleben. Hei- 
raten, noch | bis 2 Jahre arbeiten 
bis die Raten bezahlt sind und dann 
"raus aus der Fabrik, nur noch Haus- 
frau und Mutter sein, das ist ihr 
Ideal. 

Wie trügerisch diese Hoffnung ist, 
zeigt die ständig steigende Zahl der 
verheirateten Frauen, die gezwun- 
jgen sind zu arbeiten, damit die Fa- 
milie ernährt werden kann, damit 
sie sich diesen oder jenen kleinen 
Luxus leisten können. 


Frauen. 
of 

[Vorheratete Fraven 
En) 
TO ‚co. 


Bei einer Umfrage der Arbeitsge- 
meinschaft Sozialwissenschaftlicher 
Institute gaben 94 % der arbeiten- 
den Frauen an, sie seien aus ökono- 
mischen Gründen aufs Mitverdienen 
angewiesen, 


iid« ‚Weniger im Kopf’ 


Der Kapitalismus zwingt die Frauen 
in immer größerem Maße in seine 
Fabriken, aber er schafft nicht die 
Voraussetzungen, die die gleichbe- 
rechtigte Frauenarbeit erst ermög- 
lichen würden. 

Sehen wir uns nur einmal die Er- 
ziehung der Mädchen an. Schon in 
den.ersten Schuljahren wird ihnen 
eingeredet, ein Mädchen sei 
nahe so güt wie ein Junge” (Deut- 
sches Lesebuch) und es sei ihre Auf- 
gabe, „sich von allem was Hosen hat, 
'kommandieren zu lassen” (Kamp 
Lesebuch) Die Frau sei von Natur 
aus weniger intelligent als der Mann 
(Bild Schlagzeile: „Die Frau hat we- 
im Kopf” 
Die Bourgeoisie hat genug „Wissen- 
schaftler", die sich dazu hergeben, 
das zu bestätigen. Sie werden dafür 
‚gut bezahlt. So zum Beispiel die Ar- 
beitgeber-Expertin für industrielle 
Frauenarbeit, Helga Läge, die be- 
hauptet: „Arbeiterinnen mit gerin- 
ger geistiger Beweglichkeit, genügen 
die einförmigen, unterteilten und 
sich stets wiederholenden Handgrif- 
fe meist vollauf”, denn „die Frau 
neigt mehr zur Passivität, zum Mit- 


Sich-Geschehen-Lassen” 
Zu noch größeren Frechheiten ver- 
steigen sich Hofmann und Kersten. 
in ihrem Buch „Frau zwischen Fa- 
milie und Fabrik”. „Die Frau aber 
als Hüterin des Lebens weiß, wie 
sehr der Mensch eine Bindung 
braucht. Sie steht auch Gott näher, 
weil sie von Natur einen besonderen 
Spürsinn für das Übernatürliche . 
erhalten hat. 
Diese reaktionäre Ideologie in all 
ihren verschiedenen Erscheinungs- 
formen und Schattierungen wird den 
Frauen — und auch den Männern — 
von Kindheit an vermittelt. 
Es ist kein Wunder, daß sie die 
Menschen beeinflußt, Die meisten 
Arbeitertöchter halten darum eine 
Ausbildung für sich nicht für erfor- 
derlich und trauen es sich auch nicht 
zu, genau wie ein Mann einen Be- 
ruf zu erlernen. 
‚Nur‘6 % der Industriearbeiterinnen 
sind Facharbeiterinnen, nur 0,5 % 
der Studenten sind Arbeitert! 
ter! 
Diese beiden Zahlen zeigen wohl am 
deutlichsten, wie groß die Unter- 
drückung der Frau und speziell der 
Proletarierin in unserer Gesellschaft 
is, 

ie Arbeiterinnen kennen natürlich 
diese Situation selbst am besten. 
‚Aber die meisten ziehen die falsche 
Schlußfolgerung 
Sie setzen ihre ganze Hoffnung dar- 
auf, einmal nicht mehr in die Fabrik 


Stand der 


Die Bourgeoisie versucht nun, den 
Frauen vorzugaukeln, daß die Flucht 
zurück in die Familie nicht nur mög- 
lich, sondern auch wünschenswert 
für Sie sei. 

‚Auf diese Weise nacht sie sich die 
Tradition früherer Gesellschaftsord- 
nungen zu nutze, um die Frauen in 
ihrem politischen Bewußtsein zu- 
rückzuzerren und damit die Arbei- 
terklasse zu spalten. 


Das politische Bewußtsein 
der Arbeiterin 


Inwieweit diese Spaltertaktik der 

Bourgeoisie bisher erfolgreich war, 

zeigen einige Zahlen, die Indizien 

sind für das politische Bewußtsein 

der Frauen verglichen mit dem der 

Männer, 

© Frauen wählen reaktionärer als 
Männer: Von je 100 Stimmen, 
die für eine Partei abgegeben wur- 
den, entfielen auf weibliche 
ler: 
cDU FDP SPD KPD 
SB5E SIR 49,6% 40% 
(Bundestagswahl 1953) 

® Die Wahlbeteiligung der Frauen 
ist um durchschnittlich 10% nie- 
driger als die der Männer und 
größeren Schwankungen unter- 
worfen. 


Ausbildung 


in der 
Industrie 
1968 


gehen zu müssen, nicht mehr diese, 
diskreminierende Arbeit verrichten. 
zu müssen, für die sie obendrein 
noch einen Hungeriohn bekommen, 
sondern sich zurückziehen in den Be- 
reich, der ihnen von der kapitalist 
schen Ideologie zuerkannt wird, in 
die Familie 

Und so fühlen sich die meisten Frau- 
en, selbst wenn sie jahrelang gear- 
beitet haben, in erster Linie als 
Hausfrau, die nur „dazu"verdient. 

Das ist es aber gerade, was die Kapi- 
talistenklasse mit ihrer Propaganda 
erreichen will. 

Sie propagiert ein Familienideal, das 
eigentlich gar nicht mehr in die kapi- 
talistische Gesellschaft gehört. Denn. 
durch die Frauenarbeit wurde die 
die alte Familienidylle zerstört 

Als der Kapitalismus aber in sein 
imperialistisches Stadium hinüber- 
wuchs, und die Ausbeutung der Ar- 
beiter der dritten Welt den Kapita- 
listen Extraprofite einbrachte, ergab. 
sich für die Bourgeoisie die M6 

lichkeit, einen Teil der Arbeiter- 
klasse zu bestechen. 

Die Frauen dieser Gruppe von „Spit- 
zenverdienern” unter den Arbeitern 
sind nicht gezwungen, ihre Arbeits- 
kraft zu verkaufen. Für sie existiert 
heute noch die alte patriarchalische 
Familie, in der der Mann herrscht. 
Sie kann aber nur noch für einen 
schr kleinen Teil der Arbeiterklas- 
5x bestehen. 


So also stellt sich die Bourgeoisie 
die Früchte ihres: politisch-ideolo- 
gischen Kampfes vor. Die Frauen 
sollen ihren Männern in den Rücken 
fallen und sie vom Kampf gegen die 
Kapitalisten abhalten! Das ist ein al- 
ter Trick: Teile und herrsche. 


Wir kennen eine bessere Lösung: 
Wir ziehen die Grenze nicht zwi- 
schen Männern und Frauen, wir sı- 
gen wie sie wirklich verläuft, näm- 
lich zwischen den Klassen, zwischen 
Kapitalisten und Arbeiter, zwischen. 
Bourgeoisfrau und Arbeiterin. 

Es gibt keine Emanzipation der 
Frau im Kampf gegen die Männer, 
wie uns die sogenannten „fort- 
schrittlichen” bürgerlichen Ideolo- 
gen weismachen wollen. 

Die Bourgeoisfrau ist nicht für die 
AbschaffungderLeichtiohngruppen, 
denn sie lebt genau wie ihr Mann 
von dem Extraprofit, der aus der 
Frauenarbeit gezogen wird. 

Sie ist auch nicht für die Einheit 
der Arbeiterklasse, denn sonst könn- 
ten Arbeiter und Arbeiterinnen ge- 
meinsam sie eines Tages aus ihrer 
Villa vertreiben und dort einen Kin- 
dergarten einrichten, den die Arber- 
ter für ihre Kinder so dringend 
brauchen. 


© Die gewerkschaftliche und poli- 
tische Organisierung der Frauen 
ist weitaus geringer als die der 
Männer: 
Nur 16 % der arbeitenden Frau- 
en sind gewerkschaftlich organi- 
siert.Ca. 20 % der Mitglieder von 
bürgerlichen Parteien sind Frau- 
en. In den kommunistischen Or- 
ganisationen dürfte der Prozent- 
satz nicht wesentlich höher lie- 


gen. 
Wir schen also, daß das Bewußtsein 
der Frauen relativ niedrig ist. Und 
die Bourgeoisie rechnet mit diesem 
Faktor. 


So gbt zum Beispiel der Gesamt- 
verband der Metallindustriellen Ar- 
beitgeberverbände in seinen „Richt- 
linien für das Verhalten der Firmen 
bei wilden Streiks” den Kapitalisten 
den Rat, schriftliche Aufforderun- 
gen zu schicken „an die Privatz- 
dresse der Arbeitnehmer, die Arbeit 
wieder aufzunehmen. n 


pfehlen sie: „Informationsbesuche 
inden Wohnungen, Hausbriefe, Flug- 
blätter, Lautsprecherwerbung. Ehe- 
{rauen besonders ansprechen.” 


Bourgeoisfrau und Arbeiterin haben 
keine gemeinsamen Ziele! 

Da die Frage der Gleichberechti- 
gung nun einmal von den Intellck- 
tuellen angesprochen worden ist, 
und die Bourgeoisie sich den Aıgu- 
menten nicht völlig entziehen kann, 
versucht sie die Emanzipation als 
einen über den Klawen stehenden 
Prozeß zu kennzeichnen. 

Sie will uns einreden, daß der Grad 
der Emenzipation gemessen werden 
könne z.B. an der Zahl der weib- 
lichen leitenden Angestellten oder 
an der Zahl der weiblichen Minister. 
Das ist ein ungeheures Betrugsma- 
növer, denn eine Arbeiterin wird 
nie zur leitenden Angestellten zuf- 
steigen. 

Schen wir uns zum Beweis noch ein- 
mal die Zahlen der Studenten an. 
31 % der Studenten sind Frauen. 
Sollte diese Zahl einmal auf 50 & 
steigen (und selbst das ist im Kapr- 
talismus nicht möglich), würde die 
Kapitalistenklause jubeln- „die völ- 
ige Gleichberechtigung ist er- 
reicht.” 

Doch was würde das für die Arbei 
tertöchter bedeuten? Heute steh 
len sie 0,5 % der Studenten, dann 
würden se vielleicht 1 % ausmachen. 
Solange die Bourgeoisie herrscht, 
wird sie versuchen, die Arbeiter. 
klasse zu spalten. 
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‚Am 1. April begann die Lohnrunde für die Chemie-Kollegen der ersten 
drei Tarifbezirke. Inzwischen liegen die Ergebnisse vor: Durchschnittlich 

6,4% Lohn- und Gehaltserhöhung für die Kollegen in Hessen, Rhein- 

land-Pfalz und Nordrhein. Die Gewerkschaft stellte zuvor Forde- 

rungen von rund 8% auf, Für die anderen Tarifbezirke, für die die Lohnrun- 

‚de am 2, Mai, bzw. 1. Juni beginnt, hat die Gewerkschaftsführung ähnliche 

Forderungen aufgestellt. Man darf auch für diese Bezirke Abschlüsse um 

6,4% erwarten. Ebenfalls kann erwartet werden, daß die Tarifrunde auch 

dort „sang- und klanglos” von der Gewerkschaftsführung über die Bühne 

gezogen wird. Es entspricht den Erwartungen derChemieKapitalisten , 

diese Tarifrunde möglichst schnell durchzuziehen und Streiks zu vermei- 

den. So hoffen die Chemie-Kapitalisten ihre Ende 1971 eingeleitete Ge- 

winn-Explosion nicht zu gefährden. Die Chemie-Kapitalisten sind über die 
erzielten Abschlüssen in Hessen usw. hoch erfreut. In ersten Stellungnah- 

men in der „WELT” und im „, HANDELSBLATT" lassen sie dazu folgen- 
des verbreiten: „Zufrieden äußern sich die Arbeitgeber der chemischen In- 

dustrie über den ersten Tarifabschluß in Hessen .. ” (HB) vom 19.4) 

und „Die Arbeitgeber äußerten sich befriedigt darüber, daß die Ab- 

schlüsse ohne Einschlatung der Schlichtungsinstanz erzielt werden konn- 
ten." (WELT 19.4.) 

Die Kapitalisten haben allen Grund zum jubeln. Die Chemie-Kollegen 

können mit diesen 6,4 % nicht einmal die letzten Preissteigerungen 

sowie Miet- und Gebühren-Erhöhungen auffangen. Von einer tatsächli- 
chen Erhöhung der Löhne und Gehälter kann überhaupt nicht gesprochen 


Am 1, April begannen für die Kol- 
egen der chemischen Industrie die 
neuen Tarifverhandlungen, zunächst 
für die Bezirke Hessen, Nordrhein 
und Rheinland-Pfalz. Für die Kolle- 
gen der Tarifbezirke Berlin, Schleß- 
wig-Holstein, Hamburg, Bremen, Nie- 
dersachsen, Nordbaden-Nordwürt- 
temberg, _Südwürttemberg-Hohen- 
zollern und Westfalen läuft der ak 
te Tarifvertrag noch einen Monat 
länger, nämlich ‚bis zum 31. April. 
Einen weiteren Monat noch müs- 
sen die Chemie-Kollegen aus. Bay- 
ern, Südbaden und dem Saarland 
warten. 

In völliger Mißachtung von Lohn- 
Forderungen, wie sie aus Betrieben 
und Vertrauenskörpern kamen, ha- 
ben die‚Gewerkschaftsführer über- 
all Forderungen von ungefähr 8 % 
aufgestellt. Diese Lohnforderungen 
waren zweigeteilt, nämlich Erhö- 
hung um ei 


Erhöhung von 5,9 % bzw. 5 % -je 
nach Tarifbezirk, 

Die prinzipiell fortschrittliche 
Forderung nach einem einheitlichen 
Sockelbetrag um 30 Mark, wurde 
in den Verhandlungen mit den Ka- 
pitalisten gleich wieder fallengelas- 
sen. Zuvor diente diese Forderung 
noch dazu, einheitliche Forderungen 
z.B. von 110, - DM für alle, wie sie 
von Vertrauensleuten vorgeschlagen 
wurden, vom Tisch zu wischen. 

Zu Beginn der. Lohnrunde kün- 
digten die Gewerkschaftsführer an, 
daß diese ‚Lohnrunde eventuell 
noch härter’ wird als die letzte“ 
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Gleichberechti- 
jgung kann es darum im Kapitalis- 
mus nicht geben. 

Aber selbst die sozialistische Gesell- 
schaftsordnung wird eine sofortige 
Lösung des Problems nicht bringen 
können, 


und daß man diesmal versuchen wird 
eine „einheitliche Kampffront al 
ler Chemie-Kollegen“ herzustellen. 
‚Aber diese Ankündigung sollte of- 
fensichtlich nur einer anfänglichen 
Beschwichtigung der Kollegen die- 
nen. Genau das Gegenteil wurde 
dann gemacht: Noch bevor für alle 
Kollegen von Berlin, Schleswig-Hor 
stein, Hamburg, Bremen, Nieder- 
sachsen usw. die Tarifrunde über- 
haupt begann, lag der miese Ab- 
schluß für Hessen usw. bereits fix 
und fertig auf dem/fisch und sollte 
für. die anderen Bezirke „Orien- 
tierung“ sein. 


ie Lage der Chemie-Kapita- 
listen 


Wie war die wirtschaftliche La- 
ge der Chemie-Kaplalisten vor der 
Tarifrunde? Betrachten wir dazu 
einmal die 3 größten Chemie-Mo- 
nopole in Westdeutschland: BASF 
Bayer und Höchst, 

Die Monopole hatten 1971 im 
Rahmen des allgemeinen konjunk- 
turellen Abschwungs und aufgrund 
erheblicher Fehlplanungen (beson- 
ders im Chemiefaser-Geschäft) einen 
Rückgang der Gewinne um ca. 30 % 
hinnehmen müssen 

Dies war denn auch die Grund- 
lage ihres Wehgeschreis vor der Ta- 
ifrunde im letzten Jahr. Den Ge- 
werkschaftsführern diente dieses 
Wehgeschrei der Kapitalisten wie- 
derum dazu, notwendige Forderun- 
gen aus Betrieben und Vertrauens- 
körpern (z.B. 120, - Mark für ale 
oder 15 % für alle) zu unterdrücken 
und Forderungen zwischen 11 % 
und 12.% aufzustellen. 

Der Tarifabschluß im letzten Jahr 
fiel zur vollständigen Zufriedenheit 
der Chemie-Kapitalisten aus. Für die 
Chemie-Kollegen brachte er eine 
Senkung des Rea-Lohns, da die 
Teuerungsrate im letzten Jahr we- 
sentlich höher lag als die Lohner- 
höhung. 

Aufgrund dieses für die Kapita- 
listen günstigen Abschlusses im letz- 


Erniedrigung, Unterdrückung ‚und 
Ausbeutung der Frauen und Mäd- $ ten Jahr, konnten sie im letzten 
fchen haben eine jahrtausendealte $ Quartal 71 wieder eine erhebliche 
# Tradition, die nur sehr langsam 0-3 Gewinn-Explosion einleiten. Die Ge- 
Überwunden werden kann. Erst mit $ Winne in den letzten 3 Monaten 
REN EDLL IE EEE 1971 waren so bedeutend, daß die 
ter Beseitigung der Kapitalistenklas- $ Gewinn-Einbußen der ersten 9 Mo- 
Sse sind die Voraussetzungen ge- 3 nate des Jahres 71 praktisch wieder 
häffen füreine wirkliche Gleichbe- 5 wettgemacht wurden. 
/higung von Frauen und Män-2 SO machten die BASF-Bose im 
jern. Der Emenzipationskampf der$ letzten Quartal 71 insgesamt 131 
\rbeiterinnen ist notwendiges Be-= Millionen Mark Gewinn. Im selben 
tandteil des Kampfes der gesamten 5 Zeitraum 1970 wurden „nur” 12 
$ Arbeiterklasse für eine sozialistische # Millionen Mark verdient. Das bedeu- 


{Geelschatsordmung, {tet für die BASF-Bose ge und 


schreibe 1092 Prozent. Der Gesamt- 
gewinn für 1971 für BASF betrug 
= dank der im letzten Quartal 
eingeliteten Gewinn-Explosion — 
48 Millionen. Das sind nur 4,5 & 
weniger Gewinn als 1970, (nach 
„Spiegel“ Nr. 15, 3. April 72) 

Beı den beiden anderen Chemie- 
Monopolen sieht es nicht anders 
aus. Bei Beyer wurde sogar nur 
0,7 % weniger verdient als 1970. 

Dank der enormen Gewinne sind 
die Aktienkurse der 3 Chemie-Mo- 
nopole in die Höhe geschnellt. Bei 
BASF um 48 %, bei Beyer um 30% 
und bei Höchst um 43 %. Die Che- 
mie-Bose reiben sich die Hände 
— vor allem auch deswegen, weil 
für 1972 und 1973 noch viel ge- 
waltigere Gewinne erwartet wer- 
den. 

$o kündigen die Frankfurter Bör- 
senbriefe an, daß die „Farbenge- 
winne 1972 kräftig steigen“ werden 
und die Münchner Anlageberatung 
Portfolio Management spricht sogar 
ganz unverholen von einer „Profit- 
Explosion der Chemiegewinne" in 
den nächsten Jahren. 

Im Gegensatz dazu stimmen die 
Chemie-Kapitalisten vor und in der 
diesjährigen Tarifrunde ihr Obliches 
Gejammer an. Sie sprachen von „Er- 
tragsrezession”, „schlechter "Ge- 
schäftslage“ und behaupten: „Für 
Rücklagen bleibt keine einzige 
Mark“. (so Höchst-Boß Rolf 
Sammet) Die einzige Funktion die- 
ses Gejammers war es, Druck auf 
die Höhe der zu erwartenden ge- 
werkschaftlichen Lohnforderungen 
auszuüben, forderte 
Glanzstoff-Boß und „Arbeitgeber- 
Präsident” der Chemie Kapitalisten, 
Otto Esser: „die Berücksichtigung 
der objektiven wirtschaftlichen Da- 
ten sollte Vorrang haben vor sub- 
jektiven gewerkschaftlichen  Wün- 
schen und Absichten. 


Die Taktik der Gewerkschafts- 
führung 


Der schlechte Tarifabschluß 1971, 
wie zuvor die viel zu niedrige Lohn- 
forderung gehen klar auf das Konto, 
der Verrätereien der Gewerkschafts- 
führung. Diese hatte zwar radikale 
Sprüche geklopft, aber durch ihre 
„spezielle“ Streiktaktik (Punkt- 
Streiks) die Kampffront der Chemie- 
Kollegen im Sinne der Kapitalisten 
deutlich geschwächt. Nach dem Wil- 
len der Chemie-Kapitalisten sollten 
in diesem Jahr nach Möglichkeit 
alle Streikkämpfe vermieden wer- 
den, um die gerade richtig in 
Schwung gekommene Profit-Explo- 
sion nicht aufzuhalten. Die Ver- 
handlungen sollten schnell geführt 
werden. So hofften die Kapitalisten. 
die Grundlage für weiteren intensi- 
wen Kapitalexport zu legen. Die 
Gewerkschaftsführer organisierten 
die Tarifrunde 72 nach Wunsch der 
Kapitalisten. Der Kapitalisten-For- 
derung nach zügigen Verhandlungen 
kam der 1G-Chemie-Chef Hauen- 
schild eilfertig nach. So ließ er in der 
Aprilausgabe der 

SCHAFTSPOST“ der "1G-Chemie 
verbreiten, „die Gewerkschaft sei 
nachdrücklich gewillt, von der Me- 
Ihode des ‚orientalischen Teppich- 
handels‘ wegzukommen.“ Aus der 
orientalischen Ausdrucksweise Hau- 
enschilds ins klare deutsch über- 
seizt, heißt das: ‚wir Gewerkschafts- 
führer wollen die Sache schnell und 
‚ohne Zeitverlust durchziehen und 
uns nicht mit langen Verhandlungen 
aufhalten. Sonst besteht womöglich 
Gefahr, dab Kollegen mit Streiks 
uns unser Konzept durchkreuzen!“ 


„GEWERK- 


an (nämlich keine Streiks!) und Tor- 
derte si auf, wozu er von ihnen zu- 
‚vor selbst aufgefordert wurde, näm- 
lich „unnötige Konflikte (Arbeits 
‚kämpfe nach Möglichkeit zu vermei 
den. (Zitate ausGewerkschaftspost 
Nr. 4) Auch der zweiten Kapıtal- 
sten-Forderung nach möglichst ge- 
ringen Forderungen sind die Ge 
werkschaftsführer nachgekommen. 
So sucht man vergebens in den 
Veröffentlichungen der 1G-Chemie 
nach Informationen, über die va 
öchliche Gewinn-Lage der Chemie- 
Monopole. Kein Wort von der steilen 
Anstiegskurve der Gewinne im letz- 
ten Quartal 71. Kein Wort über die, 
Profit-Explosion zu Anfang 72. Kein 
Wort über die noch viel größeren 
Gewinne, die die Chemie-Bose in 
nächster Zeit erwarten. Im Gegen- 
heil. Liest man die Veröffentlichun- 
‚gen der IG-Chemie, so glaubt man an 
eine besonders schwierige Situation 
gerade der Chemie-lndustrie („che- 
miespezifische Lage“). Dagegen stel- 
Icn die Gewerkschaftsführer die von 
ihnen aufgestellte beschämend nie- 
drige Forderung dar als „abgewo- 
gen“, „konjunkturpoltisch vemünf- 
tig“ und „durchsetzbar“, wenn in 
dieser Tarifrunde „auch die Unter- 
nehmer vernünftig“ sind. Die Ge- 
werkschaftsführer hatten es nicht 
immer leicht, ihre Forderungen den 
Chemie-Kollegen unterzujubeln. 
‚der Regel versuchten sie Diskussio- 
nen in Vertrauenskörpern über die 
Tarıfrunde gänzlich auszuschalten. 
Nicht überall war dies möglich: 
Auf der VLK-Sitzung vom 21. 3. bei 
der Reichhold-Albert-Chemie-AG in 
Hamburg z.B. wurde von Vertrau- 
ensleuten anfänglich eine Forderung 
von 110,- Mark für alle vorgeschla- 
‚gen. Es bedurfte dort der gesamten 
„Überedungskunst”“ des anwesen- 
den Gewerkschafts-Sekretärs Phillip 
v. Kodolitsch, diese Forderung unter 
den Tisch zu wischen. Nach langer 
Diskussion einigte man sich schließ- 
lich auf eine Forderung von DM 
60,- für ale und darauf basierend 
eine Erhöhung von 6 %. Auch die 
für den 4. 4. 72 einberufene zentrale 
Funktionärs-Versammlung in Ham- 
burg für die Vertrauensieute und 
Betriebsräte der & größten Hambur- 
‚ger Chemie-Betriebe (Norddeutsche 
Affinerie, Beiersdorf, Colgate und 
Reichhold) verlief nicht nach Ge- 
schmack. der Gewerkschaftsführer 
© Für die Norddeutsche Affinerie 
forderte ein Kollege unter stürmi- 
schen Beifall der Anwesenden 110,—. 
Mark mehr für alle und eine Hand- 
werker-Zulage von 25 Pfg/Stunde. 

Die VLK-Vonitzende von Col- 
gute, Kollegin Sonja B. schloß sich 
Sieser Forderung an und forderte zu- 
Stzlich die Angleichung der Frauen. 
iöhne an die Männerlöhne. 


Die Situation der Chemie-Kollegen 
vor und in der Tarifrunde war von 


ein und riefen zur „Mäßigung” auf. 
Demagogisch wurde behauptet, daß 
beizu hohen Forderungen, die SPD- 
Regierung gefährdet” sei und damit 
auch die von ihr eingeleitete „, neue 
Ostpolitik” sowie das angebliche 
„Reformprogramm der SPD. Wenn 
man die „Unternehmer jetzt mit zu 
radikalen Forderungen” verärgere, 
würden sie - wie in der Metallrunde 
— wieder auf die SPD-Regierung 
‚einschlagen. Die DKP hat mit ihrer 
betrügerischen Propaganda für die 
„Ostverträge” diese breite Stimmung 
in der Arbeiterklasse noch genährt, 
wenn sie auch — wie in Hamburg — 
keinerlei direkten Einfluß in der 
Chemiearbeiterschaft hat. 

Die Chemie-Kollegen wurden von 
der Gewerkschaftsführung über diese 
Trifrunde nicht oder kaum infor - 
miert. Kein Flugblatt. Keine Mittei- 
hung in Vertrauens-Körpern. Selbst 
aufeine Betricbsversammlung beider 
Norddeutschen Affinerie in Ham- 
burg am 20.4., auf der Gewerk- 
schafts-Sekrelär Holst ein ausschwei- 
figes Referat über die „ Vorteile des 
‚neuen BVG” hielt, wurde kein Wort 
über die anstehende Tarifrunde er- 
wähnt, obgleich für Hamburg die 
Forderung bereits am 5.4. von der 
Großen Tarifkommission festgelegt 
wurde. Die Chemie-Kollegen werden 
bewußt im Unklaren gelassen, damit 
ein Abschluß im Sinne der Kapita- 
listen durchgepeitscht werden kann, 
noch che die Kollegen überhaupt 
‚merken. = 

Wo bei 
schaftsoppontionellen Kollegen 
Taktik der Gewerkschaftsführer ganz 
‚oder teilweise durchschaut wird, 
ist eine starke Resignation zu bes 
merken. Die Ursache hierfür ist die 
krasse Mißachtung der betrieblichen 
Forderungen durch die Gewerk- 
schaftsführung und die niedrige Höhe 
der schließlich. durchgedrückten 
Forderung. „Für eine solche Forde- 
rung lohnt es sich doch nicht zu 
streiken” — dies ist eine weit ver- 
breitete Stimmung gerade unter den 
aktivsten und fortschrittlichsten Ar- 
beitern. 


geworden, als das bei der Tarifrun- 
schrittlichsten und aktivsten Kolle- 


® Der ehemalige VLK-Vorsitzende 
und jetzige Betriebsrats-Vorsitzende 
von Reichhold, Kollege Heinz V. 
forderte gemäß einheligem Bechiuß 
im VLK, 60,- Mark < 
darauf basierend 6%.Alsderbeiden BEER Kampf gegen die arbeiter. 


Chemie-Kollegen in 


Ganschow (BR-Vorsitzender, und und Betriebsräten zu führen. Die 
Vorsitzender der SPD-Betriebsgrup- Kommunisten müssen solche Ansit- 
pe bei Beiersdorf, sowie Mitglied ze unbedingt unterstützen und ir 
in der Großen Tarıfkommission, in Schwergewicht dabei auf den ideo- 


42) im Auftrag der Gewerkschafts. Form der Sozipartnerschaftsldeo- 
führung abwiegeln wollte, wurde er logie entlarfen und zurückkämpfen 


